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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 15 Minuten 

Vo r s i t z'e n d e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Prä­
sident Thalhammer. 

Präsident: Die Sitzung ist er ö f f n e t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Gföllner und Kräutl. 

E n t s c h u I d i g t hat sich der Abgeord­
nete Dr. Hauser. 

Fragestunde 

Präsident: Wir kommen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 8. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Hafner (ÖVP) an den Herrn Bundesminister. 

805/M 

Warum haben Sie für 1985 eine generelle Pen­
sionsreform angekündigt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
In der gestrigen und in der heutigen Frage­
stunde habe ich schon mehrmals darauf 
Bezug genommen, daß es auf Grund der geän­
derten wirtschaftlichen Verhältnisse, auf 
Grund der Tatsache, daß das ASVG geschaf­
fen worden ist, auf Grund der sozialen Situa­
tion Mitte der fünfziger Jahre sowie auf 
Grund der zwischenzeitlich durchgeführten 
37 Novellen und der jetzt vorzunehmenden 
38. Novelle notwendig ist, eine Gesamtreform 
anzustreben, die einerseits die Finanzierungs­
möglichkeiten berücksichtigt und anderer­
seits das Leistungsrecht durchforstet, um es 
den heutigen Notwendigkeiten und sozialen 
Verhältnissen anzupassen. All das sind 
Gründe, warum wir das in Aussicht genom­
men haben, wobei die Vorbereitungsarbeiten 
jetzt zügig in Angriff genommen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister! Sie haben am 3. Oktober 1979 folgen­
des gemeint: "Wir müssen nun ernsthaft über­
legen, wie es in der Sozialpolitik weitergehen 
soll. Von 1981" - 1981! - "an müssen Konse­
quenzen gezogen werden." So meinten Sie 
1979 vorausblickend, wie sich die Entwicklung 
in der Sozialpolitik, vor allem in der Pensions-

versicherung und in der Krankenversiche­
rung, darstellen wird. Es ist eigentlich keine 
Konsequenz daraus gezogen worden. Im 
Gegenteil: Statt Konsequenzen zu ziehen, wie 
Sie angekündigt haben, sprechen Sie jetzt 
davon, daß bis 1985 Reformen erfolgen müß­
ten. 

Die wirtschaftliche Entwicklung laut Wirt­
schaftsforschungsinstitut ist folgendermaßen: 
Wir haben im Jahr 1982 mit etwa 32 Milliar­
den Schilling Zuschuß des Bundes zu rechnen 
und im Jahr 1985, also zu jenem Zeitpunkt, 
für den Sie eine Reform ankündigen, mit 
einem Zu schuß von etwa 47 Milliarden Schil­
ling. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Warum 
wollen Sie so lange zuwarten, bis die Bela­
stung für den Bundeshaushalt noch größer 
wird? Liegt das an der bevorstehenden Wahl, 
oder wovor fürchten Sie sich? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich fürchte mich 
zunächst vor überhaupt nichts, Herr Abgeord­
neter, auch davor nicht. Ich bin der Meinung, 
daß ein großes Reformwerk dieser Art ent­
sprechend vorbereitet werden muß. Ich habe 
schon mehrmals erwähnt, daß ich dazu alle 
Parteien und alle Institutionen dieses Staates 
einlade. Ich glaube, daß man das nicht über­
happs machen kann, sondern daß das einer 
langen Vorbereitung bedarf. Aber zwischen­
zeitlich haben wir natürlich in Teilbereichen 
des Sozialrechts verschiedene Veränderungen 
durchgeführt, die zu Kostenersparnissen 
geführt haben. 

Ich erinnere daran, daß wir mit der 
37. Novelle die Krankenversicherung wieder 
auf einige Jahre saniert haben, daß wir auch, 
bezogen auf die Pensionsversicherung, Dop­
pelleistungen derogiert haben, und anderes 
mehr. Es wird sicherlich bis 1985 notwendig 
sein, die eine oder andere Einzelmaßnahme 
zu setzen, die zu Kosteneinsparungen führt. 
Insgesamt gesehen aber glaube ich, daß die 
große Reform per 1985 durchgeführt werden 
wird, wobei ich an sich glücklich wäre, 
gelänge es, das unter Umständen auch schon 
früher als Ziel zu erreichen. Nur meine ich, 
daß das eine Vorgabe wäre, die vom Errei­
chen des Zieles her zu schwierig ist. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister! Im ersten Entwurf zur 38. ASVG-
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Dr. Hafner 

Novelle hatten Sie vorgesehen, daß die 
Ruhensgrenzbeträge für den Zuverdienst 
eines Pensionisten eingefroren und daß der 
Zuschlag zur Pension und die Bonifikation für 
die Pension aufgehoben werden. 

Ich frage Sie, da Sie diese Vorschläge, die 
Sie im ersten Entwurf der 38. ASVG-Novelle 
vorgesehen hatten, im zweiten Entwurf nicht 
vorgesehen haben: Haben Sie Angst vor der 
eigenen Courage bekommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich fürchte mich 
weder, noch habe ich Angst, um auch das neu­
erlich klarzustellen. 

Ich möchte auch richtigstellen, daß in 
einem hausinternen Entwurf diese Regelung 
beinhaltet war, die ich im übrigen seit dem 
Sommer dieses Jahres zur Diskussion gestellt 
habe und wo ich den Zusammenhang herge­
stellt habe zwischen einem allfällig notwendi­
gen Jugendeinstellungsgesetz und auf der 
anderen Seite von Bonifikationen für Men­
schen, die Anspruch auf eine Alterspension 
haben und diesen Anspruch auch erfüllt beka­
men. 

Ich erachte es als überlegenswert, das zu 
tun, man ist aber übereingekommen, das jetzt 
nicht so in einer Einzelmaßnahme herauszu­
nehmen, weil dadurch der Eindruck entste­
hen könnte, daß das auf eine besondere 
Gruppe der Bevölkerung abgestimmt ist. Die 
Fragen, die in diesem hausinternen Entwurf 
beinhaltet gewesen sind, stehen weiter zur 
Diskussion, und ich glaube auch, daß sie in 
absehbarer Zeit Realisierung finden werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Im Rahmen der notwendi­
gen Pensionsreform gibt es sicher Bereiche, 
die vorweg erledigt werden sollten. Einer 
davon ist die Regelung der Frühpensionen bei 
Schwerarbeit beziehungsweise N achtschicht­
arbeit. Sie' wissen aus den vorliegenden 
Erfahrungswerten, daß sich das jetzige 
Modell des Sonderruhegeldes in keiner Weise 
bewährt, weil ja jene Arbeitskräfte, die lange 
Zeit in dieser erschwerenden Tätigkeit Dienst 
tun, meistens nicht in den Genuß der vorzeiti­
gen Pension kommen, obwohl sie Beiträge 
dafür leisten müssen, während andere, die 
das Glück des Geburtsdatums haben, hinein­
kommen, wir aber jetzt auf Grund der Situa­
tion am Arbeitsmarkt durchaus damit eine 
Möglichkeit hätten, jene Menschen, die mit 

der Gefahr konfrontiert sind, freigesetzt zu 
werden, in die Pension schicken zu können. 

Ich darf Sie fragen: Denken Sie daran, die­
ses Modell zu ändern im Hinblick auf einen 
Vorgriff auf die Gesamtpension, um etwa das 
Ziel zu erreichen, daß derjenige, der 
12 Monate in einer erschwerenden Tätigkeit 
arbeitet, 14 Versicherungsmonate angerech­
net bekommt und damit leistungsadäquat 
dann früher in den Ruhestand treten kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger:Es ist richtig, 
Herr Abgeordneter, daß die letzte Vorlage 
zum Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz jene 
Leistungen beziehungsweise die Erwartun­
gen auf dem Gebiet nicht in dem Maße erfüllt 
hat, 'wie ich sie beim Ursprungsentwurf 
gehabt habe. Wir haben jetzt etwa 580 Sonder­
ruhegeldbezieher und haben gerechnet, daß 
das in der ersten Phase ungefähr 3 000 bis 
4 500 sein werden. Ich stehe daher nicht an zu 
sagen, daß wir im Einvernehmen mit den 
Betroffenen Überlegungen anstellen, wie wir 
dieses Gesetz modifizieren können, um es für 
jene wirksam werden zu lassen, für die es 
eigentlich im Ursprung gedacht gewesen ist. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Treichl. 

Abgeordneter Treichl (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Im Zusammenhang mit der ange­
kündigten Pensionsreform wird von den 
Oppositionsparteien nunmehr schon seit län­
gerer Zeit immer wieder auf eine Verschlech­
terung der bestehenden sozialversicherungs­
rechtlichen Bestimmungen hingewiesen, ja es 
wird von Sozialstopp gesprochen. Damit wer­
den die Pensionsbezieher, die älteren Men­
schen, wie so oft in den vergangenen Jahren 
nunmehr neuerdings verunsichert. 

Ich möchte Sie daher, Herr Bundesmini­
ster, fragen: Wie sehen Sie die Auswirkungen 
einer Pensionsreform im Hinblick auf einen 
sogenannten Sozialstopp? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich möchte mit aller Eindeutigkeit 
erklären: Es wird in Österreich keinen Sozial­
stopp geben. Wir werden jene Maßnahmen, 
die in den Ländern um uns, wie etwa in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Großbritan­
nien, in Frankreich, in Belgien, und die etwa 
in den Vereinigten Staaten geschehen, bei 
uns nicht zur Anwendung bringen. 
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Bundesminister Dallinger 

Ich darf darauf verweisen, daß wir in den 
letzten eineinhalb Jahren das Nachtschicht­
Schwerarbeitsgesetz beschlossen haben, die 
Betriebshilfe für Mütter im bäuerlichen und 
im gewerblichen Bereich, das Arbeitnehmer­
schutzgesetz, daß wir jetzt in den Novellen, 
die wir für das Parlament vorbereitet haben, 
auch für die Bäuerinnen in einer bestimmten 
Situation eine besondere Leistung erbringen 
werden, daß wir bei der fiktiven Anrechnung 
für das Ausgedinge Verbesserungen bringen, 
daß wir zwar nicht eine quantitative Vermeh­
rung des Sozialrechtes in der Zukunft haben 
werden, daß wir aber eine qualitative Verbes­
seru~g dort anstreben, wo das notwendig ist. 

Bezogen auf das Pensionsrecht wird es 
auch zu keinen Verschlechterungen kommen, 
sondern wir werden nur klarstellen, daß die 
Pension der Ersatz für das verlorengegan­
gene Arbeitseinkommen ist, daß das in einer 
bestimmten Relation zum letzten Bezug 
beziehungsweise zum Standard gebracht wer­
den muß, den ein Mensch während seines 
Arbeitslebens gehabt hat, und daß dieser 
Standard für die Zukunft gesichert bleiben 
muß. 

Aber wir werden sicherlich bei den Impon­
derabilien, bei jenen sozial nicht motivierten 
Leistungen, die wir in der Vergangenheit in 
besseren Zeiten geschaffen haben, verschie­
dene Abstriche tätigen müssen, um das 
Hauptziel, nämlich die Pension als Ersatz für 
das verlorengegangene Arbeitseinkommen zu 
sichern, zu erreichen. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Gaigg. 

Abgeordneter Dr. Gaigg (ÖVP): Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Sie haben uns zwar 
heute einige Male erklärt, daß Sie nichts und 
niemanden fürchten, aber befürchten Sie 
nicht im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung dieser Reform beziehungsweise können 
Sie ausschließen, daß es zu Leistungsein­
schränkungen für die Pensionsbezieher 
kommt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Das kann ich 
nicht ausschließen und möchte ich auch gar 
nicht ausschließen, weil ich gerade vorhin 
erklärt habe, daß unter Umständen sozial 
nicht motivierte Leistungen aus dem Lei­
stungsrecht entfernt werden müssen, um die 
Finanzierung der sozial motivierten Leistun­
gen zu sichern. Ich glaube, das soll und muß 
mit aller Eindeutigkeit gesagt werden. Nur 

geht es hier um die soziale Unterscheidung. 
Und zu dieser sozialen Unterscheidung 
bekenne ich mich uneingeschränkt. 

Präsident: Anfrage 9: Frau Abgeordnete Dr. 
Marga Hubinek (ÖVP) an den Herrn Mini­
ster. 

806/M 

Haben Sie Ihre Meinung über die soziale Not­
wendigkeit der Witwerpension geändert? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Frau Abgeord­
nete! Ich habe meine Meinung über die 
soziale Notwendigkeit der Witwerpension 
nicht geändert. Ich habe auch bei der Einfüh­
rung erklärt, daß ich von mir aus nie in dieser 
Richtung tätig geworden wäre, hätte nicht der 
Verfassungsgerichtshof festgestellt, daß die 
alleinige Witwenpension gegen den Verfas­
sungsgrundsatz der Gleichheit verstößt und 
daher eine Änderung vorzunehmen ist. 

Mit der 36. Novelle zum ASVG wurden 
lediglich die Voraussetzungen, unter denen 
die Witwerpension gebührt, im Einklang mit 
der entsprechenden Entscheidung des Verfas­
sungsgerichtshofes geändert, die ihrerseits 
auf der Familienrechtsreform fußt. 

Schon in der parlamentarischen Debatte 
über die 36. Novelle zum ASVG habe ich dar­
auf hingewiesen, daß die Diskussion über die 
Gestaltung der Witwerpension weitergehen 
wird. Dies ist, wie nicht zuletzt auch Ihre 
Anfrage zeigt, der Fall. In Anbetracht der mit 
1. Jänner 1985 wirksam werdenden zweiten 
Etappe der Neuregelung der Witwerpension 
und dem dann eintretenden nachhaltigen 
Gebarungseffekt soll die Diskussion bis dahin 
Klarheit bringen, ob ein Umdenken in der 
Hinterbliebenenversorgung notwendig ist. 
Zur Zeit ist diese Frage jedenfalls offen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr 
Minister! Das Verfassungsgerichtshofer­
kenntnis und die einstimmige Entschließung 
des Parlaments hätten es auch zugelassen, 
die Witwerpension nur den sozial Bedürftigen 
zuzuerkennen. Sie haben einen Prestige­
standpunkt damals eingenommen und die jet­
zige Regelung getroffen. 

Ich frage Sie: Haben Sie damit nicht die 
Gelegenheit versäumt, die zukunftsweisende 
Reform anzupeilen, weil Sie ein Präjudiz 
geschaffen haben? Warum haben Sie verab­
säumt, unser Modell der Partnerschaftspen­
sion bei dieser Gelegenheit einzuführen? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Meiner Mei­
nung nach habe ich eine zukunftsweisende 
Regelung nicht verabsäumt. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr 
Minister! Sie haben bei der Antwort auf die 
Frage zuvor gemeint, Reformen brauchen 
Zeit. Ich gebe Ihnen dazu recht. Nur, Refor­
men sind undurchführbar, wenn ich ein Prä­
judiz schaffe. Sie haben das Präjudiz geschaf­
fen, und die Finanzierung der Witwerpension 
läßt beispielsweise nicht zu, daß Sie die Heiz­
kosten bezahlen, einen Heizkostenzuschuß 
für Mindestrentner geben. Halten Sie diese 
Regelung für sozial gerechtfertigt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Bei größtem 
Bemühen, sehr geehrte Frau Abgeordnete, 
sehe ich zwischen den beiden Fragen über­
haupt keinen Zusammenhang. Zunächst ein­
mal ist überhaupt kein Präjudiz geschaffen 
worden, sondern es wurde im Gegenteil durch 
die Anpassung der Witwerpensionsregelung 
an die bestehende Witwenpension für die 
Gesamtregelung der Hinterbliebenenversor­
gung in keiner Weise ein Präjudiz geschaffen, 
es wurde im Gegenteil die Ausgangsposition 
vereinheitlicht und damit der Weg für eine 
Gesamtreform freigehalten. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Ich werde nicht die Geduld 
des Präsidenten strapazieren, indem ich auch 
zur Heizkostenbeihilfe frage. 

Ich frage Sie vielmehr: Welche Maßnahmen 
gedenken Sie im Hinblick auf den doch sehr 
unbefriedigenden Zustand der Einkommens­
entwicklung der rund 130 000 Witwen zu 
ergreifen, die auf Grund der bestehenden 
Regelungen einfach nicht aus dem Armutsbe­
reich herauskommen? Daher bin ich der 
Ansicht, daß man über die Hinterbliebenen­
versorgung und über eine Neuordnung des 
Hinterbliebenenrechts doch vorzeitig reden 
sollte, da es ja für die Betroffenen ein schwa­
cher Trost ist, bis zum Jahre 1985 warten zu 
dürfen, wobei sie eine Reform in Aussicht 
gestellt erhalten, die schlußendlich vielleicht 
ab dem Jahre 1990 einmal zum Tragen 
kommt. 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Sollte es mög­
lich sein, auf Grund gemeinsamer Vereinba­
rungen das Hinterbliebenenrecht vorzeitig zu 
lösen, bin ich jederzeit dazu bereit. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Maria Metzker. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPÖ): Herr 
Bundesminister! Bei den Besprechungen über 
die 36. Novelle betreffend die Einführung der 
Witwerpension hat auch der finanzielle Auf­
wand für diese Witwerpension eine große 
Rolle gespielt, nicht nur im Hinblick auf eine 
mögliche Partnerschaftspension. Ich frage 
Sie: Wie hoch war der Aufwand bisher und 
wie viele Witwerpensionen wurden seit 
Inkrafttreten der 36. Novelle zuerkannt? (Ruf 
bei der ÖVP: Nur ein e Frage!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Im Bereich der 
Pensionsversicherungsanstalt der Unselb­
ständigen wurden im September 1982 ... 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Erstaunlich gut vorberei­
tet!) Aber natürlich, ist das unzulässig? (Wei­
tere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Selbstver­
ständlich ist das zulässig. Sie wollen das 
hören, und ich möchte Ihnen das auch sagen, 
und zwar konkret und korrekt. 

Im September 1982 wurden 1 788 Witwer­
pensionen gewährt. Der monatliche Gesamt­
aufwand dafür beträgt - ich bitte jetzt richtig 
hinzuhören - 1,5 Millionen Schilling. 

Im Bereich der Pensionsversicherungsan­
stalten der Selbständigen gab es im Septem­
ber 1982 603 Witwerpensionen, ihr monatli­
cher Gesamtaufwand war 1 Million Schilling. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Puntigam. 

Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Sie behaupten zwar, daß mit 
der Witwerpension kein Präjudiz geschaffen 
worden ist, aber ich glaube, wenn ich Ihre 
Bemerkungen im letzten Sozialausschuß 
beziehungsweise bei der Behandlung des 
Budgetkapitels im Vorjahr recht in Erinne­
rung habe, daß Sie doch eher hin zur Partner­
schaftspension oder zu einer Partnerschafts­
leistung tendieren. Da glaube ich schon, daß 
eine gewisse Präjudizwirkung durch diese 
Witwerpension geschaffen worden ist. 

Meine konkrete Frage: Gibt es jetzt in Rich-
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tung Partnerschaftspension konkrete Überle­
gungen, oder halten Sie nach wie vor an die­
ser in der 36. ASVG-Novelle getroffenen Ent­
scheidung fest? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich habe soeben 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Jörg Haider 
gesagt, daß ich bereit bin, die Frage der Hin­
terbliebenenversorgung unter Umständen 
sogar vorzeitig zu lösen. Das schließt ein, daß 
ich Überlegungen verschiedenster Art 
anstelle, die auch in Richtung Partnerpension 
gehen. Aber gerade weil ich solche Überlegun­
gen habe, bin ich eben der Auffassung, daß 
die Gleichstellung von Witwen und Witwern 
in der 36. Novelle kein Präjudiz für eine künf­
tige Neuregelung geschaffen hat. 

Präsident: Anfrage 10: Herr Abgeordneter 
Kohlmaier (ÖVP) an den Herrn Minister. 

807/M 

Streben Sie Änderungen der Ruhensbestim­
mungen an? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Diese Frage wurde schon in einer Zwi­
schenfrage beim vorhergehenden Punkt rele­
viert. Ich habe natürlich für eine künftige 
Reform Überlegungen auf dem Gebiet der 
Ruhensbestimmungen. Wir wissen, daß seit 
Bestehen des ASVG diese Frage eine große 
Rolle spielt und haben auch in den Entwick­
lungen seit 1956 unterschiedliche Regelungen 
auf diesem Gebiet gehabt. 

Ich möchte mich nicht verschweigen und 
den Eindruck erwecken, als ob ich vorbeire­
den würde. Natürlich wird eine künftige Pen­
sionsreform, die ich ja in Übereinstimmung 
mit allen Parteien anstrebe, die Frage der 
Ruhensbestimmungen in hohem Maße betref­
fen. Wir werden daher hier sehr genau prüfen 
müssen, was möglich und was nicht möglich 
ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
minister! Es kam heute bereits zur Sprache, 
daß der Entwurf der 38. Novelle eine Ver­
schärfung der Ruhensbestimmungen enthielt 
und dann widerrufen wurde. Das kann 
zurückgehen auf eine Weisung von Ihnen, auf 
einen Irrtum eines Sektionschefs, eines Mini­
sterialrats, vielleicht auch nur der Postexpe­
ditstelle. 

Da Sie, Herr Bundesminister, sich heute 
schon als Amateurpsychiater betätigt haben 
und meinem Kollegen Schwimmer ein ver­
wirrtes Gedächtnis vorhielten, frage ich jetzt: 
Wer hatte ein verwirrtes Gedächtnis im Mini­
sterium, als ein falscher Entwurf ausge­
schickt wurde? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Ich werde diese 
Frage auf Grund Ihrer konkreten Anfrage 
prüfen und Ihnen die Antwort. ebenfalls 
schriftlich bekanntgeben. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Ich möchte 
eine leichte Verwunderung nicht unterdrük­
ken, daß Sie bis heute noch nicht wissen, wer 
so einen gravierenden Fehler beging, aber das 
ist heute nicht mein Anliegen. 

Sie haben, Herr Minister, bei einer frühe­
ren Frage - ich glaube, es war bei 8 -
gesagt: Einschränkungen des Leistungsrech­
tes sind nicht auszuschließen. Diese Ehrlich­
keit ehrt Sie. Auf der anderen Seite haben Sie 
mit Vehemenz hier in den Saal gerufen: Es 
wird keinen Stopp geben. 

Lehnen Sie also das Wort "Stopp" ab, weil 
Sie eine Rückwärtsbewegung einem Stopp 
vorziehen? Eine Einschränkung ist ja eine 
Bewegung nicht nach vorn und kein Stopp, 
sondern eine Bewegung zurück. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich kann Ihrem Gedankengang nicht 
folgen. Ich meine, ich bin nicht so ... (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Bitte, jetzt nicht psy­
chiatrisch werden!) Doch, doch, bleiben wir 
schon bei diesem Vergleich! 

Aber ich habe gesagt: Es gibt keinen Sozial­
stopp. Ich habe Ihrem Kollegen vorher gesagt, 
daß ich Leistungseinschränkungen deswegen 
nicht ausschließen kann, weil ich die Leistun­
gen auf ihre soziale Motivation untersuchen 
möchte. Sozial gerechtfertigte Leistungen -
das möchte ich mit allem Nachdruck sagen­
werden nicht gekürzt oder werden nicht ein­
geschränkt. Im Gegenteil: Wir werden uns 
bemühen, dort eine Erweiterung zu erreichen. 
(Abg. B r an d s t ä t te r: Also die Mindest­
pension ist gesichert!) 

Aber es gibt - das wissen auch Sie und 
gerade Sie wissen das, Herr Abgeordneter -
kumulative Leistungen, die sich durch die bis­
her 37 Novellen ergeben haben, wo die soziale 
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Motivation nicht gegeben ist. Wenn ich daher 
unsozial motivierte Leistungen oder sozial 
nicht motivierte Leistungen beseitige, dann 
kann ich keinen Zusammenhang zwischen 
dieser Regelung und der Verneinung eines 
Sozialstopps sehen. Dieser Gedankengang ist 
mir also nicht geläufig, und das meine ich. 

Die Schuldfrage in meinem Ministerium ist 
für mich klar. Es ging ja nur um die Verwir­
rung des Geistes, und die muß ich erst unter­
suchen, und darauf werde ich Ihnen eine 
schriftliche Antwort geben. 

Präsident: Nächste Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Gerade in der gegenständli­
chen Problematik der Ruhensbestimmungen 
zeigt sich ja eigentlich das Dilemma der öster­
reichischen Politik, daß eigentlich jeder über­
zeugt ist, daß man in diesem Bereich etwas 
tun muß, weil es nicht ganz verständlich ist, 
daß die ASVG-Versicherten, die Bauern, die 
Gewerbetreibenden Pensionsabzüge hinneh­
men müssen, wenn sie zusätzlich etwas ver­
dienen, daß aber im öffentlichen Dienst hier 
eine bedenkenlose Möglichkeit des Dazuver­
dienens besteht. 

Sie haben diese Problematik richtig 
erkannt, auch unter dem Aspekt der Jugend- . 
beschäftigung. Denn wenn ich die Ruhensbe­
stimmungen auch für den öffentlichen Dienst 
schaffen würde, würde ich sicherlich Jugend­
arbeitsplätze - Ganztagsarbeitsplätze -
schaffen können. Trotzdem trauen Sie sich 
jetzt offenbar wieder nicht, weil Sie auch in 
diesem Bereich schon viel zu viel Privilegierte 
in den eigenen Reihen sitzen haben. 

Ich darf Sie fragen: Sind Sie bereit, noch 
vor den Nationalratswahlen eine notwendige 
Reform einzuleiten, die etwa in der Richtung 
geht, daß man sagt, in Zeiten der Hochkon­
junktur Lockerung und Liberalisierung der 
Ruhensbestimmung, aber für alle, und in Zei­
ten wirtschaftlicher Schwierigkeiten eine 
generelle strengere Handhabung der Ruhens­
bestimmungen, um nicht Arbeitsplätze, die 
verfügbar wären, durch bereits Versorgte 
besetzen zu lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich habe gesagt, 
daß ich bereit bin, das Problem der Hinter­
bliebenenversorgung, das ja eng mit dieser 
Frage zusammenhängt, auch sc~~m, vor d~m 
Jahre 1985 - sofern es eine UbereinstIm­
mung gibt - zu klären und zu lösen. Und ich 

stehe gar nicht an festzustellen, daß in diese 
Lösung, wiewohl es nicht in meine Kompe­
tenz fällt, auch die Bundesangestellten mit 
einzubeziehen sind. 

Präsident: Weitere Frage, Herr Abgeordne­
ter Tirnthal. 

Abgeordneter Tirnthal (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Wie hoch ist die Zahl der von den 
Ruhensbestimmungen des § 94 ASVG erfaß­
ten Pensionen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Es gibt derzeit 
rund 22 000 Ruhensfälle. 

Präsident: Weitere Frage, Herr Abgeordne­
ter König. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Der Abgeordnete Hai­
der hat zu Recht darauf hingewiesen, daß wir 
hier zweierlei Recht haben. Wir haben einer­
seits die öffentlich Bediensteten, die keine 
Ruhensbestimmungen kennen; bei der Bun­
des bahn , kann man sogar mit 53 Jahren in 
Pension gehen und voll dazuverdienen. 

Ich bin persönlich ein Gegner der Ruhens­
bestimmungen, weil ich glaube, wenn jemand 
mit 65 Jahren in Pension geht, über 40 Jahre 
gearbeitet hat, dann zahlt er ja, wenn er wirk­
lich noch etwas dazuverdient, Steuer und 
Sozialbeiträge. Das heißt, der Staat nimmt 
auch wieder etwas ein, und man soll ihn nicht 
in den Schwarzmarkt drängen, weil Schwarz­
arbeit dem Staat gar nichts bringt. 

Wenn man aber an Ruhensbestimmungen 
festhält, bin ich mit Haider der Meinung, 
dann für alle. Und meine Frage, Herr Bundes­
minister: Teilen Sie diese Auffassung? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich möchte 
diese Feststellung teilen. Ich teile sie im letz­
ten Teil, daß Ruhensbestimmungen für alle 
Gültigkeit haben sollen. Ich teile aber nicht 
Ihre Ansicht, daß Ruhensbestimmungen an 
sich nicht gerechtfertigt sind. In wirtschaft­
lich so schwierigen Zeiten glaube ich, wenn 
jemand eine entsprechende Altersversorgung 
hat, diese Altersversorgung auch in Anspruch 
nimmt, daß er dann aus dem Arbeitsprozeß 
ausscheiden soll und daß dann Ruhensbestim­
mungen zu gelten haben, und zwar - der 
zweite Teil Ihrer Frage - absolut für alle. 

Präsident: Wir kommen zur Frage 11: Abge-
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ordneter Burgstaller (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

808/M 

Welche Beträge hat die Arbeitsmarktförde­
rung für Auslandsschulungen von General 
Motors bisher aufgewendet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Arbeitsmarktverwal­
tung hat aus Mitteln der Arbeitsmarktförde­
rung bisher 30 550 000 S für Schulungen von 
Bediensteten der Firma General Motors 
Austria Werke GesmbH aufgewendet. Diese 
Schulungen fanden in den Werken des Gene­
ral Motors Konzerns Adam Opel AG statt, 
und zwar nahezu ausschließlich in der Bun­
des republik Deutschland. 

Über die 30,5 Millionen Schilling hinaus 
werden 52,2 Millionen Schilling an Beihilfen 
gewährt, aber noch nicht ausbezahlt. Der 
ursprüngliche Ausgabenrahmen von etwa 
100 Millionen Schilling ist noch nicht erreicht, 
es sind noch, wenn ich das dazu rechne, etwa 
17,2 Millionen Schilling offen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Bundesmi­
nister! Nachdem Sie gesagt haben, etwa 
30 Millionen Schilling wurden bisher aufge­
wendet und fast ausschließlich im Ausland, 
darf ich Sie fragen: Wir haben gehört, daß 
dafür auch Flugreisen 1. Klasse, Bahnreisen 
1. Klasse bezahlt wurden. 

Halten Sie die dafür aus der Arbeitsmarkt­
verwaltung aufgewendeten Gelder für sinn­
voll eingesetzt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Daß diese Schulungen im Ausland 
stattgefunden haben, weil Sie das ausdrück­
lich moniert haben, ergibt sich aus der Aufga­
benstellung, weil es eben in Deutschland 
einen Betrieb gibt, wo die in den österreichi­
schen Betrieben tätigen Opel-Angestellten 
entsprechend geschult und auf ihre Tätigkeit 
vorbereitet wurden. 

Ob es dabei zu Ersätzen von Flugreisen 
oder Bahnreisen 1. Klasse gekommen ist, 
weiß ich nicht. Wenn das der Fall ist, halte ich 
diesen Aufwand nicht für gerechtfertigt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Bundesmi-

nister! Im Zuge des technologischen Wandels 
und der weiteren Industrialisierung ist das 
Schulungsproblem auch für Klein- und Mittel­
betriebe ein vordringliches Problem. 

Wären Sie bereit, die Klein- und Mittelbe­
triebe genauso in den Schulungsmaßnahmen 
zu unterstützen wie General Motors? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wenn notwen­
dig und wenn die gleichen Voraussetzungen 
gegeben sind, ja. 

Präsident: Weitere Frage, Herr Abgeordne­
ter Grabher-Meyer. 

Abgeordneter Grabher-Meyer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Bei allem 
Respekt, den ich Ihnen gerade in der Frage 
von Arbeitsmarktförderungsmitteln bisher 
entgegengebracht habe, empfinde ich aber die 
Summe, die General Motors für Schulungen 
im Ausland in Höhe von 30 Millionen Schil­
ling zur Verfügung gestellt wird, als Skandal. 

Herr Bundesminister! Ich weiß aus eigener 
Erfahrung als Unternehmer eines kleinen 
Mittelbetriebes, daß sehr viele Betriebe 
gezwungen sind, ihre Arbeitnehmer, Leute, 
die an modernen Maschinen eingeschult wer­
den müssen, ins Ausland zu schicken. 

Ich kenne keine einzige Stelle, die bisher 
von Ihrem Ministerium angeboten wurde, die 
es solchen Mittelbetrieben ermöglicht, zu 
Umschulungsgeldern für Kurse zu kommen, 
die ihre Angestellten im Ausland besuchen 
müssen, um den Betrieb aufrechtzuerhalten, 
obwohl diese Betriebe meiner Ansicht nach 
eine ähnliche Berechtigung hätten wie Gene­
ral Motors. Denn auf Maschinen, auf denen 
sich niemand auskennt, muß sich der Arbeit­
nehmer einschulen. Ich kenne keine einzige 
Stelle, Herr Bundesminister, die Sie angebo­
ten hätten, wo man sich solche Schulungsgel­
der holen könnte. 

Herr Bundesminister, haben Sie eine sol­
che Stelle, und wenn ja, bitte haben Sie davon 
auch die Klein- und Mittelbetriebe informiert? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich bin auf dem Gebiet völlig anderer 
Auffassung als Sie. Gelänge es mit einem Auf­
wand von etwa 100 Millionen Schilling für 
Umschulungszwecke Arbeitsplätze für 
3 000 Beschäftigte zu sichern, wäre ich in 
jedem Fall bereit, diesen Betrag nicht nur 
wieder aufzuwenden, sondern ihn, wenn not-
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wendig, auch zu verdoppeln. (Abg. G r a b -
her - Me y e r: Die Frage ist aber nicht beant­
wortet! Sie antworten, wie Sie wollen, Herr 
Minister!) 

Präsident: Nächster Anfrager: Herr Abge­
ordneter Steinhuber. 

Abgeordneter Steinhuber (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Welchen arbeitsmarktfördern­
den Effekt erzielt die volle Auslastung, das 
heißt die komplette Inbetriebnahme von 
General Motors bei einer hundertprozentigen 
Kapazität? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Man rechnet, 
daß es für General Motors rund 1 400 kleine 
Zulieferbetriebe in Österreich gibt und daß 
daraus ein Auftragsvolumen von etwa 1,5 Mil­
liarden Schilling resultiert. Ich glaube, daß 
das eine besondere Leistung ist. Es sind 
davon etwa 4 000 Arbeitsplätze in Österreich 
betroffen. Wenn man das jetzt zusammen­
zieht: 3 000 neue Arbeitsplätze bei General 
Motors durch Schulungen beziehungsweise 
durch Auffangen am Arbeitsmarkt und 4 000 
Arbeitsplätze in den Zulieferbetrieben, dann 
kann man ermessen, um welches bedeutsame 
Werk es sich hier handelt. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Tichy-Schreder. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Herr Bundesminister! In dem Vertrag mit 
General Motors ist auch vermerkt, daß für 
jeden Lehrling im ersten und zweiten Lehr­
jahr ein monatlicher Betrag von 2000 S aus­
bezahlt werden soll und daß im dritten Lehr­
jahr das auf 50 bis 70 Prozent gekürzt werden 
soll. 

Meine Frage an Sie: Wie viele Lehrlinge bil­
det General Motors aus? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wenn ich das 
jetzt aus dem Gedächtnis beantworten darf, 
Frau Abgeordnete, glaube ich, daß dort jetzt 
200 Lehrlinge neu eingestellt worden sind. 

Das wird aber beinhalten, daß wir dort 
nicht eine vorübergehende Beschäftigung 
haben werden, sondern daß die Lehrlinge 
auch nach der Auslehre in diesem Betrieb 
weiter tätig bleiben werden. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 12: 
Herr Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP) an den 
Herrn Minister. 

822/M 

Was werden Sie gegen die befürchtete hohe 
Winterarbeitslosigkeit bei den Forstarbeitern 
unternehmen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Hier handelt es sich um eine Spezial­
frage, die aber in einem engen Konnex auch 
mit anderen Fragengebieten steht. 

Ich habe nach Beratungen des Bundesmini­
steriums für soziale Verwaltung mit den 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer im Bereich der Forstwirt­
schaft folgende Verbesserung bei den Richtli­
nien für die Wintermehrkostenbeihilfe vorge­
sehen: 

Erstens: Zusammenlegung der bisherigen 
Förderungszonen und Anhebung der bisheri­
gen Fördersätze pro Arbeitskraft und Kalen­
dertag. 

Zweitens: Die Förderzahlen, das heißt die 
Zahlen der förderbaren Beschäftigten bei Bei­
behaltung eines bestimmten August-Beschäf­
tigtenstandes im Winter, wurden in allen 
Bereichen angehoben. Am stärksten im 
Bereich der kleinen und mittleren Forstbe­
triebe, die durch die derzeitigen Schwierigkei­
ten am meisten gefährdet sind. 

Es werden jetzt auch schon Betriebe mit 
zwei Forstarbeitern, und zwar zur Gänze 
gefördert. Bei Betrieben ab drei Arbeitskräf­
ten, die schon bisher förderbar waren, wurden 
die Förderzahlen allgemein angehoben. 

So sind bei einer durchschnittlichen 
Beschäftigtenzahl von 25 Forstarbeitern nun­
mehr 14 gegenüber früher 9 förderbar, was 
einer Anhebung von über 50 Prozent ent­
spricht. 

Drittens: Es wurden auch die Bauabteilun­
gen von Forstbetrieben in die Förderung ein­
bezogen, da die dort beschäftigten Bauarbei­
ter nach den Bestimmungen über die produk­
tive Arbeitsplatzförderung für die Bauwirt­
schaft bisher nicht gefördert werden konnten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister! Die großen Schwierigkeiten für die 
Forstwirtschaft und für die Forstarbeiter am 
Arbeitsmarkt beruhen ja im wesentlichen 
darauf, daß in den letzten Monaten eine Mil­
lion Festmeter Holz aus der Tschechoslowa­
kei importiert wurden. Und wie wir wissen, 
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wird auch in den nächsten Monaten auf 
Grund der sehr liberalen Importpolitik der 
Bundesregierung Österreichs eine weitere 
Menge von etwa 1,5 Millionen Festmetern 
importiert werden. Bei überschlagsmäßigen 
Berechnungen kann man sich ohne weiteres 
ausrechnen, das bedeutet, daß in der Vergan­
genheit etwa 3 000 Forstarbeiterplätze gefähr­
det waren und auch in Zukunft wieder 3 000 
Forstarbeiterarbeitsplätze gefährdet sind, 
auch wenn Sie Ihre Förderungsmaßnahmen 
so verbessern. 

Herr Bundesminister! Ich möchte Sie jetzt 
wirklich fragen und Sie bitten, mir Ihre ehrli­
che Antwort zu sagen: Was ist Ihnen eigent-· 
lieh wichtiger, Liberalisierung der Ostim­
porte , hausgemacht durch die österreichische 
Bundesregierung, oder die Arbeitsplätze von 
3000 Forstarbeitern? Wie stehen Sie zu dieser 
Frage? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich kann in der Fragestunde nur Fra­
gen beantworten, die in die Kompetenz mei­
nes Ministeriums fallen. Diese Frage fällt 
nicht in die Kompetenz meines Ministeriums. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Herr Bundesmi­
nister, dann muß ich Sie fragen: Werden Sie 
sich dafür einsetzen, daß diese Holzimporte, 
die die Arbeitsplätze in Österreich gefährden, 
eingestellt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich werde diese 
Frage in der Bundesregierung relevieren. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Stögner. 

Abgeordneter Stögner (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Die Winterarbeit der Forstbetriebe 
Österreichs ist bisher schon in bedeutender 
Weise gefördert worden. Können Sie mir 
sagen, wieviel Betriebe im letzten Winter 
gefördert worden sind und für wie viele Forst­
arbeiter das die Erhaltung des Arbeitsplatzes 
im Winter bedeutet hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben im 
vergangenen Winter 364 Begehren dieser Art 
gehabt, wovon 336 auch tatsächlich bewilligt 
worden sind. Wir haben einen Aufwand von 

6,3 Millionen Schilling dafür gehabt und etwa 
2 000 Arbeitskräfte und Arbeitsplätze damit 
gefördert. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Brandstätter. 

Abgeordneter Brandstätter (ÖVP): Herr 
Bundesminister! Es ist mir natürlich klar, daß 
Sie für die Importpolitik nicht zuständig sind. 
Da es aber um Arbeitsplätze geht und die 
Arbeitsplätze alle Österreicher interessieren 
müssen, möchte ich sagen: Es ist von der Prä­
sidentenkonferenz ein Antrag an den Herrn 
Minister Staribacher vor einem Monat 
gestellt worden, die Liberalisierung mit der 
DDR aufzuheben. Die DDR ist kein GATr­
Land, und daher besteht hier die Möglichkeit, 
daß die Liberalisierung aufgehoben wird und 
Kontingente eingeführt werden, um die 
Importe auf ein erträgliches Maß herabzuset­
zen. Werden Sie sich dafür verwenden, daß 
der Herr Minister Staribacher endlich hier 
eine Stellungnahme bezieht, und zwar eine 
Stellungnahme im Interesse der österreichi­
schen Arbeitsplätze? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich habe Ihrem Kollegen schon vorhin 
gesagt, daß ich diese Frage in der Bundesre­
gierung zur Sprache bringen und dort versu­
chen werde, eine Entscheidung herbeizufüh­
ren. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Wie hoch ist der Anteil der 
hiefür eingesetzten Förderungsmittel Winter­
kostenmehrbeihilfe, der den Bundesforsten 
zukommt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben dafür 
keine bestimmte Größenordnung vorgesehen. 
Wir haben auf dem Sektor der Bauarbeiter 
oder der Bautätigkeit die 100 Millionen des 
vergangenen Winters auf 150 Millionen für 
den kommenden Winter, also um 50 Prozent 
erhöht. Ich werde im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft die notwendigen Mittel auf­
bringen und habe hier keine finanzielle 
Begrenzung vor. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 13: 
Herr Abgeordneter Feurstein (ÖVP) an den 
Herrn Minister. 
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823/M 

Wie erfassen Sie die Jugendarbeitslosigkeit? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Jugendarbeitslosig­
keit wird im Rahmen der Erfassung der 
Gesamtarbeitslosigkeit ermittelt. Es gelten 
dafür keine gesonderten Kriterien außer hin­
sichtlich der altersmäßigen Abgrenzung. Als 
vorgemerkte arbeitslose Jugendliche galten 
bisher Jugendliche bis zur Vollendung des 
19. Lebensjahres. Diese Jugendlichen werden 
zu Ende jeden Monats in der Meldung über 
vorgemerkte Arbeitslose ausgewiesen. Ver­
fügbar sind diese Daten nach dem Geschlecht, 
nach Bundesländern sowie nach der berufli­
chen Zuordnung. 

Ich habe ver anlaßt, daß ab November 1982 
zusätzlich die Altersgruppe bis zur Vollen­
dung des 25. Lebensjahres erfaßt wird. Damit 
wird der internationalen Vergleichbarkeit 
Rechnung getragen, die ja bis in diese Grö­
ßenordnung geht. Zu Ende August jeden Jah­
res wurde bisher eine besonders umfangrei­
che und auch kostenintensive Erhebung nach 
dem Alter und der Vormerkdauer der vorge­
merkten Arbeitslosen nach dem Geschlecht, 
den Bundesländern und den Berufsobergru­
pen durchgeführt. 

Datenbasis sind jene Daten, die für die 
Erstellung der Arbeitslosenstatistik verwen­
det werden, wobei zusätzlich eine altersmä­
ßige Segmentierung nach dem Geburtsjahr 
erfolgt. Kriterium ist somit nicht die Vollen­
dung eines Lebensjahres, wie dies bei der 
monatlichen Erhebung der Fall ist. Jene 
Jugendlichen, die eine Lehrstelle suchen, wer­
den monatlich in einer gesonderten Statistik 
erfaßt, nach dem Geschlecht, nach Bundes­
ländern sowie nach Berufsobergruppen, eini­
gen Berufsgruppen sowie einigen Berufsar­
ten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Feurstein: Herr Bundes­
minister! Es ist Ihnen genauso wie mir 
bekannt, daß Sie auf diese Art und Weise den 
Jugendarbeitsmarkt, wenn wir diesen Begriff 
verwenden können, nicht vollständig erfassen 
können. Ihre Antwort ist juristisch richtig, 
aber es waren in Ihrer Antwort nicht jene 
Jugendlichen berücksichtigt, die heuer bei­
spielsweise die Matura gemacht haben, abge­
schlossen haben, die eine mittlere Schule 
abgeschlossen haben oder die Akademiker 

geworden sind. Diese suchen auch einen 
Arbeitsplatz, und mir ist bekannt, daß im 
Bundesland Vorarlberg mindestens 700 bis 
1 000 solche Jugendliche Arbeitsplätze 
suchen. Ich weiß nicht, wieviel es in Öster­
reich sind. 

Sind Sie bereit, eine solche Erhebung im 
gesamten Bundesgebiet durchführen zu las­
sen, damit man die gesamte Arbeitsmarktsi­
tuation der Jugendlichen erfassen kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Ich bin nicht 
bereit, eine solche Erhebung durchzuführen, 
weil ich dazu keine Veranlassung sehe. Jeder 
Arbeitssuchende in Österreich hat die Mög­
lichkeit, die Dienststellen der Arbeitsmarkt­
verwaltung in Anspruch zu nehmen. Jeder 
Schulabgänger, jeder Absolvent einer mittle­
ren oder höheren berufsbildenden oder aus­
bildenden Anstalt, jeder Akademiker kann 
sich als Arbeitssuchender beim Arbeitsamt 
melden, wird dort in die Vermittlungstätigkeit 
einbezogen und wird auch dann in der 
Arbeitslosenstatistik ausgewiesen. Ich sehe 
daher keine Begründung dafür, daß jemand, 
der nicht den Weg zum Arbeitsamt für not­
wendig findet, von mir jetzt in einer kostspie­
ligen Sondererhebung festgestellt werden 
soll. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Feurstein: Herr Minister! 
In der Arbeitslosenstatistik sind diese jungen 
Leute nicht erfaßt, weil sie nach dem Begriff 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes ja 
nicht als Arbeitslose gelten. Sie haben keine 
Anwartschaften erfüllt, um Arbeitslosengeld 
zu beziehen. Deshalb wäre wirklich das 
Bedürfnis gegeben, und von uns ist es immer 
wieder geäußert worden, hier eine Gesamter­
hebung durchzuführen. Daß unser Wunsch 
berechtigt ist, haben Sie jetzt bewiesen, weil 
Sie auf die Lehrstellensuchenden hingewie­
sen haben. Bei den Lehrstellensuchenden, 
beim Lehrstellenmarkt haben wir ja diese 
Erhebung. 

In dieser Situation der schwierigen Arbeits­
vermittlung und auch in der schwierigen 
Situation, in der sich die Arbeitsämter befin­
den - gerade unser Landesarbeitsamt weist 
immer wieder darauf hin ~, möchte ich Sie 
noch einmal ersuchen, eine solche Erhebung 
in ganz Österreich durchzuführen. 

Ich darf Sie bitten, daß Sie in Zusammenar­
beit mit den Landesregierungen solche Erhe­
bungen in die Wege leiten, damit wir einen 
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umfassenden Überblick über die Situation der 
Jugendlichen in Österreich auf dem Arbeits­
markt bekommen, denn nur so können Sie 
echte Maßnahmen setzen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Mir ist nicht 
klar, worum es Ihnen in Wirklichkeit dabei 
geht. Ich habe das schon gestern gesagt. Wol­
len Sie eine Statistik haben, die Sie vermeint­
lich für Ihre Zwecke besser verwenden kön­
nen, oder wollen Sie jenen, die einen Arbeits­
platz suchen, egal, welcher Herkunft und wel­
cher Bildung, einen Arbeitsplatz verschaffen? 

Was ich im Auge habe und was ich mit allen 
Mitteln auch anstrebe und fördere, ist die 
Unterbringung aller arbeitsfähigen und 
arbeitswilligen Menschen in diesem Lande, 
zunächst einmal unabhängig von ihrem Alter. 
Es gibt dann spezifische Maßnahmen für 
bestimmte Gruppierungen. 

Aber wenn Sie das im Auge haben, dann 
darf ich noch einmal sagen, es hat jeder die 
Möglichkeit, das Arbeitsamt zu frequentieren, 
und dort ein Recht darauf, die entsprechende 
Hilfe und Unterstützung zu bekommen. 

Das werden wir tun, und außerdem bitte ich 
zu unterscheiden, daß wir gen au einen Emp­
fänger von Arbeitslosengeld definieren und 
jene, die einen Arbeitsplatz anstreben. Wir 
weisen als Arbeitslose grundsätzlich jene aus, 
die beim Arbeitsamt als arbeitsplatzsuchend 
gemeldet sind. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Ich möchte Ihnen behilflich 
sein, Ihre Verständnisprobleme bei den Anlie­
gen um die statistische Erfassung der Jugend­
arbeitslosigkeit zu bewältigen. Es geht uns 
konkret darum, daß Sie weniger mit statisti­
schen Tricks die Arbeitslosigkeit von jungen 
Menschen verdrängen. Es ist die Klarheit, 
worum es uns geht. Und ich sage Ihnen auch, 
warum. Denn die Tatsache, daß jeder, der in 
einen Vorpraxiskurs eingewiesen wird, nicht 
einmal als arbeitslos gezählt wird, sondern 
sogar die Beschäftigungsstatistik erhöht, 
indem er als öffentlich Bediensteter mitversi­
chert ist, ist doch der größte Witz der 
Geschichte. Daher meine ich, daß, um eine 
umfassende, seriöse Statistik zu haben, diese 
Fragen der Vollerfassung zweifelsohne 
berechtigt von uns hier gestellt werden. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Was werden 
Sie tun, um jene seriöse Statistik zu erstellen, 

die wirklich einen Überblick verschafft, in 
welchem Ausmaß junge Menschen zwischen 
15 und 25 Jahren in Österreich, gemessen am 
internationalen Maßstab, arbeitslos sind? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sie setzen vor­
aus, daß die Statistiken, die im Ausland 
erstellt werden, absolut richtig sind, und Sie 
unterstellen uns, daß die österreichischen Sta­
tistiken unseriös sind und bieten mir dabei 
eine Scheinhilfe an. Diese Scheinhilfe, Herr 
Abgeordneter, muß ich zurückweisen. Für 
eine echte und absolute Hilfe wäre ich Ihnen 
dankbar. Vielleicht können Sie das auch in 
Ihre Überlegungen miteinbeziehen. 

Für die internationalen Vergleiche möchte 
ich Ihnen sagen - und ich wiederhole es 
gegenüber gestern, ich habe jetzt die konkre­
ten Zahlen genau vorliegen -: Ende August, 
wo die Lehrstellensuchenden in stärkerer 
Anzahl vorhanden waren, als das jetzt der 
Fall ist, gab es in Österreich zum internatio­
nalen Vergleich von der Gesamtzahl der 
Arbeitslosen 26,4 Prozent Arbeitslose, die den 
Altersgruppen von 14 bis 24 Jahren inklusive 
angehören. (Abg. Dr. Jörg Hai der: Sie han­
tieren mit einer falschen Statistik. - Präsi­
dent Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den 
Vorsitz.) 

Herr Abgeordneter! Damit sind Sie, was ich 
nicht annehme, aber was ich nicht aus­
schließe, klüger als ich. Denn mir steht jene 
Statistik, die Sie zitieren, nicht zur Verfü­
gung, obgleich ich Chef der Arbeitsmarktver­
waltung bin und erst seit November angeord­
net habe, um Ihnen jeden Monat diese Frage 
beantworten zu können, daß wir durch Spe­
zialerhebungen die Arbeitslosen bis 25 Jahre 
auch tatsächlich registrieren und ausweisen. 
Ende November - ich bitte Sie, Ihre Unge­
duld noch zu zügeln - werde ich Ihnen eine 
konkrete Antwort darauf geben. (Abg. lng. 
Mur e r: Der Haider kennt sich aus!) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Frage: Herr Abgeordneter Tirnthal. Darf ich 
bitten. 

Abgeordneter Tirnthal (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Wie sehen nun Sie 
die Situation junger Menschen am österrei­
chischen Arbeitsmarkt im Vergleich zu ande­
ren Ländern? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Trotz allem Ver-
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gleich haben wir eine sehr gute Position, aber 
das schließt ja nicht aus, daß wir unsere 
Anstrengungen vermehren. Was nämlich 
besonders interessant ist, ist, daß zum Bei­
spiel in Großbritannien die Arbeitslosigkeit 
bei jungen Menschen schon mehrere Jahre 
andauert, während bei uns der Durchschnitts­
wert der Arbeitslosigkeit, nämlich von der 
Mehrzahl der Betroffenen bei maximal drei 
Monaten liegt, noch zwischen drei und sechs 
Monaten liegt, aber dann ganz stark zurück­
geht. Wir haben daher gute Vergleichswerte, 
wir brauchen daher den Vergleich nicht zu 
scheuen. Wir werden ihn daher ab November 
auch monatlich führen. 

Ich möchte keineswegs leugnen, daß wir 
dabei regionale Schwierigkeiten haben. Sie 
selbst, Herr Abgeordneter, sind ja in einer 
Region tätig, wo wir gewisse Schwierigkeiten 
haben. 

Wir haben zum Beispiel in Ternitz, in Ihrer 
unmittelbaren Umgebung, eine solche Lehr­
werkstätte oder ein Ausbildungssystem geför­
dert. Wir werden das auch in anderen Berei­
chen tun. Ich glaube, daß hier diese gemeinsa­
men Anstrengungen zum Erfolg geführt 
haben. 

Aber damit wir uns nicht auseinanderre­
den, meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses: Ich stehe gar nicht an zu sagen, daß 
uns die Lösung des Problems auch durch tat­
kräftige Hilfe und Unterstützung aller Teile 
der Wirtschaft gelungen ist. Wir sollten das 
doch hier nicht jetzt auseinanderreden, zerre­
den und statistisch in negativer Weisedarstel­
len wollen, sondern uns ob des gemeinsamen 
Erfolges über diese Entwicklung freuen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Nächste 
Wortmeldung: Frau Abgeordnete Tichy-Schre­
der. Darf ich bitten. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Nur zur Information: In 
England gibt es kein duales Berufsausbil­
dungssystem, sondern die Jugendlichen, die 
dort auf den Arbeitsmarkt kommen, sind 
ungelernte Arbeitnehmer. Und da ist ein 
wesentlicher Unterschied. Darum ist in Öster­
reich die Situation durch unser duales Berufs­
ausbildungssystem wesentlich verbessert. 
Denn die gewerbliche Wirtschaft hat ja seit 
1970 den Lehrlingsanteil von 138000 bis zum 
Jahre 1981 auf 188000 erhöht. Das ist eine 
Steigerung von 37 Prozent. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Sie, Herr Bundesminister, haben mir 
gerade bei der Beantwortung der General­
Motors-Frage gesagt, daß 200 Lehrlinge 

monatlich mit 2 000 S gefördert werde'n, das 
ist ein Betrag im Jahr von 480 000 S für 200 
Lehrlinge. 1500 Lehrlinge werden von Ihnen 
in Wien gefördert, wo Sie 2 Millionen Schil­
ling zur Verfügung stellen. 

Jetzt habe ich die Frage, Herr Bundesmini­
ster: Wieviel hat Ihre Inseratenkampagne vor 
dem Sommer gekostet, die in den verschie­
densten Zeitungen aufschien, und die Insera­
tenkampagne, die jetzt läuft, für die Einstel­
lung von Jugendlichen? 

Ich persönlich bin nämlich der Auffassung, 
durch materielle Hilfe an die Betriebe könnte 
man das Geld viel besser einsetzen als in 
Inseraten. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Frau Abgeord­
nete! Ich habe mich in bezug auf Großbritan­
nien nicht mit jenen beschäftigt, die in Arbeit 
stehen, sondern mit jenen, die das Unglück 
haben, keinen Arbeitsplatz zu besitzen, daher 
ist die Frage des dualen oder nichtdualen 
Ausbildungssystems hier nicht sehr relevant, 
sondern es war die Frage entscheidend, ob es 
dort arbeitslose Jugendliche gibt, die Jahre 
hindurch bereits arbeitslos sind. 

Zur zweiten konkreten Anfrage möchte ich 
Ihnen sagen, daß ich Ihnen die Kosten dieser 
Inseratenkampagne schriftlich bekanntgeben 
werde, daß ich aber im Gegensatz zu Ihnen 
der Auffassung bin, daß eine solche Aufklä­
rung der Bevölkerung meines Erachtens not­
wendig ist und auch dazu beigetragen hat, die 
Situation in der öffentlichen Darstellung zu 
klären. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zur nächsten Anfrage: Herr Abgeordneter Dr. 
Jörg Haider (FPÖ) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

825/M 

Gibt es im Bundesministerium für soziale Ver­
waltung konkrete Pläne für Einschränkungen 
der Pensionsleistungen? 

Präsident. Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, darf ich bitten. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Im Sinne des vorher Gesagten: Nein. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage. 
Bitte. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider: Herr Bun-
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desminister! Wenn Sie das so dezidiert aus­
drücken, dann wundert mich, daß Sie trotz­
dem einen hausinternen Entwurf über Pen­
sionskürzungen erstellen ließen, wenn Sie 
nicht im entferntesten daran denken, etwas 
zu ändern. Ich mache Ihnen ja durchaus kei­
nen Vorwurf, aber stimmt es wirklich, was Sie 
mir jetzt gesagt haben, daß Sie in keinster 
Weise daran den~en, im Leistungsrecht etwas 
zu ändern oder einzuschränken? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Zunächst ist zu 
prüfen, ob die Diskussion über die Änderung 
der Ruhensbestimmungen im Sinne der 
Ursprungsabsicht eine Pensionskürzung ist. 
Hier geht es doch immer darum, daß wir 
zunächst definieren, welche Aufgabe hat die 
Pension. Wenn wir uns darauf einigen, daß 
die Pension die Aufgabe hat, Ersatz für das 
verlorengegangene Arbeitseinkommen zu 
sein, dann glaube ich, daß Änderungen der 
Ruhensbestimmungen nicht Leistungskür­
zungen in dem von Ihnen gedachten Sinn 
sind. Aber ich möchte das jetzt nicht sophi­
stisch untersuchen. Hier geht es um soziale 
Motivationen und Berechtigungen. Und diese 
Überlegungen habe ich. 

Ich habe vorhin ganz eindeutig zum Aus­
druck gebracht, daß ich der Auffassung bin, 
daß man die Ruhensbestimmungen in allen 
Bereichen - in allen Bereichen! - überden­
ken muß, um nach Möglichkeit im Einverneh­
men mit allen Teilen des Hauses hier eine 
gemeinsame Regelung zu suchen und zu fin-
den. -

Präsident Mag. Minkowitsch: Zusatzfrage? 
- Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider: Herr Bun­
desminister! Es ist ja bekannt, daß gerade die 
Frage der Veränderung des Leistungsrechtes 
sehr sensibel und politisch problematisch ist. 
Wir sind uns aber andererseits, glaube ich, in 
allen Fraktionen darüber im klaren, daß es 
Bereiche der Überversorgung gibt, die auf 
Kosten der Leistungsansprüche anderer 
gehen, die heute zu wenig aus diesem System 
an sozialer Sicherheit erhalten. 

ICh darf Sie fragen: Wie weit sind in Ihrem 
Ministerium bereits Entwicklungen bezie­
hungsweise Vorschläge ausgearbeitet, die 
eine Eindämmung von Überversorgungen im 
Pensionsrecht vorsehen? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Die rein rechne­
rischen und theoretischen Möglichkeiten sind 
schon sehr weitgehend geprüft worden. Es 
wird jetzt in absehbarer Zeit der politischen 
Entscheidung bedürfen, welche Konsequen­
zen wir tatsächlich ziehen. Da verweise ich 
zum wiederholten Male darauf, daß ich das im 
Einvernehmen mit Ihnen anstrebe. Sie wis­
sen, wie schwierig es dann sein wird, von den 
rein theoretischen Überlegungen zu tatsächli­
chen konkreten politischen Konsequenzen zu 
kommen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Zusatzfrage: Bitte, Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg (SPÖ): Herr Bundesmini­
ster! Sie haben die Frage des AnfragesteIlers 
Abgeordneter -Haider hinsichtlich der Ein­
schränkung der Pensionsleistungen mit 
einem deutlichen Nein beantwortet. 

Darf ich Sie nun fragen, Herr Bundesmini­
ster: Welche Bewandtnis hat es dann mit dem 
vom Ministerium für soziale Verwaltung zur 
Begutachtung versendeten Entwurf, der in 
der Folge dann wiederum zurückgezogen 
wurde, nämlich dem Entwurf zur 38. Novelle 
zum ASVG? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Herr Abgeord­
neter! Ich habe im Verlauf des heutigen Vor­
mittags schon mehrfach zu dieser Frage Stel­
lung genommen und auch jetzt beim Herrn 
Abgeordneten Dr. Haider als auch beim 
Herrn Abgeordneten Dr. Kohlmaier darauf 
hingewiesen, daß das eine Frage ist, die in 
Überlegung steht. Es war das ein hausinter­
ner Entwurf, der durch eine Ungeschicklich­
keit zur Versendung gelangte, was aber zu 
diesem Zeitpunkt nicht beabsichtigt gewesen 
ist. 

Aber ich sage noch einmal: Die Überlegung 
steht zur Diskussion und sie wird in die allge­
meine Diskussion eingebunden werden. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Frage: Herr Abgeordneter Schwimmer 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Herr 
Minister! Sie haben gerade jetzt wieder in 
Antwort auf den Kollegen Dr. Jörg Haider 
erklärt, Sie wollen solche Reformmaßnahmen 
im Einvernehmen durchführen. Auch gestern 
haben Sie diese Formulierung vom Einver­
nehmen, das Sie anstreben, gebraucht, und es 
könnte hier der Eindruck entstehen, daß Sie 
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sich darüber ununterbrochen in Gesprächen 
befinden. 

Sie haben nun tatsächlich im heurigen Jahr 
einmal, und das ist nun schon sehr lange her, 
die Sozialsprecher der anderen Parteien zu 
einem Gespräch eingeladen. 

Ich frage Sie daher: Sind seither - das sind 
jetzt, glaube ich, zehn Monate - keine weite­
ren konkreten Arbeiten in Ihrem Ministerium 
geschehen, über die Sie die anderen Parteien 
informieren wollten? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, bitte. 

Bundesminister Dallinger: Es sind seither 
eine Fülle von Aufgaben gestellt worden, und 
es kommen jetzt langsam auch die Antworten 
herein. Ich habe eben erwähnt, es ist eine 
Vielzahl von theoretischen Überlegungen und 
Möglichkeiten. Ich habe vor, am 2. Dezember 
die Sozialsprecher der Parteien zur Frage der 
Jugendbeschäftigung und daran anschließend 
auch zu ~iner Generaldiskussion über Mög­
lichkeiten auf dem Gebiet des Pensionsrechts 
einzuladen. 

Die Nutzanwendung, die wir aus diesen 
theoretischen Möglichkeiten zu ziehen haben, 
ist sehr schwierig. 

Sie wissen aus den beiden Gesprächen, die 
wir geführt haben, daß naturgemäß eine Eini­
gung unter Fachleuten oder eine Meinungs­
übereinstimmung von Fachleuten zu so kom­
plizierten Themen an sich am grünen Tisch 
leichter zu erzielen ist als die Ziehung politi­
scher Konsequenzen bei der Realisierung. 

Ich möchte auch zu bedenken geben, ob es 
nicht schwierig ist - ich werde es aber den­
noch tun -, gerade in Vorwahlzeiten hier 
eine solche Diskussion zu führen, weil halt da 
der Mißbrauch - gar nicht vorbedacht, aber 
vielleicht in der Hitze des Gefechtes - sich 
ergibt. 

Ich möchte gar nicht leugnen: Pensionsfra­
gen, glaube ich, sind die sensibelsten Fragen, 
die es überhaupt gibt, weil sie einen Perso­
nenkreis betreffen, der sich mit dieser kom­
plizierten Materie oft nicht zurecht findet, der 
hier sehr leicht irgendwelchen Mißdeutungen 
unterliegt und daher das zu einer Beunruhi­
gung der Bevölkerung führen kann. 

Ich möchte das nach Möglichkeit vermei­
den, nicht allein im Interesse der Regierung 
oder meiner politischen Partei, sondern im 
Interesse aller Parteien und Interessenvertre­
tungen. 

Aber wir müssen, weil die Zeit drängt, diese 

Gespräche aufnehmen. Ich kann nur an Sie 
appellieren, diese Gespräche loyal zu führen 
mit dem Wollen, hier eine Lösung für alle 
gemeinsam zu finden. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Weitere 
Frage: Herr Abgeordneter Dr. Frischenschla­
ger. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Ich teile Ihre Meinung, 
daß das Pensionsrecht ein sehr sensibler 
Bereich ist. Dmso mehr wundere ich mich, 
daß Sie zunächst die Frage der Einschrän­
kungsüberlegungen mit einem knappen Nein 
beantwortet haben und dann doch jetzt im 
Laufe der Zusatzfrage herauskommt, daß im 
Schoße Ihres Ministeriums doch Überlegun­
gen in der Richtung angestellt werden. 

Da möchte ich jetzt meine Frage anschlie­
ßen: Beziehen sich Ihre Überlegungen auch 
auf Bereiche des öffentlichen Dienstes? Wer­
den ebenfalls im Schoße Ihres Ministeriums 
Pensionsneuüberlegungen in bezug auf den 
öffentlichen Dienst angestellt? 

Präsident Mag. Minkowitsch: Herr Mini­
ster, darf ich bitten. 

Bundesminister Dallinger: Im Zuge der 
gestrigen und heutigen Fragestunden wurde 
diese Frage schon mehrfach releviert, und ich 
habe mehrfach darauf geantwortet, daß das 
nicht meinem Kompetenzbereich unterliegt, 
daß aber die Frage der Ruhensbestimmungen 
für die öffentlich Bediensteten und andere 
Bereiche der Gesellschaft nicht losgelöst von 
den Problemen der Arbeiter und Angestellten 
betrachtet werden kann. 

Ich glaube, daß wir nicht davon reden kön­
nen, eine soziale Harmonisierung in dieser 
Gesellschaft herbeizuführen, Privilegien 
ungerechtfertigter Art zu beseitigen, wenn 
wir bei der Diskussion von vornherein Teile 
dieses Diskussionsbereiches ausschließen 
und sie tabuisieren. Ich bin dagegen, daß man 
das tabuisiert, ich bin dafür, daß diese Frage 
in eine öffentliche Diskussion gebracht wird, 
wenn man konkrete Lösungsvorschläge hat. 

Wir sind dabei, diese konkreten Lösungs­
vorschläge auszuarbeiten, und ich bin über­
zeugt davon, wenn sie sozial gerecht sind, daß 
die Bevölkerung auch verstehen wird, daß 
nunmehr der Zeitpunkt gekommen ist, auch 
hier im positiven Sinne des Wortes eine Har­
monisierung der sozialen Grundrechte herbei­
zuführen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die 60 Minu-
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Präsident Mag. Minkowitsch 

ten der Fragestunde sind abgelaufen. Die Fra­
gestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die in der letz­
ten Sitzung als eingebracht bekanntgegebe­
nen Regierungsvorlagen weise ich zu wie 
folgt: 

Dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarkt­
förderungsgesetz und das Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz 1977 geändert werden (1270 
der Beilagen); 

dem Verfassungs ausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesministe­
riengesetz 1973 und das ÖIG-Gesetz geändert 
sowie damit zusammenhängende Bestimmun­
gen über den Wirkungsbereich des Bundesmi­
nisteriums für Finanzen getroffen werden 
(1293 der Beilagen). 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über den Bericht des 
Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft (111-153 der Beilagen) gemäß § 9 Abs.1 
des Landwirtschaftsgesetzes, BGBl. 
Nr.299/1976, über die Lage der österreichi­
schen Landwirtschaft 1981 (Grüner Bericht) 

(1260 d. B.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gehen in 
die Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Grüner Bericht. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Stögner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Stögner: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Gemäß § 9 Abs. 1 des Landwirt­
schaftsgesetzes vom 9. Juni 1976 hat der Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft der 
Bundesregierung bis zum 15. September eines 
jeden Jahres über die Feststellung gemäß den 
§§ 7 und 8 und die sich daraus ergebenden 
Notwendigkeiten zu berichten. 

Der gegenständliche Bericht wurde dem 
Nationalrat vorgelegt und am 7. Oktober 1982 
dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
zugewiesen. 

Dieser Bericht besteht aus folgenden 
Abschnitten: 

die Stellung der Landwirtschaft in der 
österreichischen Volkswirtschaft, 

die Agrarstruktur und ihre Veränderungen, 

die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft 
im Jahre 1981, 

die Verwendung der Mittel gemäß § 10 des 
Landwirtschaftsgesetzes (Grüner Plan) im 
Jahre 1981, 

Empfehlung für Förderungsschwerpunkte 
gemäß § 7 Abs. 5 des Landwirtschaftsgesetzes, 

Zusammenfassender Überblick und 

Tabellenanhang . 

Der Beitrag der Land- und Forstwirtschaft 
zum Brutto-Inlandsprodukt und jener zum 
Volkseinkommen waren bei weiterhin rück­
läufiger Zahl an Arbeitskräften nach dem 
starken Anstieg im Jahr 1980 laut vorläufigen 
Ergebnissen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 1981 um 1,3 Prozent bezie­
hungsweise 3,3 Prozent geringer. Im länger­
fristigen Vergleich (1975 bis 1981) ist das 
Volkseinkommen je Erwerbstätigen mit einer 
durchschni ttlichen jährlichen Zuwachsrate 
von 7,4 Prozent gestiegen, das Volkseinkom­
men je Erwerbstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft von 9,0 Prozent. Die Endpro­
duktion der Landwirtschaft war 1981 um 
3,4 Prozent höher, jene aus der Forstwirt­
schaft um 6,9 Prozent niedriger als 1980. Die 
Deckungsquote des agrarischen Außenhan­
dels erreichte 1981 mit 47,3 Prozent den bis­
her höchsten Wert. 

Der Preis-Index der Betriebseinnahmen 
verzeichnete eine Zunahme um 7,6 Prozent, 
jener der Gesamtausgaben war um 8,7 Pro­
zent höher. 

Im übrigen verweise ich auf den schriftli­
chen Bericht, der ja allen Abgeordneten vor­
liegt. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat den gegenständlichen Bericht in 
seiner Sitzung am 14. Oktober 1982 in Ver­
handlung genommen. Nach einer Debatte, an 
der sich außer dem Berichterstatter Abgeord­
neten Gärtner die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Riegler, Ing. Murer, Pfeifer, Dkfm. Gorton, 
Lafer und Hietl sowie der Ausschußobmann 
und der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Haiden beteiligten, faßte 
der Ausschuß mit Stimmenmehrheit den 
Beschluß, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den vorliegenden Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft stellt somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle den Bericht des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft gemäß § 9 
Abs.l des Landwirtschaftsgesetzes, BGBl. 
Nr.299/1976, über die Lage der österreichi­
schen Landwirtschaft 1981 (Grüner Bericht) 
(III-153 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

908 
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Stögner 

Sofern Wortmeldungen vorliegen, ersuche 
ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dipl.-Ing. Riegler. Ich erteile es ihm. 

11.22 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Riegler (ÖVP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die österreichische Öffentlichkeit erlebte 
gerade in diesen Wochen ein eigenartiges 
Phänomen. Wenige hundert Kilometer von 
uns entfernt, in den Staaten mit dem soge­
nannten sozialistischen Gesellschafts- und 
Wirtschaftssystem, konnte trotz bester Natur­
voraussetzungen nicht genug erzeugt werden, 
um die Bevölkerung auch nur mit dem Not­
wendigsten versorgen zu können, und es fehlt 
auf der anderen Seite das Geld, um die Nah­
rungsmittel im Ausland zukaufen zu können. 

In Österreich haben wir eine ganze Reihe 
von Berichten über Rekordernten in fast allen 
Gebieten der Landwirtschaft. Ich glaube, 
deutlicher kann der Unterschied in der Lei­
stungsfähigkeit zwischen einer Landwirt­
schaft mit zentralistischer Planwirtschaft und 
einer Landwirtschaft auf der Basis freier 
unternehmerischer Bauern gar nicht vor 
Augen geführt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Man müßte nun glauben, meine Damen und 
Herren, daß es angesichts einer so guten 
Ertragslage den österreichischen Bauern im 
Herbst 1982 besonders gut gehen müßte. Lei­
der müssen wir feststellen: mitnichten, meine 
Damen und Herren! Im Gegenteil, viele unse­
rer Bauern plagen gerade in diesen Wochen 
ganz existentielle Sorgen. Reden Sie mit den 
Weinbauern, reden Sie mit Gemüsebauern, 
mit Obstbauern, in der Forstwirtschaft, in der 
Schweineproduktion, überall stellt sich die 
Frage, wie können die Kredite zurückgezahlt 
werden, wie kommt man mit den Belastungen 
zurecht, wie gelingt es, den Betrieb überhaupt 
wirtschaftlich über die Runden zu bringen. 
Und, Herr Bundesminister, auch Ihnen müßte 
ja zumindest das Ansteigen der sogenannten 
Konsolidierungsfälle zu denken geben. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Wenn wir heute den Grünen Bericht für das 
Jahr 1981 diskutieren, so ist das eine Situa­
tionsaufnahme. Die Zahlen, die in diesem 
Werk festgehalten sind, stehen außer Streit, 
und ich möchte auch hier, so wie im Aus­
schuß, all jenen danken, die zu diesem 

Bericht beigetragen haben: den Beamten des 
Ministeriums, den Mitgliedern der § 7-Kom­
mission, den Mitarbeitern der Buchführungs­
gesellschaft und allen, die beigetragen haben, 
ein Bild über die Situation der österreichi­
schen Land- und Forstwirtschaft dem Natio­
nalrat und der Öffentlichkeit vorzulegen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Es ist sicher richtig, daß der Bericht über 
ein Jahr allein nicht gesehen werden darf, 
sondern im Zusammenhang zu sehen ist, und 
entscheidend für uns ist die Tendenz in der 
Entwicklung, die auch durch diesen Bericht 
zum Ausdruck kommt. Das ist es, meine 
Damen und Herren, was uns Sorgen macht, 
nämlich die Tatsache, daß es seit dem Jahr 
1976 in der Entwicklung der österreichischen 
Land- und Forstwirtschaft deutlich schwieri­
ger wird, in vielen Bereichen bergab geht, und 
das ist - zufällig? -, Herr Bundesminister, 
genau auch die Zeit Ihres Wirkens. 

Tatsache ist jedenfalls, daß nach dem Grü­
nen Bericht 1981 eine Arbeitskraft auf den 
Bauernhöfen einschließlich der öffentlichen 
Zuschüsse und eventueller Zuverdienste 
8700 S je Monat verdient hat, bei einer 
Arbeitszeit, meine Damen und Herren, die für 
viele dieser Bauern zweimal 35 Stunden je 
Woche beträgt, und bei der Tatsache, daß ein 
Viertel dieses Einkommens wieder in den 
Betrieb investiert werden muß, das heißt, daß 
effektiv 6 500 S konsumfähig übrig bleiben. 

Eine zweite Tatsache: Seit dem Jahr 1976 
haben wir jedes zweite Jahr in den Grünen 
Berichten des Landwirtschaftsministeriums 
einen realen Einkommensverlust der Bauern 
ausgewiesen. So etwas, meine Damen und 
Herren, hat es noch nie gegeben. Ernte­
schwankungen waren immer; das gehört zur 
Situation der Land- und Forstwirtschaft, und 
es muß daher eine Ursache dieser Entwick­
lung in der Agrarpolitik gesucht werden. 

Meine Damen und Herren! Im Jahr 1968 
haben die Sozialisten gesagt, die Bauern sind 
Opfer einer falschen Agrarpolitik. Das ist eine 
der ganz wenigen Aussagen, meine Damen 
und Herren, die sich in Ihrer Regierungspra­
xis leider realisiert haben. 

Der Grüne Bericht 1981 beweist drittens, 
daß 26 Prozent der Bauern mit ihrem Einkom­
men unter der Armutsgrenze von 3 700 S zu 
liegen gekommen sind. Bei den Bergbauern 
waren es sogar 29 Prozent, trotz des vielen 
Geredes von der besonderen Förderung der 
Bergbauern durch diese Bundesregierung. 
Meine Damen und Herren und Herr Bundes­
minister! Zumindest das müßte Ihnen doch zu 
denken geben, wenn Sie sich noch einigerma-
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ßen einen Sinn für die wahren sozialen Pro­
bleme unserer Menschen bewahrt haben. Wir 
müssen daran zweifeln, beispielsweise ange­
sichts der Aussagen des Herrn Finanzmini­
sters, wo er den Kleinrentnern im ländlichen 
Raum das Holzsammeln vorschlägt. Ich frage 
mich, meine Damen und Herren von der 
soziaJistischen Fraktion: Ist Ihnen denn nicht 
bewußt, wo Sie hier als sozialistische Bewe­
gung hinsteuern - bei Anerkennung aller 
Ihrer Verdienste in der Entwicklung des 
sozialen Fortschrittes in unserem Land -, 
wenn Sie zu solchen Aussagen in der Folge 
Ihrer Wirtschaftspolitik Zuflucht nehmen 
müssen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Beispiel, meine Damen und Herren, 
charakterisiert ja besonders deutlich die tat­
sächliche Situation. Die Landwirtschaftsbe­
triebe der Stadt Wien haben für das Jahr 1981 
in ihrem Voranschlag einen Verlust von 
300 000 S prognostiziert. Der tatsächliche Ver­
lust im Jahr 1981 betrug 8 Millionen Schilling. 
Wenn die Situation so wunderbar wäre in der 
Land- und Forstwirtschaft, dann frage ich 
mich: Wie ist eine solche Entwicklung in 
einem Bereich wie dem der Stadt Wien mög­
lich, wo noch dazu Großbetriebe auf besten 
Böden arbeiten und wirtschaften können? 
Das muß doch eine Ursache haben, meine 
Damen und Herren! 

Es ist bemerkenswert gewesen, daß im 
Landwirtschaftsausschuß - ich glaube erst­
mals - auch der Abgeordnete Pfeifer gesagt 
hat, 1981 war ein schlechtes Bauernjahr. Ich 
möchte das hier auch respektierend festhal­
ten. Wir werden ja sehen, wie im Lauf der 
Debatte heute die Argumente geführt werden. 
Meistens haben wir es halt erlebt, daß dann 
hoffnungsvoll zurückgeblickt wird in die sech­
ziger Jahre - wir leben aber mit den Proble­
men der achtziger Jahre, meine Damen und 
Herren - und daß versucht wird, in bewähr­
ter Manier die Dinge zu beschönigen und 
alles in bestem Lichte darzustellen. 

Da muß ich Sie auffordern, meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei: 
Bitte reden Sie doch mit den Bauern! Gehen 
Sie doch hinaus und schauen Sie sich die Pro­
bleme an Ort und Stelle an (Beifall bei der 
ÖVP): 

In der Holzwirtschaft, in den verschieden­
sten Produktionssparten haben wir in diesem 
Herbst, gerade in diesen Wochen, Probleme 
über Probleme. Obwohl die Bauernhöfe durch 
ihre Grundsubstanz eine Entwicklung lange 
Zeit aushalten können, gibt es immer häufi­
ger Fälle, daß Betriebe einfach umfallen, daß 
sie in die Versteigerung kommen, daß sie sich 

praktisch in Richtung der Konkurse entwik­
keIn. 

Ich muß Sie daher fragen: Sind Sie denn 
blind für diese Entwicklungen? Gehen Sie 
denn mit geschlossenen Augen durch die 
Gegend? 

Sie werden uns wieder trösten, Herr Bun­
desminister, mit der "wunderbaren" Entwick­
lung im Jahr 1982. In der "Sozialistischen 
Korrespondenz" - ich glaube, von gestern -
schreiben Sie: Zweistellige Einkommenszu­
wächse sind 1982 zu erwarten. 

Herr Bundesminister! Wissen Sie denn 
nicht, daß wir für das Jahr 1982 einen 30pro­
zentigen Zuwachs des Einkommens erreichen 
müßten, damit die Bauern wenigstens zu 
einer Nullverzinsung ihrer Betriebe kommen, 
während es bis 1973 zwischen 1 und 3 Prozent 
Verzinsung des land- und forstwirtschaftli­
chen Vermögens gab? Glauben Sie denn wirk­
lich, daß ein solch wunderbarer Sprung ange­
sichts der Probleme in diesem Jahr zu erwar­
ten sein wird? 

Es ist ja eigenartig: Immer in den Jahren, 
wo der Grüne Bericht keinen Reinertrag, son­
dern einen Reinverlust für den gesamten 
Bundesdurchschnitt ausweist, erhöht die 
sozialistische Mehrheit die Einheitswerte, 
obwohl es heißt, der Einheitswert ist der 
18fache Reinertrag eines land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebes. Ich muß schon sagen: 
Das ist eine ganz besondere Feinheit der 
sozialistischen Agrarpolitik, die wir erleben. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich will wirklich nicht schwarzmalen, 
meine Damen und Herren. Das hätte auch 
keinen Sinn. Wir haben in Österreich Gott sei 
Dank sehr tüchtige Bauern. Wir haben in der 
Land- und Forstwirtschaft etwas weiterge­
bracht, in den ländlichen Regionen, durch den 
Fleiß der Leute, durch Maßnahmen auch der 
öffentlichen Hand, der Länder, des Bundes, 
der verschiedenen Einrichtungen. Gar keine 
Frage. 

Wir haben Gott sei Dank ein gepflegtes 
Land, wir haben eine gesicherte Versorgung, 
wir haben mehr als 40 Milliarden Schilling an 
Aufträgen aus der Land- und Forstwirtschaft 
an die Industrie, an den Handel, an das 
Gewerbe gegeben und sichern damit Tau­
sende Arbeitsplätze. Wir haben 300 000 haupt­
beruflich Tätige in der Land- und Forstwirt­
schaft. Wir haben 650 000 Menschen, die in 
diesem Bereich ein Einkommen erwirtschaf­
ten. - Das sind ganz beachtliche und gewal­
tige Dinge. 

Aber es hat doch keinen Sinn, meine 
Damen und Herren, die Probleme, die es gibt, 
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nicht wahrhaben zu wollen. Das ist doch eine 
Vogel-Strauß-Politik. Eine solche Politik kann 
ja zu keinem guten Ende führen! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Was wir daher brauchen, ist eine klare Ana­
lyse der Probleme sowie zielstrebige Hand­
lungen, und zwar im Interesse aller. Ich 
möchte bei dieser Debatte auch festhalten -
damit es da keine Interpretationen gibt -: 
Natürlich hängt die Situation des einzelnen 
Bauern zuerst einmal von seiner eigenen Lei­
stung, vom Zusammenhalt in seiner Familie, 
von der Situation des Hofes - der Größe, der 
klimatischen Lage - ab. Natürlich hängt die 
Situation vom Verlauf der Witterung ab, von 
der Natur. Gerade in der Land- und Forstwirt­
schaft wie nirgends sonst! Aber die Situation 
hängt auch ab von den Auswirkungen der 
Wirtschaftspolitik, der Sozialpolitik, der 
Steuerpolitik und der Agrarpolitik. Über das 
haben wir heute zu reden. Also nicht über das 
Wetter, sondern über die Politik und deren 
Auswirkungen auf die Situation unserer Bau­
ern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Tatsache ist jedenfalls, daß die schlechte 
Entwicklung seit 1976 ganz wesentlich ihre 
Ursache in der Wirtschafts- und Agrarpolitik 
der sozialistischen Mehrheit hat. Einige die­
ser Ursachen möchte ich ganz kurz nennen: 

Erstens: die enge Verflechtung zwischen 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung und 
der Situation der Bauern. 

Es ist erkennbar, daß gerade in den Jahren 
der Hochkonjunktur, wo nach Arbeitskräften 
fast geschrien wurde, viele Probleme in der 
Land- und Forstwirtschaft durch das Abwan­
dern der Leute überdeckt wurden. Bedenken 
Sie, daß allein - zwischen 1970 und 1981 -
160 000 Menschen den Arbeitsplatz Bauernhof 
mit einer anderen Beschäftigung austauschen 
mußten. Bedenken Sie, was es heißt, wenn 
wir heute die Probleme der Arbeitnehmer in 
der verstaatlichten Industrie diskutieren, 
welch gewaltige Umstellung bewältigt werden 
mußte. 

Was uns heute aber bedrückt, ist die Tatsa­
che, daß nach Schätzungen des Institutes für 
Wirtschaftsforschung auf den Bauernhöfen 
40 000 versteckte Arbeitslose sind, das heißt 
Leute, die zuwenig aus ihrer Landwirtschaft 
verdienen und keine andere Möglichkeit fin­
den, weil es die Arbeitsplatzsituation nicht 
mehr gestattet. 

Trotzdem sind - auch 1981 - 4700 Men­
schen aus der Landwirtschaft weggegangen. 
Trotz der Schwierigkeiten! Was wir brauchen 
- und das möchte ich den leider nicht anwe­
senden Vertretern des Gewerkschaftsbundes 

und der Arbeiter kammer, vor allem dem 
Herrn Präsidenten Czettel, zurufen -: Ange­
sichts der Gesamtprobleme unserer Arbeits­
platzsituation, unserer wirtschaftlichen Ent­
wicklung, sollten wir gemeinsam dafür sor­
gen, daß die Leute auf den Bauernhöfen eine 
Existenzchance haben. Was die Herausforde­
rung der Agrarpolitik für die nächsten Jahre 
sein wird: Mehr Bauern statt weniger Bauern 
in der österreichischen Landwirtschaft halten 
zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine zweite Ursache der Entwicklung ist 
das Auseinanderklaffen zwischen den Preisen 
und den Kosten. Nur zwei Beispiele: Für 100 
Kilogramm Phosphordünger mußten 34 Kilo­
gramm Weizen im Jahr 1970 aufgewendet 
werden. Im Jahr 1981 waren es 77 Kilogramm. 
Oder für eine Heuerntemaschine: 6 100 Kilo­
gramm Milch im Jahr 1970,9900 Kilogramm 
im Jahr 1981. 

Herr Bundesminister! Jetzt können Sie 
sagen: Aber die Erträge sind gestiegen. -
Diese gewaltige Veränderung konnte durch 
die Ertragssteigerungen bei weitem nicht auf­
gefangen werden. Und das ist das Grundpro­
blem der Agrarpolitik. Die Bauern sagen es 
immer wieder: Wir wollen keine Subventio­
nen, sondern wir wollen einen ordentlichen, 
kostendeckenden Preis, und dann werden wir 
uns wirtschaftlich behaupten können. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Dritte Ursache: die steigenden Belastungen. 
Es ist gerade gestern über die Auswirkungen 
der Steuerpolitik diskutiert worden: 262 Pro­
zent Steigerung der Einkommensteuer. Herr 
Präsident Czettel, jetzt werden Sie wieder 
sagen: Das ist doch eine viel zu geringe 
Steuerleistung. 

Meine Damen und Herren! Wo es kein Ein­
kommen gibt, kann es auch nur wenig Ein­
kommensteuer geben. Das gilt für alle Berei­
che. (Abg. K ern: GenauJ) Bedenken Sie, 
daß Sie allein seit 1977 den Bauern fast 2 Mil­
liarden Schilling Einkommen durch das 
Unrecht bei der Mehrwertsteuer vorenthalten 
haben. Das geht auf Kosten der bäuerlichen 
Substanz! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Gar nicht zu reden von den großen Steuer­
problemen vor allem der Weinbauern, wo es 
eine ganze Reihe von Ungereimtheiten und 
Schwierigkeiten gibt. 

Vierte Ursache: Ihre Versäumnisse in der 
Außenhandelspolitik. Sie werden den öster­
reichischen Bauern nicht einreden können, 
Herr Bundesminister, daß wir wirklich um 
Hunderte Millionen, um Milliarden Obst, 
Gemüse, Blumen, Backwaren, Verarbeitungs­
produkte, pflanzliche Öle und Fette, Eiweiß-

• 

131. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 90

www.parlament.gv.at



NationalratXV. GP - 131. Sitzung - 11. November 1982 13203 

Dipl.-Ing. Riegler 

futtermittel und so weiter importieren müs­
sen. Wir wissen schon: Agrarhandel ist keine 
Einbahnstraße. Aber Tatsache ist, daß durch 
Ihre Vorgangsweise viele Möglichkeiten ver­
säumt wurden, die letztlich auf Kosten des 
Einkommens unserer Bauern gehen. 

Wir haben gerade aus jüngster Zeit ein 
besonders eklatantes Beispiel: Vor allem im 
heurigen Jahr macht uns die Entwicklung bei 
den Holzimporten ganz besonders große Sor­
gen. Wir haben bereits im Juli den Herrn 
Handelsminister und auch Sie, Herr Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, aufge­
fordert, alle Möglichkeiten zu ergreifen, um 
etwas gegensteuern zu können. Denn wir wis­
sen: Die Absatz- und Preiskrise gerade in die­
sem Jahr wird wesentlich verschärft durch 
die Billigimporte an Holz und an Schnittware 
vor allem aus den Oststaaten. 

Es wurde gesagt, man könne hier nichts 
tun. Wir haben Ihnen ganz konkrete Möglich­
keiten vorgeschlagen: Ursprungszeugnis, 
Vidierung, Verhandlungen über eine Selbstbe­
schränkung der Tschechoslowakei und die 
wirklich sorgfältige Durchführung der Kon­
trolle über Schädlings befall bei eingeführtem 
Holz. 

Wir haben in dieser Woche, am Montag, 
Gelegenheit gehabt, im Waldviertel einen 
Lokalaugenschein vorgeführt zu bekommen: 
Nicht nur, daß die Züge vorbeigerollt sind, 
während sich die Bauern beim Bahnhof 
Gmünd versammelt haben, wir mußten auch 
sehen, daß sich die Republik Österreich gera­
dezu bemüht, die Schleusen aufzumachen, um 
hier die Importe möglichst ungehindert her­
einrollen zu lassen, daß etwa in Haugschlag 
eine Straße blitzartig asphaltiert wurde, die 
mitten in den Wald hineinführt, wo 3000, 
5 000 Festmeter Holz in Rinde liegen und wo 
die LKW-Züge dann diese Mengen nach Nie­
derösterreich hereinschleusen. 

Wir mußten feststellen - und das war die 
Aussage der dort anwesenden Organe -, daß 
etwa zweimal in der Woche ein Kontrollorgan 
vorbeikommt. Das ist auch nicht verwunder­
lich, denn dieses Kontrollorgan ist für vier 
Grenzübertrittstellen zuständig. Es kann 
nicht einmal mehr am Lagerplatz kontrollie­
ren, sondern dann, wenn die LKW-Züge vor­
beikommen. 

Dafür, Herr Bundesminister, sind Sie 
unmittelbar verantwortlich! Das ist es, was 
wir kritisieren! Nehmen Sie Ihre Verpflich­
tung wahr, im Rahmen der vorgegebenen 
Aufgaben vorzusorgen, daß eine ungleiche 
Konkurrenz unserer schwer ringenden Forst­
betriebe abgestellt wird. (Beifall bei der ÖVP) 

Dazu kam gestern noch ein Eklat in der Sit­
zung des Wirtschaftsrates bei den Österreichi­
schen Bundesforsten. Der Vorstandsbericht 
weist darauf hin, daß die Schwierigkeiten die­
ses größten Forstbetriebes der Republik nicht 
nur auf die Exportprobleme, sondern vor 
allem auch auf die Billigimporte zurückzufüh­
ren sind. Das war Anlaß für die Mitglieder 
unserer Fraktion, denen sich auch der Vertre­
ter der Freiheitlichen angeschlossen hat, eine 
Entschließung zu fassen, um aufzufordern, 
daß bei der phytosanitären Kontrolle, das 
heißt, der Kontrolle gegen Schädlingsbefall, 
wirkungsvoller etwas unternommen wird. 

Es ist geradezu unfaßbar, daß trotz fünfma­
liger Umformulierung, um eine gemeinsame 
Beschlußfassung möglich zu machen, der Vor­
sitzende, Ihr Sektionschef, eine Abstimmung 
über diesen Antrag unterdrückt hat. (Abg. Dr. 
Mo c k : Demokratie!) Ich muß wirklich 
sagen, meine Damen und Herren: Ja sehen 
Sie denn nicht, worum es hier geht, und wel­
che Anforderungen sich daher stellen? Es ist 
unfaßbar, daß zu einer wirtschaftlich nicht 
vertretbaren Vorgangsweise durch die Lax­
heit in der Kontrolle auch noch das undemo­
kratische Unterdrücken der AufgabensteIlung 
von Mitgliedern dieses Wirtschaftsrates dazu­
kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! So kann es wirklich nicht 
gehen! Ich erwarte mir, daß erstens die Kon­
trolle bei der Einfuhr genauso streng vorge­
nommen wird, wie das für die inländische 
Produktion gilt, und ich erwarte mir, daß 
diese Vorgangsweise, wie sie sich gestern 
abgespielt hat, ganz klar und eindeutig abge­
stellt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch eine fünfte Ursache für unsere zuneh­
menden Probleme: Sie liegt darin, daß es die 
sozialistische Mehrheit und die verantwortli­
chen Minister - es sind mehrere angespro­
chen - verabsäumt haben, neue Produktions­
möglichkeiten wirklich zielstrebig wahrzu­
nehmen, wie Ölsaatenanbau, Spezial- und 
Sonderkulturen, Energieproduktion aus 
Land- und Forstwirtschaft. 

Ich möchte aufzeigen, daß es nun nicht nur 
um die Kritik geht. Daher möchte ich auch 
deutlich festhalten, daß ich es sehr begrüße, 
daß wir vor allem auch unter Verantwortung 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt von der 
sozialistischen Fraktion in der Frage der Bio­
spritprojekte seit Frühjahr dieses Jahres 
wirklich konstruktive und zielstrebige 
Gespräche führen können. 

Meine Damen und Herren! Das ist meines 
Erachtens der Weg, um den es geht, der ziel­
führend ist, der uns im Interesse aller wei-
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terbringt. Denn glauben Sie mir: Mir ist es 
viel lieber, wenn wir hier nicht kritisieren 
müssen, sondern wenn wir sagen können, das 
und jenes haben wir zustande gebracht, denn 
es geht ja um die Zukunft unserer Bevölke­
rung, um die Zukunft unserer Bauern, vor 
allem der jungen Menschen in diesem Berufs­
stand. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, daß gerade die Erschließung 
neuer Produktionsmöglichkeiten die Schlüs­
selfrage der Agrarpolitik schlechthin für die 
nächsten Jahre sein wird. Vor allem die 
Schlüsselfrage für die Existenzsicherung der 
jungen Menschen im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte damit zum Ausdruck bringen: 
Was wir wollen, die ÖVP-Fraktion hier, die 
Interessenvertretung, der Bauernbund und 
auch ich persönlich, ist, daß im Interesse aller 
konstruktiv etwas weitergeht. Wir haben uns 
immer wieder darum bemüht: in der Neurege­
lung der agrarischen Investitionskredite, bei 
den Wirtschaftsgesetzen, bei der Entwicklung 
neuer Produktionsalternativen. 

Ich glaube, Sie müssen zugeben, daß es an 
unseren Vorschlägen nicht fehlt, auch nicht 
an unserer Verhandlungsbereitschaft, auch 
nicht an unserer Bereitschaft, politische Ver­
antwortung mitzutragen. Was mich immer 
irritiert, meine Damen und Herren, ist, daß 
wir von der Regierungsbank her immer wie­
der nur Ausreden serviert bekommen. Eine 
Ausrede um die andere: Warum das nicht 
geht, warum jenes nicht möglich ist, daß man 
da halt nichts machen kann. 

Meine Damen und Herren! Für das Produ­
zieren von Ausreden ist diese Regierungs­
bank viel zu teuer. Die Regierung ist dazu da, 
um zu handeln, um Verantwortung zu tragen, 
um die Entwicklung in die Zukunft hineinzu­
gestalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist unser Hauptvorwurf an die Regie­
rung Kreisky: daß sie sehr erfinderisch ist im 
Beschönigen, im Entschuldigen, in den Aus­
flüchten, daß sie aber sehr schwach ist im 
Entscheiden, im Handeln, im Übernehmen 
politischer Verantwortung. 

Ich möchte abschließend sagen, meine 
Damen und Herren: Dieser Grüne Bericht 
muß für uns auch Anlaß sein, daß wir fragen: 
Was muß getan werden? Das ergibt sich aus 
den aufgezeigten Ursachen der Probleme. 

Erstens: Wir brauchen eine Wirtschaftspoli­
tik, in der nicht die Steuergelder für unnötige 
Bürokratien, für unnötige Staatssekretäre, 
für eine unnötige Regierungspropaganda, für 
unnötige Groß- und Monsterprojekte ver-

schwendet werden. Denn jeder Schilling, 
meine Damen und Herren, aus den Steuergel­
dern der Österreicher, der für solch unnötige 
Dinge ausgegeben wird, fehlt dort, wo es 
darum geht, die Struktur zu verbessern, die 
Wirtschaft anzukurbeln, Investitionen zu 
ermöglichen und damit das zu tun, was Sie 
immer sagen, nämlich die Arbeitsplätze für 
die Zukunft zu sichern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wissen, meine Damen und Herren, daß 
gerade im ländlichen Raum und gerade für 
unsere Nebenerwerbsbauern das Um und Auf 
in der Entwicklung in den Klein- und Mittel­
betrieben des Gewerbes, des Handels und der 
Industrie liegt. Das ist das wirtschaftliche 
Rückgrat. Alles, was diese Bereiche zugun­
sten weniger Großer belastet, geht auf die 
Substanz unserer Zukunft. 

Zweitens: Wir brauchen kostendeckende 
Erzeugerpreise und einen gesicherten Absatz. 
Das ist die Arbeitsplatzsicherung für den 
Bauernhof. Wir brauchen für die Bergbauern 
zum Beispiel einen ordentlichen Viehpreis, 
für die Weinbauern, für die Obst- und Gemü­
sebauern einen einigermaßen gesicherten 
Preis und Absatz. Das sind Zehntausende 
Arbeitsplätze auf diesen Höfen, um deren 
Sicherung wir uns bemühen sollten. 

Ich wiederhole daher den Vorschlag: Setzen 
wir uns doch zusammen, ähnlich wie in der 
Frage der Energieproduktion, und versuchen 
wir, im Sinne dieser Arbeitsplatzsicherung 
Projekte weiterzuentwickeln! 

Drittens: Es geht um die Herstellung der 
Steuergerechtigkeit bei den Einheitswerten, 
bei der Mehrwertsteuer und im ganz speziel­
len bei den Ungereimtheiten etwa ungleicher 
Mehrwertsteuersätze der Weinbauern. 

Viertens: Wir brauchen eine aktive Han­
delspolitik als Schwerpunkt unserer Außenpo­
litik, aber auch die Phantasie und die Initia­
tive innerösterreichischer Maßnahmen. 
Sagen Sie nicht immer: Das geht nicht!, son­
dern gehen wir konkret die Dinge an. 

Fünftens: Wir brauchen die zügige Realisie­
rung der neuen Produktionsmöglichkeiten. 

Sechstens brauchen wir eine Investitions­
förderung, die als Initialzündung wirkt. Ich 
habe wiederholt darauf hingewiesen: 1 Mil­
lion Schilling Förderungsmittel beim AlK 
bewirkt 15 Millionen Schilling an Investitio­
nen. Das ist die beste Verwendung der öffent­
lichen Mittel, die man sich vorstellen kann! 

Siebtens brauchen wir soziale Hilfe dort, 
wo die wirklich drängenden Probleme und 
Nöte der Menschen sind, und zwar auch der 
Unfallrentner auf den Bauhöfen, der kleinen 
Pensionisten. (Zustimmung bei der ÖVP.) 
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Ich fasse zusammen: Dieser Grüne Bericht 
bestärkt die Tatsache, daß seit der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre die Situation für 
die Bauern deutlich schlechter geworden ist: 
jedes zweite Jahr reale Verluste, 26 Prozent 
der Bauern unter der Armutsgrenze mit 
ihrem Einkommen. 

Die Ursache für diese Entwicklung liegt 
ganz wesentlich in der verfehlten Wirtschafts­
und Agrarpolitik der sozialistischen Bundes­
regierung. Im Interesse der gesamten Bevöl­
kerung treten wir daher dafür ein, daß 
zukunftsträchtige Maßnahmen energisch 
angegangen werden. Denn es liegt doch im 
Interesse der Arbeiter, daß ihre Arbeitsplatz­
situation weniger konkurrenziert wird, es 
liegt im Interesse der Aufträge, im Interesse 
der Konsumenten und im Interesse der bäuer­
lichen Familien, die auch ein Anrecht auf 
gerechten Lohn und soziale Sicherheit haben. 

Wir vom Österreichischen Bauernbund 
haben mit der Aktion "Lebenschancen im 
ländlichen Raum" ein Detailprogramm vorge­
legt, was zu tun ist, wie es weitergehen kann. 
Wir bauen auf folgenden Schwerpunkten auf: 
Mobilisierung der Eigeninitiative, Partner­
schaft zwischen Stadt und Land und eine 
gerechte Bundespolitik, die nicht zur Zweitei­
lung, sondern zum Ausgleich führt. (Beifall 
der ÖVP.) 

Das ist die Politik, die wir anstreben. Den 
Grünen Bericht 1981 als Spiegelbild einer 
Agrarpolitik, mit der wir aus den genannten 
Gründen nicht einverstanden sind, lehnen wir 
ab. (Lebhafter Beifall bei der ÖVP.) 11.53 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Pfeifer. Ich erteile es ihm. 

11.53 

Abgeordneter Pfeifer (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete 
Riegler hat am Rednerpult in seiner bekann­
ten Form kalt und warm für die Agrarpolitik 
als Therapie vorgetragen. Er hat am Schlusse 
seiner Ausführungen ein entsprechendes For­
derungsprogramm des ÖVP-Bauernbundes 
hier zur Kenntnis gebracht. Dann hat er 
gemeint, daß aus grundsätzlichen Überlegun­
gen - das ist sein gutes Recht und das gute 
Recht der großen Oppositionspartei - diesem 
Grünen Bericht nicht zugestimmt werden 
kann. 

Ich möchte doch auf folgendes hinweisen: 
Seit Mitte der siebziger Jahre, so erklärte der 
Kollege Riegler wörtlich, also seit 1976 geht es 
nach Meinung des ÖVP-Bauernbundes berg-

ab, seit 1976 - da machte er einen richtigen 
Blick zum Herrn Ressortminister , zum Herrn 
Landwirtschaftsminister, und meinte: seit Sie 
damals begonnen haben! - geht es eigentlich 
der Landwirtschaft schlecht. Er hat nur ver­
gessen zu sagen, wie sich die Weltwirtschaft 
seit Mitte der siebziger Jahre darstellt. 

Ja hat er denn, wenn er zugegebenermaßen 
dort und da versteckte bäuerliche Armut 
ortet, vergessen, wie es heute zum Beispiel 
auch dem kleinen Arbeiter, dem kleineren 
Angestellten in dieser Situation geht? Hat er 
vergessen, daß es Leute gibt, die trotz größter 
Bemühungen Notstandshilfen in Anspruch 
nehmen müssen, weil die weltwirtschaftli­
chen Schwierigkeiten turmhoch geworden 
sind? Wir beziehungsweise diese Bundesre­
gierung waren es - und ich glaube, darüber 
zu diskutieren ist müßig -, die dank des 
rechtzeitigen Erkennens der Situation in den 
siebziger Jahren auf die auf uns zukommende 
Krise hingewiesen haben. Damals haben Sie 
noch gelächelt, meine Damen und Herren, 
und gesagt: Was die da sehen, stimmt ja alles 
gar nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Hohes Haus! Daß wir derzeit mit den wirt­
schaftlichen Zahlen besser dastehen als 
andere westliche europäische Industriestaa­
ten, haben wir der Vorbeugung, dem zeitge­
rechten Erkennen einer weltweiten Wirt­
schaftskrise zu danken. Aber ich gestehe dem 
Kollegen Riegler gerne zu, daß er in der 
Agrarpolitik doch auch konzediert, daß eini­
ges geschehen ist. Es würde ja, glaube ich, 
auch sehr schwer sein, etwas anderes zu 
behaupten. (Zwischenruf der Abg. Helga 
Wieser.) 

Meine Damen und Herren! Wenn er meint, 
es gebe immer nur Gerede, es gebe nur Ausre-' 
den von der Ministerbank her, was die land­
wirtschaftlichen Fragen, was die Sorgen der 
Bauern betrifft - wissen Sie, ich tue es nicht 
gerne, aber man wird als Bauer von Ihnen 
immer wieder dazu gezwungen -, so muß ich 
fragen: Haben Sie ganz vergessen, wie der 
letzte Bundeskanzler der ÖVP-Regierung 
beim Hintertürl verschwunden ist, als Bauern 
mit ihm reden wollten? Das ist schon sehr 
lange her, aber Sie sollten es auch ins Kalkül 
ziehen, wenn Sie davon reden, daß es hier nur 
Ausreden gäbe, daß mit einem Wort hier für 
die Bauern nicht die entsprechende Resonanz 
gefunden werde. 

Auf der einen Seite sagen Sie uns, es sei 
einiges geschehen. Auf der anderen Seite sagt 
der Herr Kollege Riegler, der Herr Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft mache 
eine Vogel-Strauß-Politik. Und so geht das 
dahin. 
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Meine Damen und Herren! Wir sind ja 
schon sehr froh, wenn beim Grünen Bericht 
die größere Oppositionspartei durch ihren 
Sprecher zumindest darstellt und dartut, daß 
die Zahlen des Grünen Berichts nicht in Streit 
gestellt werden. Ich habe - und ich stehe 
dazu - im Ausschuß offen gesagt, daß der 
Grüne Bericht 1981 selbstverständlich in 
bezug auf die Ernteentwicklung zu sehen ist 
und daß die Ernteentwicklung für die Bauern 
- das sage ich als sozialistischer Bauer, der 
das genauso weiß wie Sie, meine Damen und 
Herren, die Sie sich als Praktiker am Hof mit 
diesen Fragen beschäftigen - nicht sehr gut 
war. Daß das Jahr 1981 ein schlechtes Bauern­
jahr vom Ertrag her war, und zwar bei der 
Getreideernte, bei vielen anderen Produk­
tionssparten, bei der Weinernte, wissen wir 
alle selber. Darüber zu diskutieren wäre 
müßig. Daß sich diese schlechten Erträge für 
die Bauern in dem Grünen Bericht nieder­
schlagen mußten, ist, glaube ich, auch eine 
Selbstverständlichkeit. 

Hohes Haus! Ich möchte bei dieser Gelegen­
heit gerne namens der Regierungsfraktion 
allen, die in irgendeiner Form an der Erstel­
lung des Grünen Berichts, der immerhin 
einen Betrag von 30 Millionen Schilling not­
wendig macht, um so vor uns zu liegen, betei­
ligt waren, ich möchte allen Beamten, allen, 
wie gesagt, die in irgendeiner Form bei der 
Erstellung des Grünen Berichts tätig waren 
und uns diese große Arbeit in so sachlicher 
Form hier vorgelegt haben, ein herzliches 
Dankeschön sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Kritik 
geübt wird, daß gerade die Agrarpolitik nicht 
den Intentionen der ÖVP und damit, so mei­
nen Sie, den großen Forderungen der Bauern­
schaft Rechnung trägt, so werfen Sie mir 
nicht vor, daß ich jetzt wieder einen Blick ins 
Ausland mache. 

Gestatten Sie mir, daß ich in gleicher sach­
licher Form, wie der Vorredner gemeint hat, 
daß es doch auch einige positive Dinge seiner 
Meinung nach gibt - unserer Auffassung 
nach viele -, auf Grund der allgemeinen 
weltwirtschaftlichen Entwicklung doch auch 
einen Blick in die Bundesrepublik Deutsch­
land und damit auch zur EG mache. 

Ich habe mir die Ziffern angesehen, wie es 
rund um uns in den westlichen Demokratien 
im landwirtschaftlichen Bereich zahlenmäßig 
aussieht. Ich habe zur Kenntnis genommen -
das sei kein Trost, aber festgestellt und unter­
strichen -, daß im Vergleich zur Einkom­
menspolitik der Staaten der EWG Österreich 
gut dasteht. Und das nicht nur deswegen -

meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
das hier als Agrarsprecher wieder einmal 
feststellen -, weil die Bauern so tüchtig sind. 
Selbstverständlich sind sie tüchtig, aber Sie 
werden doch nicht glauben, daß die deutschen 
Bauern nicht auch tüchtig sind, Sie werden 
doch nicht glauben, daß die französischen 
Bauern nicht auch tüchtig sind. 

Wir meinen nur, daß wir auf Grund unserer 
gesamten Wirtschaftspolitik und der Agrarpo­
litik unseres Landwirtschaftsministers recht­
zeitig vorgesorgt haben, daß es unseren Bau­
ern in dieser schwierigen Situation besser 
geht als jenen, die in den EWG-Ländern tätig 
sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich könnte 
jetzt sehr lange mit Ziffern aufwarten und 
Ihnen zur Kenntnis bringen, wie es in der EG 
aussieht. 

Wir haben, "das sagt uns der Grüne Bericht, 
im Vergleich zum Vorjahr ein Minus von 
5 Prozent. Wenn wir wissen, und das ist keine 
Ausrede, sondern ein Faktum, (jaß der Grüne 
Bericht 1980 ein hervorragender Grüner 
Bericht war - Gott sei Dank hervorragend 
und damit auch entsprechend günstig für 
unsere Bauern -, dann ist das zwar kein 
Trost für uns, daß der Bericht 1981 nicht die­
ses Ausmaß an Einkommensbesserstellung 
ausweisen kann, aber es ist eine Tatsache, 
daß die Ernteerträge - meine Damen und 
Herren, das weiß jeder, ich darf das wiederho­
len - im wesentlichen entscheidend bei den 
Ergebnissen der Grünen Berichte durchschla­
gen. 

Meine Damen und Herren! Jawohl, wir sind 
für die Produktionsalternativen, und ich 
glaube, es ist wichtig und notwendig, daß wir 
alle zusammen uns bemühen, vertretbare 
Produktionsalternativen für die Landwirt­
schaft möglich zu machen. 

Das kann aber nur in gemeinsamen sachli­
chen Gesprächen vorangetrieben werden, und 
ich bin sicher, daß diese sachlichen Gesprä­
che wie in der Vergangenheit und Gegenwart 
auch in der Zukunft geführt werden. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Landwirtschaftspolitik heißt miteinander 
reden, heißt gemeinsame Ideen diskutieren, 
und das ist ja in der letzten Zeit und in den 
letzten Jahren sehr erfolgreich für die Bauern 
geschehen. 

Ich verweise auf den Sektor der Milchpro­
duktion, wo es möglich war, eine gemeinsame 
Lösung zu finden. Ich verweise auf das 
Getreidekonzept der Bundesregierung, das 
möglich war, weil man mit der Landwirt­
schaft zu Rande gekommen ist. 
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Meine Damen und Herren! Als Weinbauer 
sage ich Ihnen: Wir kennen die gigantischen 
Ernten des heurigen Jahres auf allen Gebie­
ten. Gerade auch im Weinbau neben dem 
Getreidebau und anderen Produktionssparten 
werden wir uns alle miteinander, die wir hier 
Verantwortung tragen, sehr rasch bemühen 
müssen. 

Wir alle könnten jetzt lange darüber disku­
tieren, was günstiger ist, eine geringere Ernte 
oder eine Rekordernte. 

Sie wissen selber, daß Produktionszahlen, 
wie wir sie heuer bekommen haben, eigent­
lich noch nie da waren. Grund genug, in eng­
ster Koordination zwischen Landwirtschaft 
und Landwirtschaftsministerium einen 
gemeinsamen Ausweg zu suchen, aber einen 
Ausweg vor dem Hintergrund der Weltwirt­
schaftskrise, die wir ganz einfach nicht weg­
diskutieren und nicht wegleugnen sollen, weil 
sie leider ein Faktum für alle Österreicher ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Was soll es denn, meine Damen und Her­
ren, wenn ich hier einen Zeitungsausschnitt 
der "Wochenpresse" vor mir liegen habe, wo 
unter dem Aufhänger ,,Ausgehungert" der 
Herr Präsident Derfler und der Herr 
Bauernbunddirektor Riegler sagen, daß die 
Bauern allmählich immer schlechter gestellt 
werden, daß sie schön langsam, so wird das 
hier dargestellt, am Hungertuch nagen. 

Ja glauben Sie denn, meine Damen und 
Herren, daß in dieser schwierigen Situation 
das der richtige Ton ist, den Sie hier anschla­
gen? 

Wir glauben, wir sollen nichts beschönigen, 
wir sollen die Dinge sachlich beim Namen 
nennen. Aber wir sollen auch nicht dramati­
sieren, denn das bringt auch nichts, und das 
hilft niemandem. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und nun, meine Damen und Herren, zu den 
Einkommensvergleichen; ich bin sicher, daß 
darüber heute noch sehr oft von Kollegen 
Stellung genommen werden wird. Auch hier 
gleich ein offenes Wort. 

Wir können jetzt sehr lange über die Ein­
kommensvergleiche diskutieren, im Grünen 
Bericht nachzulesen. Man könnte stunden­
lang Zahlen nennen. Tatsache ist: Wenn Sie 
einen größeren Zeitraum nehmen, dann wer­
den Sie, ob Ihnen das recht ist oder nicht, ob 
Sie das wollen oder nicht, nicht umhin kön­
nen festzustellen, daß im Durchschnitt das 
Einkommen der Landwirtschaft trotz aller 
Schwierigkeiten real zugenommen hat. 

Wenn wir zwischen 1970 und 1981 das land­
wirtschaftliche Einkommen einschließlich 
öffentlicher Zuschüsse nominell um 183 Pro­
zent und real um 44 Prozent steigern konnten, 
dann ist dies sicher zuerst dem Fleiß der Bau­
ern zuzuschreiben, aber auch der Agrarpolitik 
der sozialistischen Bundesregierung. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Im Durchschnitt wurde in diesem besagten 
Zeitraum jährlich eine nominelle Einkom­
mensverbesserung von 9,9 Prozent erzielt, 
real waren es 3,4 Prozent. Das, Hohes Haus, 
sind Fakten, die man aus den Grünen Plänen 
herauslesen kann, und das sollte man auch 
trotz aller Gegensätzlichkeiten zur Kenntnis 
nehmen. 

Ich habe mir einen Artikel sehr genau ange­
sehen, den ich auch für sehr wichtig halte für 
die gemeinsame Arbeit in schwierigen Zeiten 
in der Landwirtschaft. 

Ganz gleich wie man zu der derzeitigen 
Agrarpolitik von Ihrer Warte aus steht, sollte 
man doch eines auch sehen: Ich habe mir im 
"Förderungsdienst" des Land- und Forstwirt­
schaftsministeriums einen Artikel von Uni­
versitätsprofessor Dipl.-Ing. Dr. Otto Gurtner 
sehr genau durchgelesen. Dieser Wissen­
schafter, der internationale Anerkennung hat, 
schreibt, daß im Institut für Agrarpolitik der 
Präsidentenkonferenz die Diskussion über 
die Einkommensvergleiche neu aufgeflammt 
ist. Das wissen wir alle. 

Er bezieht sich auf die Pressegespräche, auf 
die Artikel in den Fachzeitschriften, und dann 
sagt er unter anderem: 

"Eine befriedigende Erfüllung dieser Auf­
gabe" - nämlich einer klaren, sachlichen 
Darstellung über die landwirtschaftlichen 
Einkommen in Vergleichsziffern - "ist aller­
dings nur dann möglich, wenn die Vertreter 
der Wissenschaft in bezug auf ihr Bemühen 
nach Objektivität das Vertrauen aller politi­
schen Grp.ppen besitzen. Wenn - wie das in 
jüngster Zeit mehrfach geschehen ist - die 
Objektivität nur deshalb in Frage gestellt 
wird, weil die Ergebnisse von Untersuchun­
gen nicht ins strategische Konzept passen, so 
kann das nur als bedauerliche Erscheinung 
bezeichnet werden. Verdächtigungen, wie sie 
in letzter Zeit zum Ausdruck gebracht wur­
den, dürfen jedoch nicht dazu führen, daß sich 
die Vertreter der Fachwissenschaft auf ein 
ähnlich primitives Niveau persönlicher Diffa­
mierung begeben oder sich überhaupt resi­
gnierend aus der fachlichen Diskussion 
zurückziehen." 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
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niemandem etwas unterstellen. Aber ich 
möchte diesen Artikel und die Meinung die­
ses internationalen Wissenschafters deswe­
gen dartun, weil ich meine, daß wir die Ergeb­
nisse der Wissenschaft ganz einfach alle mit­
einander dringend brauchen, daß wir die eng­
ste Koordination mit der Wissenschaft als 
Bauern, als Landwirtschaftsvertreter brau­
chen, und ich bin davon überzeugt, daß wir 
mit einem Wort alles tun sollen, daß die Wis­
senschafter in Ruhe und in Sachlichkeit 
arbeiten können und man nicht dann, wenn 
die Zahlen dem einen oder dem anderen nicht 
ins Konzept passen, die Wissenschaft schul­
dig spricht. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
war auch notwendig, auf diesen Umstand hin­
zuweisen. 

Hohes Haus! Ich möchte allmählich zum 
Schluß kommen und sagen, daß der vorlie­
gende Grüne Bericht, der für die Landwirt­
schaftspolitik, für die Arbeit für die Landwirt­
schaft so wichtig ist, kein Anlaß zum Jubel, 
aber auch kein Anlaß zum Pessimismus und 
schon gar nicht Anlaß zur Lamentation sein 
kann. Er ist ganz einfach ein Zahlenmaterial, 
sachlich in hervorragender Art und Weise 
zusammengestellt auf Grund des Erntejahres 
1981. 

Das soll kein Trost für die Bauern sein, 
aber ein Faktum wird sein, das wissen wir 
alle, daß der Grüne Bericht des Jahres, in 
dem wir jetzt leben, des Jahres 1982. sicher, 
und da muß ich dem Herrn Bundesminister 
selbstverständlich gerne attestieren, daß er 
kein Hellseher ist, aber recht hat, auf Grund 
der Rekordergebnisse des Rekorderntejahres 
1982 selbstverständlich ein zweistelliges Ein­
kommensergebnis für die Bauern bringen 
wird. Wir freuen uns darüber. 

Aber ich glaube, eines steht schon fest: 
Wenn man diese Berichte vergleicht, dann 
kann man, Hohes Haus, ganz gleich von wel­
cher Ebene, ganz gleich aus welchem 
Gesichtswinkel, ganz gleich aus welcher poli­
tischen Richtung man Landwirtschaftspolitik 
betrachtet, nur zu dem Ergebnis kommen, 
daß Landwirtschaftspolitik und die Zahlen 
des Grünen Berichtes selbstverständlich in 
engstem Zusammenhang mit dem Rohertrag 
und der Rohertrag in engstem Zusammen­
hang mit den entsprechenden Ernteergebnis­
sen des jeweiligen Jahres zu sehen sind. 

Hohes Haus! Meine Fraktion wird diesem 
vorliegenden, sehr sorgfältigen Grünen 
Bericht 1981 gerne ihre Zustimmung geben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 12.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Murer. Ich erteile es ihm. 

12.15 

Abgeordneter lng. Murer (FPÖ): Verehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Als im Herbst letzten Jahres der 
sozialistische Landwirtschaftsminister den 
Grünen Bericht 1980 präsentierte, aus dem 
damals ein durchschnittliches Ergebnis, das 
sehr gut war, ein durchschnittlicher Einkom­
menszuwachs von 25 Prozent herauszulesen 
war, meinte damals der Herr Kollege Pfeifer 
- ich kann mich noch gut daran erinnern -, 
man solle doch dem Herrn Landwirtschafts­
minister ein Glückwunschtelegramm schik­
ken. 

Herr Kollege Pfeifer! Ich habe Ihnen 
damals schon gesagt, daß wir das nicht tun 
werden, weil wir genau gewußt haben, daß in 
einem anderen Jahr, in dem die Witterung 
nicht so günstig ist, auf die Sie immer warten, 
ja das Ergebnis wieder sehr mager aussehen 
wird. (Zwischenruf des Abg. H ir s c her.) 
Heute, Herr Kollege Hirscher, sind wir so 
weit. Wir haben recht gehabt: Ein Glück­
wunschtelegramm wäre wirklich unsinnig 
gewesen, denn wir müßten dann jetzt, meine 
Damen und Herren, dem Herrn Landwirt­
schaftsminister ein Trauertelegramm senden, 
und das wollen wir nicht. 

Wir alle wissen - und das wissen vor allem 
auch die Bauern, meine Damen und Herren 
-, daß natürlich die Witterung eine entspre­
chende Rolle spielt. Ich habe nach der Rede 
des Herrn Abgeordneten Riegler darauf 
gewartet, Herr Kollege Pfeifer, daß Sie wieder 
die Verwunderung aussprechen: Ja, wie gibt 
es das dann noch in Österreich, wenn die 
Situation so schlecht ist, daß die Bauern über­
haupt noch leben können? - Das ist ja immer 
Ihre Argumentation, mit der Sie vor allem 
auch die Öffentlichkeit verunsichern. 

Ich kann Ihnen sagen: Es ist nicht das rote 
Wunder der Agrarpolitik, daß es noch Bauern 
gibt in Österreich, sondern vor allem Kon­
sumverzicht, 70 Stunden in der Woche arbei­
ten statt 35, wenig Krankenstand - nur der 
allernotwendigste - und kein Urlaubsan­
spruch beziehungsweise auch keine Frühpen­
sion sind die Dinge, warum es in Österreich 
noch Bauern gibt, die noch mit Freude ihrer 
Zukunft entgegengehen können. Aber es ist 
nicht die rote Agrarpolitik dieser Bundesre­
gierung! (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Herr Bundesminister Haiden! Ich habe 
Ihnen schon oft den Vorschlag gemacht, man 
soll in der Agrarpolitik Österreichs doch nicht 
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immer auf das Wetter warten, sondern viel­
mehr eine Preis- und Einkommenspolitik 
gestalten, die nach Kalkulationen berechnet 
und durch Kalkulationen untermauert wird 
und dadurch unabhängig vom Wetter einkom­
menspolitisch für die Bauern wirksam ist. 
(Neuerliche Zustimmung bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin sehr 
froh darüber, daß es diesen Grünen Bericht 
gibt. Er ist eine wahre Fundgrube für einen 
Menschen, der sich mit Agrarpolitik beschäf­
tigt. Ich möchte auch all jenen Herrschaften 
herzlich danken, die sich das ganze Jahr über 
sehr bemühen, diese Fundgrube zu erstellen, 
damit wir über die Lage der Landwirtschaft 
in Österreich sprechen, diskutieren können, 
obwohl mir, Herr Bundesminister, ein 
wesentlicher Punkt in diesem Grünen Bericht 
fehlt, nämlich der paritätische Einkommens­
vergleich, vor dem Sie sich immer noch her­
umdrücken und herumschwindein. 

Genau das ist es, was ich meine, wenn ich 
sage, daß die Taktik, die politische Taktik, die 
hinter diesem Grünen Bericht steht, von uns 
abgelehnt werden muß. Denn dieses Herum­
taktieren bringt letzten Endes ja keine Auf­
klärung, und wir werden auch keinen Schritt 
in der agrarpolitischen Auseinandersetzung 
weiterkommen. Denn so, wie Sie das machen 
- es ist den Berichten der letzten Jahre zu 
entnehmen -, nämlich alle Schuld auf das 
Wetter abzuschieben, erscheint uns Freiheitli­
chen als ein sehr billiges Unterfangen. 

Meine Damen und Herren! Das wäre gera­
dezu eine Kindesweglegung. In der freiheitli­
chen Agrarpolitik sagen die Fakten und 
Werte viel mehr als die Argumentation eines 
sozialistischen Landwirtschaftsministers, der 
der Öffentlichkeit leider Gottes sehr oft ein 
falsches Bild von der Situation der Landwirt­
schaft vermittelt. 

Wir Freiheitlichen meinen deshalb, daß die 
restriktive Erzeugerpreispolitik, direkt betrie­
ben vom Handelsminister Staribacher in der 
amtlichen Preiskommission und indirekt 
beeinflußt durch den sozialistischen Land­
wirtschaftsminister Haiden, zwar inflations­
dämpfend gewirkt hat, gleichzeitig aber die 
Bauerneinkommen sehr gemindert hat. 

Der Beweis, Herr Landwirtschaftsminister , 
steht auch im Grünen Bericht. Aus ihm geht 
doch eindeutig hervor, daß im Schnitt der letz­
ten vier Jahre der allgemeine Teuerungsindex 
um durchschnittlich 5,1 Prozent jährlich 
gestiegen ist, jener für Nahrungsmittel und 
Getränke jedoch lediglich um 4,1 Prozent. Das 
heißt auf deutsch: die Bauern waren in den 
letzten Jahren die Inflationsbremser , und 

zwar zu Lasten ihres Einkommens und zum 
Wohle der Volkswirtschaft. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Was 
hat die österreichische Agrarpolitik unter der 
Führung eines sozialistischen Landwirt­
schaftsministers getan? Wie hat sie das den 
Bauern gedankt? - Letztendlich nur mit 
einer sehr unverläßlichen Politik, nämlich so, 
daß Sie immer auf das Wetter warten nach 
dem Motto: Ist das Wetter gut, dann geht es 
der Regierung gut, dann geht es den Bauern 
gut. Ist das Wetter schlecht, dann geht es 
auch von der Regierung aus nicht recht. -
Das, Herr Minister, lehnen wir ab! Wir verlan­
gen eine verläßliche Agrarpolitik, die mit 
Kostenkalkulationen untermauert ist und den 
Bauern ein Einkommen sichert, das es ihnen 
ermöglicht, sich in der Zukunft weiter fort­
zuentwickeln. (Zustimmung bei der FPÖ. -
Abg. Dipl.-Vw. J 0 S sec k: Der Herr Mini­
ster hat zu Hause einen Wetterfrosch im 
Glasl! - Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Man könnte es 
ja auch anders sagen. Leichter, als die Unge­
wißheit des Wetters abzuwarten, wäre folgen­
des für Sie: Würden Sie eine anständige Preis­
politik machen, dann hätten Sie ja nicht sol­
che Differenzen im Grünen Bericht. (Ruf bei 
der SPÖ: Aber heuer gab es ein gutes Wetter!) 

Aber man könnte es auch anders sagen: Die 
verantwortlichen Politiker, meine Damen und 
Herren, verlassen sich sehr auf eine Mengen­
produktion, dies natürlich deshalb, damit man 
eben auf dem Preissektor nicht viel tun muß. 

Herr Minister! Sie müssen auch zugeben, 
daß diese Politik in ein Schlamassel geführt 
und die Bauern in ungeheure Schwierigkeiten 
gebracht hat. Die Ergebnisse des Grünen 
Berichtes, über die auch schon Riegler 
gesprochen hat, zeigen dies ja sehr deutlich. 

Herr Bundesminister! Sie sagen auch 
immer, man solle nicht ein Jahr herneh­
men. Ich bin auch derselben Meinung. Aber 
wenn man den Durchschnitt von fünf Jahren 
im Grünen Bericht betrachtet, dann sieht 
man auch nichts wesentlich Besseres als die 
Verluste des letzten Jahres, nämlich nur eine 
durchschnittliche - ich sage: nur eine durch­
schnittliche - nominelle Steigerung in die­
sem Zeitraum im Ausmaß von 6 Prozent und 
eine reale Steigerung von nur 1,5 Prozent. 

Wenn man diese Steigerungsraten ansieht, 
dann könnte man aber auch meinen - und 
das meinen vor allem die Sozialisten in Öster­
reich -, es wäre ohnehin alles in bester Ord­
nung. Der Herr Kollege pfeifer hat gerade so 
getan, als wäre alles in bester Ordnung, er 
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versteht überhaupt nicht, warum wir uns 
noch aufregen. 

Meine Damen und Herren! Da möchte ich 
einen Vergleich bringen, der vielleicht gut 
dazupaßt, nämlich den Vergleich mit dem 
halbleeren Wasserglas. Der Optimist kann 
sich natürlich trösten, daß das Glas halbvoll 
ist. Natürlich würde es ein Pessimist bedau­
ern, daß das Glas eben halbleer ist. 

Meine Damen und Herren! In der Agrarpo­
litik Österreichs geht es aber um mehr, um 
viel mehr als um ein Glas Wasser: Es geht um 
milliardenschwere Einkommensdisparitäten 
zu anderen Berufsgruppen, wovon Sie eben­
falls nicht sehr viel wissen wollen. Diese Ein­
kommensvergleiche werden nicht seriös auf­
gestellt, sondern es wird durcheinanderge­
mischt, es werden Dinge vermischt, damit die 
Öffentlichkeit eben nicht aufgeklärt wird. 

Ich sehe ja, Herr Kollege, daß Ihnen dieser 
Einkommensvergleich, den Sie nicht real 
anstellen wollen, sehr wehtut. (Abg. P f ei f­
fe r: Sie sagen, daß Professor Gurtner ein 
unseriöser Mann ist? Wiederholen Sie das! 
Wissen sie überhaupt, was Sie reden?) Herr 
Kollege Pfeifer! Ich weiß das schon, nur Sie 
wissen oft nicht, Herr Kollege Pfeifer, wovon 
Sie reden. Sie wissen es wirklich oft nicht! 
(Beifall bei der FPÖ.) Ich schon, denn ich bin 
ein Bauer. Ich bestreite aber, daß Sie einer 
sind. Ich bin kein Asphaltbauer , Herr Kollege 
Pfeifer! Ich melke meine Kühe noch selbst. 
Nur Sie kennen sie bald von anderen Tieren 
nicht mehr auseinander. (Heiterkeit und neu­
erlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte sehr 
bewußt die Betonung auf diesen Einkom­
mensvergleich legen, weil die Landwirtschaft 
schon seit Jahrzehnten unter diesen Aspek­
ten und unter diesen unrealistisch geführten 
Auseinandersetzungen leidet. Die Österreichi­
sche Volkspartei - Herr Kollege Riegler, ich 
glaube, du wirst mir recht geben - hat auch 
vielleicht einmal gemeint, daß man diese Ver­
gleiche nicht unbedingt anstellen muß. Die 
SPÖ hat da sehr viel gelernt, indem sie das 
nach wie vor beibehält. Ich freue mich, daß 
Sie umgedacht haben und diesen Einkom­
mensvergleich ebenfalls real fordern, damit 
man eben entsprechende Vergleiche ziehen 
kann. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitli­
chen glauben: Es ist ein sehr wesentlicher 
Faktor in der Agrarpolitik, daß man seriös 
Einkommensvergleiche anstellt. Ich weiß 
schon: Der Herr Landwirtschaftsminister 
wird dann auch darauf eingehen und wird 
wieder versuchen, die Dinge so darzustellen, 
als wäre sowieso alles in bester Ordnung. 

Herr Minister! Ich glaube aber: Solange dieser 
Einkommensvergleich nicht auch im Grünen 
Bericht enthalten ist und nicht öffentlich 
anständig diskutiert wird, werden wir immer 
wieder diese Situation im Parlament zur 
Sprache bringen. Ich glaube Ihnen auch -
und Sie haben es schon ausgesprochen -, 
daß Sie sich sehr bemühen werden, eben 
diese Vergleichsrechnungen auch im Grünen 
Bericht anstellen zu können. 

Es wird nämlich meiner Meinung sehr oft 
ein sehr schelmisches Spiel getrieben. Man 
sagt zum Beispiel: Die Bauern verdienen zwar 
etwas weniger, aber die Luft auf dem Land 
muß man auch irgendwo einrechnen. Vermö­
gen in Form von Grund und Boden ist ja bei 
den Bauern auch da. (Abg. Dr. BI e n k: Bee­
ren, Schwammerln! Heiterkeit.) Die 
Arbeitszeit ist nicht gleich Arbeitszeit, denn 
die Arbeitnehmer arbeiten ja wirklich, die 
Bauern hingegen, so höre ich manchmal von 
Ihrer Seite, "beschäftigen sich" nur. Die Bau­
ern sind teilweise nicht gut ausgebildet. Die 
Bauern zahlen keine Steuern, und vieles 
andere mehr. Solche Diskussionen werden 
auch in den Medien geführt, meine Damen 
und Herren! 

Ich glaube, daß man diese Dinge nicht 
durcheinanderwerfen soll, sondern wenn man 
sagt, man macht einen Einkommensver­
gleich, so hat man einen solchen durchzufüh­
ren - ähnlich wie in der Schweiz -, ohne 
diese Dinge zuzurechnen. 

Wenn man es sich zum Ziel setzt, einen Ver­
mögensvergleich anzustellen, so hat man das 
Vermögen zu vergleichen. Wenn man ganz all­
gemein die Lebensbedingungen untersuchen 
will, so stehen eben diese zur Debatte und 
sonst nichts anderes. 

Herr Landwirtschaftsminister! Ich glaube, 
daß das Bild im Vergleichswege, das Sie 
manchmal der Öffentlichkeit klarzumachen 
versuchen, nicht gut angebracht ist, wenn es 
in der Form geschieht, daß Sie sagen: 
Soundso viele Kühlschränke, soundso viele 
Tiefkühltruhen oder gar Farbfernseher ste­
hen in einem bäuerlichen Haushalt mehr als 
in einem städtischen, und daher geht es der 
Landwirtschaft besser. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, daß die­
ser Vergleich unmöglich halten kann und eine 
Täuschung der Öffentlichkeit darstellt, weil 
das objektive Bild der Landwirtschaft dabei 
nicht aufgezeigt wird und uns eben dieses 
bunte Durcheinanderwirbeln in der Agrarpo­
litik keinen Schritt weiterbringt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Grüne Bericht sagt auch aus, daß etwa 
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30 Prozent aller Haupterwerbsbauern weni­
ger verdienen und im Durchschnitt ein Ein­
kommen von weniger als 50 000 S j ähr lich 
erreichen. Nur rund ein Achtel aller Haupter­
werbsbauern verdienten 1981 mehr als 
180000 S, und das sind 15000 S monatlich, 
meine Damen und Herren, was etwa dem 
paritätischen Vergleichslohn entsprechen 
würde. Also nur etwa ein Achtel der österrei­
chischen Bauern würde dem paritätischen 
Vergleich mit anderen Berufsgruppen stand­
halten! 

Herr Bundesminister! Ich habe bewußt 
diese Art der Berechnung angestellt, weil 
man dem Bundesmittel oft entgegenhält, daß 
eben ein Durchschnitt sehr wenig aussage. 

Ich glaube, daß diese Ziffern eines sehr 
genau sagen: Wenn wir wissen, daß mehr als 
80 Prozent unter 20 Hektar Grundfläche zu 
bewirtschaften haben, dann sind es diese 
Klein- und Mittelbetriebe, die diese Politik 
der österreichischen Bundesregierung sehr 
trifft und eben zu einem sozialen Problem 
werden läßt. 

Es wird auch immer wieder gesagt, die 
Bergbauern verdienen sowieso genug, die 
sind in Fremdenverkehrsgebieten, da gibt es 
sehr rasche Einkommenszuflüsse und es geht 
ihnen eigentlich sehr gut. Das ist auch im 
Grünen Bericht nachzulesen. Ich glaube, ich 
muß hier einmal darüber reden, wie denn 
diese Bauern in diesen Fremdenverkehrsge­
bieten wirklich abschneiden. 

Aus dem Grünen Bericht 1981 geht nämlich 
hervor, daß von 100 gemeldeten Gästenächti­
gun gen 88 auf das Bergbauerngebiet entfal­
len. Das sind bei 121 Millionen Nächtigungen, 
meine Damen und Herren, immerhin 106 Mil­
lionen Gäste, die in diesen Gebieten nächti­
gen oder in diesem Gebiet ihren Urlaub ver­
bringen. 

Inwieweit konnten jedoch, meine Damen 
und Herren, die Bergbauern tatsächlich die­
sen Gästestrom finanziell für sich nutzen? -
Ich muß gestehen: Ich bin von den Fremden­
verkehrseinkommen, die die Haupterwerbs­
betriebe 1981 erreichen konnten, etwas ent­
täuscht. Sie betrugen im Mittel bloß 3800 S je 
Familienarbeitskraft. Sicherlich ich 
möchte auch das nicht verschweigen - waren 
im alpinen Berggebiet die Zahlen etwas bes­
ser. Dort lagen sie bei 5 500 S je Familienar­
beitskraft. Das heißt mit anderen Worten, daß 
das Zubrot, also der Zuerwerb "Urlaub am 
Bauernhof", eben nur ein Zubrot, ein Zuer­
werb bleiben kann, was auch mit viel Mehrar­
beit natürlich erreicht wird, aber von einer 
lukrativen Einkommensquelle, einem sehr 

schnell und rasch verdienten Geld kann 
bestimmt nicht gesprochen werden. 

Beim Studium des Grünen Berichtes 1981 
bin ich weiters zur Erkenntnis gelangt, daß 
diese Agrarpolitik eigentlich nur zum Über­
wasserhalten der Bauern ausreicht. Die grö­
ßeren Betriebe in Gunstlagen entwickeln sich 
erfreulicherweise - und das wird immer so 
sein - fort, die große Masse aber, wie ich 
schon gemeint und gesagt habe, der mittleren, 
der kleineren Vollerwerbsbetriebe, bleibt bei 
der Fortsetzung dieser sozialistischen Agrar­
politik auf der Strecke. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, daß es 
sehr wichtig wäre, wenn Sie Ihren Partei­
freunden auch die Wahrheit sagen würden 
und die Wahrheit sagen könnten, nämlich daß 
die Einkommensimpulse in der Zukunft von 
der sozialistischen Agrarpolitik, sofern sie 
noch gemacht werden kann und soll, wesent­
lich größer sein müßten als bisher. (Zustim­
mung bei der FPÖ.) 

Die sogenannten Halbwahrheiten sind in 
der Politik meiner Meinung nach eben wirk­
lich das Schlimmste, und dazu zählt zweifel­
los auch die Methode, Herr Bundesminister, 
den Bauern immer wieder vorzurechnen, wie­
viel Subventionen sie zwischen 1961 und 1981 
erhalten haben. Immer wieder führen Sie an, 
daß Sie Summen zusammenbringen, die man 
in der Öffentlichkeit zeigen kann - von 1960 
bis 1980 zusammengezählt die Summen -, 
und wollen damit beweisen, wie gut diese 
Agrarpolitik ist. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Werden 
Sie mit dieser Methode des Zusammenrech­
nens fortfahren, die Subventionen der Bau­
ern, wie gesagt, über Jahrzehnte zu addieren? 
Es könnte nämlich dann auch einmal ein 
Bauer kommen und Ihnen vorrechnen, wie 
viele Tonnen Getreide und Hektoliter Milch 
er in den letzten 20 Jahren der österreichi­
schen Bevölkerung unterpreisig zur Verfü­
gung gestellt hat. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren in 
diesem Saal, ob so eine Methode in der Agrar­
politik gerechtfertigt ist, indem man, wie 
gesagt, die Subventionen zusammenrechnet 
und auf der anderen Seite als Beispiel nur 
anbieten kann, daß man eben die Preispolitik 
in der Landwirtschaft heute unterpreisig 
gestaltet. 

Außerdem, Herr Minister Haiden - ich 
kann Ihnen nicht helfen -, glaube ich, daß 
durch so eine Politik, wo nur wenig Einkom­
mensimpulse ausgehen, die Arbeitsplätze in 
der Landwirtschaft nicht gesichert werden, 
sondern daß Sie die Arbeitsplätze in der 
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Landwirtschaft ruinieren. Und genau das wol­
len wir Freiheitlichen nicht mitgestalten! 
(Zustimmung bei der FPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Erlauben Sie mir auch noch anläßlich der Dis­
kussion über den Grünen Bericht einige 
grundsätzliche Aspekte der Agrarpolitik ein­
zuflechten. In vielen Belangen geht die Agrar­
politik meiner Meinung nach auf das Konto 
der Sozialisten - das ist eben nicht zu leug­
nen -, aber laut Bundesverfassung ist Land­
wirtschaft in vielen Fällen natürlich auch 
Landessache. Das soll man auch immer wie­
der erwähnen. 

Zweitens sind ÖVP und SPÖ in der Sozial­
partnerschaft wie Zwillinge aneinandergeket­
tet. Dort, so kommt es mir vor, Herr Kollege 
Riegler, regiert und existiert wirklich die 
sozialpartnerschaftliche Einheitspartei, und 
nicht zum Wohle der Landwirtschaft, wie ich 
meine. (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Meine Schlußfolgerung ist daher: Die Ver­
antwortung für unsere Landwirtschaft ist 
unteilbar bei SPÖ und ÖVP - unteilbar, Herr 
Kollege Riegler -, weil die politische Struk­
tur es einfach nicht anders zuläßt. - So 
meine ich. 

Das Landwirtschaftsministerium ist rot, die 
Landwirtschaftskammern sind schwarz, und 
die Sozialpartnerschaft ist rot-schwarz. 

Herr Kollege Riegler! Ich würde daher mei­
nen, daß Sie gemeinsam mit uns versuchen 
sollten, aus dem Jammertal dieser Agrarpoli­
tik herauszufinden, und daß wir uns gemein­
sam bemühen sollten, den Bauern für ihre 
harte Bauernarbeit endlich jenen Lohn zu 
geben, der ihnen zusteht. Und hier können 
Sie im Bereich der Sozialpartnerschaft sehr 
wohl mitwirken! (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte zusammenfassend noch zum 
Abschluß sagen: 1981 real 5prozentiger Ein­
kommensverlust. Und ich frage: Welcher 
Berufsgruppe in Österreich wurde das noch 
zugemutet? - Ich glaube, keiner. 

Zweitens: Weit und breit, meine Damen und 
Herren, kein Aufholprozeß zu sehen, womit 
das Landwirtschaftsgesetz meiner Meinung 
nach eine "taube Nuß" wurde. 

Drittens: Unsere Landwirtschaft, so meine 
ich, befindet sich seit Jahrzehnten in einem 
verhängnisvollen Dreieck, welches ich ganz 
bewußt als rot-grünes Bermuda-Dreieck 
bezeichnen und die Eckpunkte nennen 
möchte. Erstens unbefriedigende Einkom­
menslage, zweitens stetiger Abwanderungs-

druck und drittens überlange schwere 
Arbeitszeit der Bauern. 

Dieses rot-grüne Bermuda-Dreieck, meine 
Damen und Herren, hat mit dem Grünen 
Bericht, Herr Bundesminister, eines gemein­
sam: Im Bermuda-Dreieck verschwinden die 
Schiffe, und die Agrar-Politik der roten Bun­
desregierung versenkt immer mehr Bauern. 
Deshalb können wir dieser Politik die Zustim­
mung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.) 12.41 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Deutschmann. Ich erteile es ihm. 

12.41 

Abgeordneter Deutschmann (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Grüne 
Bericht gibt uns jedes Jahr die Möglichkeit, 
über die Situation der österreichischen Land­
wirtschaft zu diskutieren. Wir haben heute 
schon einiges gehört, und ich glaube, daß man 
vieles, das heute hier gesagt wurde, unter­
streichen kann. 

Kollege Pfeifer sieht in seiner altgewohnten 
Form einmal in die Vergangenheit, dann 
schaut er in die Zukunft, vernachläßigt die 
Gegenwart und will so den Beweis erbringen 
- wie auch der Kollege Murer gesagt hat -, 
alles ist in Ordnung. Leider ist dies nicht der 
Fall, und wir, die wir Verantwortung tragen, 
wissen, die Probleme werden nicht kleiner, 
sondern größer. 

Herr Kollege Pfeifer! Es hat niemand hier 
im Haus noch irgendwo draußen die Behaup­
tung aufgestellt, daß es nicht weitergegangen 
ist. Selbstverständlich sind wir in einer Ent­
wicklung, die uns einiges aufdrängt. Selbst­
verständlich müssen wir in vielen Bereichen 
umdenken, einiges verändern und mehr lei­
sten. Ich glaube, daß gerade die Mehrleistung 
zu wenig in diesem Haus beachtet wird. Und 
so möchte ich insbesondere den Bäuerinnen 
und den Bauern und allen Mitarbeitern den 
herzlichsten Dank aussprechen für ihre Lei­
stung, die sie im Interesse der gesamten 
österreichischen Gesellschaft erbracht haben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber auch sagen, Herr Kollege 
Pfeifer, daß die Zahlen des Grünen Berichtes 
nie angezweifelt worden sind. Nie! Ich möchte 
auch sagen, daß wir sehr froh sind, daß wir 
diese Zahlen in die Hand bekommen haben 
und nun darüber diskutieren können. Aber 
wir haben immer wieder feststellen können, 
daß leider Gottes die Bundesregierung 'die 
Zahlen, die im Grünen Bericht aufscheinen, 
nicht ernst nimmt. Dadurch kommt es zu 
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gewissen Problemen und Schwierigkeiten. -
Ich werde das im einzelnen noch aufzeigen. 

Ich werde mich ausschließlich mit dem Grü­
nen Bericht auseinandersetzen und Ihnen 
den Beweis erbringen, daß man leider - wir 
werden uns dann beim Kapitel Landwirt­
schaft noch damit auseinandersetzen - nicht 
den Gegebenheiten, die in diesem Grünen 
Bericht aufgezeigt werden, Rechnung trägt. 

Ich bin auch der Auffassung Pfeifers: nicht 
dramatisieren oder beschönigen. Das ist nicht 
unsere Aufgabe, sondern es stellt sich gerade 
im Zusammenhang mit dem Grünen Bericht 
die Frage: Haben wir die Zielsetzungen des 
Landwirtschaftsgesetzes erreicht? Sind die 
Zielsetzungen und die Agrarpolitik dahin 
gehend ausgerichtet, wie es das Landwirt­
schaftsgesetz verlangt, nämlich Erhaltung lei­
stungsfähiger Betriebe, Erhöhung der Wettbe­
werbsfähigkeit dieser Betriebe? Wenn wir all 
das getan haben, dann könnten wir mit ruhi­
gem Gewissen sagen: Jawohl, die Agrarpolitik 
entspricht dem Landwirtschaftsgesetz, und 
dann würde aber auch die Situation in der 
Landwirtschaft und draußen bei den Bauern­
höfen etwas anders ausschauen. 

Gerade der Grüne Bericht 1981 gibt uns die 
Antwort. Was hat die Agrarpolitik in Öster­
reich im Zusammenhang mit den Problemen, 
die eben zu bewältigen sind, erreicht? Was hat 
sie verbessert? Wie hat sich die Struktur in 
der Landwirtschaft verändert? Hat sich die 
Zahl der Bauern erhöht oder sind wieder etli­
che abgewandert in andere Berufe? 

Gerade in diesem Zusammenhang stellt 
sich die Frage - und ich habe gestern sehr 
oft und sehr vieles über die Änderung der 
Arbeitszeit gehört, es soll mehr Urlaub in den 
verschiedensten Bereichen möglich sein -, 
Herr Bundesminister, Sie waren ja in der 
Regierungssitzung, Sie haben ja diesem 
Mehrurlaub zugestimmt: Haben Sie nicht im 
Zusammenhang mit dieser Problematik dar­
auf verwiesen, daß die Landwirtschaft in 
einer sehr unguten Einkommenssituation 
steht? 

Es steht im Grünen Bericht auf Seite 60: 
"Der Arbeitsverdienst betrug 1981 im Mittel 
aller ausgewerteten buchführenden Betriebe 
53119 S je Familienarbeitskraft." Im Jahr, 
bitte, 53 119 S je Arbeitskraft! Sie können das 
nachlesen auf Seite 60, das ist um 4 Prozent 
weniger als im Jahr 1980. Es irritiert die 
bäuerliche Bevölkerung, die Bauernschaft, 
daß man auf der einen Seite mit sozialen Lei­
stungen herumwirft und versucht, noch einige 
zu bringen, und auf der anderen Seite gibt es 

einen Berufsstand, der von Jahr zu Jahr weni­
ger bekommt. 

Es stellt sich die Frage, wie das weiterge­
hen soll. Es hat heute schon mein Kollege 

. Riegler im Zusammenhang mit den Einheits­
werten die Frage aufgeworfen: Was denkt 
sich eigentlich die Bundesregierung oder was 
meint der Herr Landwirtschaftsminister 
dazu? Es steht nämlich auf der gleichen Seite 
im Grünen Bericht: "Ein Reinertrag pro Hek­
tar war im Jahr 1981 im Bundesmittel nicht 
gegeben." 

Bitte, das muß Ihnen doch etwas sagen. Es 
muß Sie ja zum Nachdenken veranlassen. 
Jeder einzelne von Ihnen, der es ehrlich 
meint, muß sagen: Wir müssen für die 
Bauernschaft etwas tun! Es ist auch unser 
Entschließungsantrag eingebracht worden, es 
wird heute auch wieder einer eingebracht 
werden. Wir sollen doch die bäuerlichen 
Betriebe stärken und nicht in andere Berei­
che abdrängen, denn die Abwanderung bringt 
uns ja nichts, meine sehr geehrten Damen 
und Herren. Riegler hat vorhin erklärt, wir 
wollen die Menschen auf den bäuerlichen 
Betrieben halten, wenn aber das Einkommen 
zurückgeht, dann gehen diese Menschen vom 
bäuerlichen Beruf weg in andere Bereiche. 
Ich brauche Ihnen die Gesamtarbeitsplatzsi­
tuation ja nicht erklären. Sie wissen, welche 
Probleme sich in diesem Zusammenhang 
eben ergeben. 

Herr Landwirtschaftsminister! Sie haben 
bei der letzten Budgetdebatte das Thema 
Arbeitslose auch angeschnitten. Sie haben 
gesagt, das ist ein Problem, das immer 
schwieriger wird. Und dann haben Sie letzten 
Endes gemeint, die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung sowie die Vollbeschäfti­
gungspolitik sind die beste Politik für die Bau­
ern. 

Herr Bundesminister, ich würde Ihnen sehr 
gerne glauben, aber wenn man feststellt, daß 
das Einkommen um 4 Prozent zurückgegan­
gen ist, daß in weiterer Folge in keinem 
Bereich eine Verzinsung des landwirtschaftli­
chen Kapitals sichtbar ist, daß sich die Ver­
schuldung pro Hektar gegenüber dem letzten 
Jahr um einiges zu ungunsten der Bauern­
schaft verändert hat, so sind das auch nur 
Aussagen, die man zu Papier bringt, aber 
doch letzten Endes in der Wirklichkeit keinen 
Niederschlag finden. 

Das ist eben das Problem, das uns auch 
irgendwie bewegt. Ich habe Ihre Rede vom 
letzten Jahr hier liegen, Sie haben im letzten 
Jahr gemeint: Wir wollen im Zusammenhang 
mit der Abwanderung, im Zusammenhang 
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mit der Stillegung der Betriebe nicht weiter 
zurückschauen. 

Gerade in diesem Bericht, ein Jahr später, 
heißt es: Insgesamt nahm die Zahl der land­
wirtschaftlichen Betriebe im Zeitraum 
1970/80 um rund 10 Prozent ab. Also etwas 
stärker als im Zeitraum 1960/70, da waren es 
8,6 Prozent. Ich glaube, man kann auch hier 
wiederum aus diesem Bericht feststellen, daß 
sich die Agrarpolitik nicht zugunsten der Bau­
ern ausgewirkt hat, sonst würden ja die Bau­
ern in ihren Betrieben bleiben und nicht in 
andere Bereiche abwandern. 

Für mich ist auch etwas sehr wesentlich -
es ist Ihnen ja bekannt -: daß mehr als 
50 Prozent aller Bauern im Nebenerwerb 
sind. Ich glaube, das ist ja alarmierend. Kein 
Bauer wäre ja von sich aus gerne in einen 
Nebenberuf gegangen, hätte er auf seinem 
Bauernhof das Auskommen. Das Tragische 
ist nämlich, daß dieser Rückgang sich ja in 
einer Betriebsgröße um die 30 Hektar bewegt. 
Das ist auch eine Entwicklung, die uns Sor­
gen bereitet, und ich glaube, Herr Landwirt­
schaftsminister, wir müssen die Agrarpolitik 
verändern. Es muß etwas getan werden, 
damit die bäuerlichen Betriebe gefestigt wer­
den und auch die Menschen ihre Freude an 
der Bauernarbeit weiterhin beibehalten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ich möchte noch sagen, Herr Kollege Murer 
hat auch im Zusammenhang mit dem Pari­
tätsvergleich einiges aufgezeigt. Wir haben 
gerade in diesem Zusammenhang immer ver­
schiedene Schwierigkeiten. Der eine behaup­
tet das, und wenn der eine das behauptet, 
behauptet der andere das Gegenteil. 

Sie haben uns im letzten Jahr versprochen, 
daß Sie an einem Modell arbeiten und daß es 
dann vielleicht leichter sein wird, die Paritäts­
vergleiche zu finden. 

Ich warte noch immer, Herr Landwirt­
schaftsminister , wann Sie so weit sein wer­
den, uns dieses Modell vorzulegen. Wir wollen 
ja darüber diskutieren. Es soll ja nicht so aus­
schauen, daß wir alles schlechtmachen, son­
dern uns liegt ja die Entwicklung der Land­
wirtschaft, die der Menschen in der Landwirt­
schaft, am Herzen. Wenn es den Bauern gut­
geht, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, so glaube ich auch, daß es eine Zufrieden­
heit gibt. 

Wir wissen alle, daß auch jetzt schon in ver­
schiedenen Bereichen der ländliche Raum zu 
stark belastet wird, aber nicht von den bäuer­
lichen Menschen. Wenn diese bäuerlichen 
Menschen abwandern, so wird es auch in die­
sem Bereich zu Schwierigkeiten kommen, die 
nicht mehr gutzumachen sind. 

Deshalb glaube ich, Herr Bundesminister, 
Hohes Haus, die Anstrengung muß groß sein, 
damit die Bauern in ihren Betrieben bleiben. 
Die einzige Möglichkeit dazu, Herr Landwirt­
schaftsminister , wäre eine Kurskorrektur der 
Agrarpolitik zugunsten der Bauern. (Beifall 
bei der ÖVP.) 12.54 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete Wein­
berger. Ich erteile es ihm. 

12.54 

Abgeordneter Weinberger (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren! Meine Vorredner 
waren sehr kurz und ich werde mich dem 
sehr gerne anschließen, möchte aber auf ver­
schiedene Dinge selbstverständlich eingehen. 

Kollege Murer hat sehr viel vom Wetter und 
vom "roten Wunder" in Österreich gespro­
chen. Ich habe vom "roten Wunder" noch 
nichts gehört, es gibt einen "österreichischen 
Weg", Herr Kollege Murer. 

Ich weiß also nichts vom österreichischen 
Wunder, nur darf ich Ihnen sagen und auch 
den anderen Kollegen von der großen Opposi­
tionspartei, daß wir, die Sozialisten, unser 
Landwirtschaftsminister , aber auch sein Vor­
gänger, sehr viel zur Verbesserung der land­
wirtschaftlichen Situation beigetragen haben 
und wir auch sehr stolz darauf sind. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Das Wetter, Herr Kollege Murer, das gebe 
ich gerne zu, spielt eine sehr große Rolle. Nur, 
wenn man die verschiedenen Aussendungen 
der ÖVP-Bauernzeitungen liest, studiert, so 
stellt man eines fest: 1979 war ein schlechtes 
Bauernjahr, da hat natürlich die Bundesregie­
rung die Schuld gehabt. 1980, ich kann mich 
noch sehr gut erinnern, gab es ein ausgezeich­
netes Bauernjahr. Da war natürlich nicht die 
Bundesregierung, sondern da waren das Wet­
ter und der liebe Gott daran schuld. 

Das Jahr 1981 ist sicher kein gutes Bauern­
jahr gewesen, es schaut Gott sei Dank ein 
gutes Bauernjahr 1982 herein. 

Wenn wir von diesen Dingen sprechen, so 
richte ich die Bitte an die Kollegen der klei­
nen und der großen Opposition: Es wird soviel 
gesprochen von roten Jahren, roten Zahlen, 
Belastungspolitik, Pleitepolitik, Umverteilung 
zuungunsten der Bauern. Ich werde mir erlau­
ben, die Umverteilung zugunsten der Bauern 
in gewisser Hinsicht aufzuzeigen. Kollege 
pfeifer hat schon gesagt: Laut Grünem 
Bericht ist das Realeinkommen um 3,4 Pro­
zent in den letzten elf Jahren gestiegen. Das 
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stimmt, das ist zu unterstreichen. Ich möchte 
kein Geheimnis verraten, aber der reale 
Zuwachs bei den Industriearbeitern oder 
überhaupt bei den Industriebeschäftigten 
konnte damit nicht einmal Schritt halten, es 
waren ungefähr 2,7 Prozent. Die Bauern 
haben also sehr wohl aufgeholt. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Als Tiroler Abgeordneter ist es ganz klar, 
daß ich mich mehr freue über die Zuwächse in 
den Berggebieten als bei den Körndelbauern 
in Niederösterreich oder bei anderen. Es ist 
halt ein bißchen die Bodenständigkeit, die wir 
auch als Abgeordnete da und dort vertreten, 
und ich möchte sagen, daß gerade die Berg­
bauernbetriebe ganz gute überdurchschnittli­
che jährliche Einkommenszuwächse erzielen 
konnten. 

Wir vergessen dabei aber ab und zu eines: 
daß wir vom landwirtschaftlichen Einkom­
men sprechen, das bewegt sich etwas über 
70 Proz-ent im Schnitt, in den Berggebieten ist 
es natürlich darunter und liegt ungefähr bei 
69 Prozent. Man muß halt auch die öffentli­
chen Zuschüsse dazunehmen, Zu- und Neben­
erwerbseinkommen nehmen selbstverständ­
lich einen breiten Raum ebenso wie das 
Sozialeinkommen ein. (Abg. Ing. Mur e r: 
Die gute Luft!) 

Die gute Luft, Herr Kollege Murer: Wir sind 
stolz, daß wir eine gesunde Umwelt haben, 
und auch hier haben wir große Beiträge gelei­
stet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das durchschnittliche Einkommen in dem 
Raum, in dem ich zu Hause bin, kann sich 
sehen lassen. 

Ich weiß schon, Sie kommen dann wieder 
und sagen, 3000,4000 S beträgt das Einkom­
men. Natürlich haben wir auch in der Arbei­
terschaft Einkommen von 3 000 bis 4 000 S, 
wenn es sich eben um Teilzeitbeschäftigte 
handelt. (Zwischenruf der Abg. Helga Wie­
ser.) 

Das Einkommen pro Familienarbeitskraft, 
Kollegin Wieser, war immerhin über 95000 S 
und beträgt 93 Prozent eines Industriearbei­
ters. Dies ist eigentlich sehr erfreulich, muß 
ich sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe mir vorgenommen, geschätzte 
Damen und Herren, etwas zur Bergbauernför­
derung zu sagen. Sie wissen ja, daß wir 1972 
begonnen haben, ein eigenes Bergbauern­
Sonderprogramm einzuführen, und es ist dan­
kenswerterweise gelungen, dieses Bergbau­
ern-Sonderprogramm auszubauen. Wir kön­
nen jetzt wirklich auf stolze Leistungen die­
ses Bergbauern-Sonderprogramms zurück­
schauen. 

Es sind immerhin, und das darf ich nur 
informationshalber hier anbringen, von den 
302 000 land- und forstwirtschaftlichen Betrie­
ben 41 Prozent Bergbauernbetriebe, wovon 
sich wieder von diesen Bergbauernbetrieben 
46000 in der Bergbauernzone III befinden. 

Nun, was gibt es hier zu tun? Die Berg­
bauernpolitik dieser Bundesregierung, der 
sozialistischen Regierung, hat die Sicherung 
und die Existenz der Bergbauernbetriebe zum 
Ziel, den Abbau der inneragrarischen Ein­
kommensdisparitäten und den Ausgleich 
unterschiedlicher Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen. 

Wer sich das Bergbauern-Sonderprogramm 
im Grünen Bericht oder sonst irgendwo 
anschaut, der wird draufkommen, daß sehr 
viel geschehen ist, die höchstgelegenen Berg­
höfe sind leider noch, weil das Geld fehlt, aus­
geschlossen, aber es ist viel geschehen im 
Zuge der Wegeerschließung, der Telefonzulei­
tungen und der Elektrifizierung dieser Berg­
gemeinden oder Bergbauern. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Ich weiß schon, daß noch viel zu geschehen 
hat auf diesem Gebiet, und ich verrate auch 
kein Geheimnis, wenn ich sage, 4 Milliarden 
Schilling in den letzten zwölf Jahren wurde 
über das Bergbauern-Sonderprogramm an die 
landwirtschaftliche Bevölkerung zur Vertei-
1ung gebracht. Ich sehe mit Freude, im Bud­
get 1983 haben wir wieder eine Milliarde ent­
halten, und das zum Nutzen dieser Bergbau­
ern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich würde mich aber freuen, wenn auch die 
Entwicklung in den Ländern draußen Schritt 
halten würde. Ein Tiroler Beispiel. Im Jahre 
1975 betrug der reine Bergbauernzuschuß des 
Bundes 20,4 Millionen Schilling, der Zu schuß 
des Landes Tirol 23,4 Millionen Schilling, 
heute, 1982, kommen vom Bund 68,8 Millionen 
Schilling und vom Land Tirol lediglich nur 
knappe 30 Millionen Schilling. 

Ich lade also die Länder ein, im besonderen 
Maße mein Heimatland Tirol, hier ein bisserl 
mehr tätig zu werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Den Bundesminister, der inzwischen oder 
schon längere Zeit hinter mir sitzt - ich habe 
ihn nicht begrüßen können -, den Bundesmi­
nister möchte ich bitten, und ich habe diese 
Bitte schon seit einigen Jahren immer wieder 
vorgetragen und sie liegt mir am Herzen, und 
auch die Tiroler Landesregierung ist meiner 
Meinung, wir würden uns freuen, würden wir 
eine Handarbeitszone IV bekommen. Nicht 
den Menschen da droben mehr Geld geben, 
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daß sie sich Maschinen kaufen oder Trakto­
ren, mit denen sie abstürzen, weil die Hänge 
einfach zu steil sind, sondern wir wollen ein­
fach diesen Menschen da droben einen weite­
ren Zuschuß gwähren, daß sie da droben blei­
ben, daß sie unsere Umweltschützer, unsere 
Landschafts- oder Naturschützer bleiben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte weiters sagen, wir geben sehr 
. viel Geld aus für Bildung, Kultur, Forschung, 

aber auch , geschätzte Damen und Herren, 
die Bergbauern müssen uns das wert sein. 
(Präsident T haI ha m m er übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich habe gesagt, und das möchte ich in kur­
zen Worten noch erwähnen, man spricht 
immer nur vom landwirtschaftlichen Einkom­
men, und wenn man einen Blick dann auf die 
Zahlen wirft, so stellt man fest, daß sich sehr 
wohl und sehr viel geändert hat. Wenn man 
sich die Pensionen anschaut, und ich weiß 
schon, das mögen die Kollegen von der rech­
ten Reichshälfte nicht so sehr, weil sie sagen, 
haltet doch den Bauern nicht immer vor, was 
ihr gemacht habt, aber, Kollegin Wieser, es ist 
so: Wenn schwarzgemalt wird, wenn wir Vor­
würfe bekommen, wenn wir kritisiert werden, 
dann bitte sei es auch uns gestattet, aufzuzei­
gen, welche Leistungen geschaffen worden 
sind. (Abg. Helga Wie s e r: Sowieso! Hat 
auch niemand etwas dagegen!) 

Ich möchte aufzeigen: Die bäuerliche Pen­
sion, die früher ein Zuschuß, ein Tabakgeld 
war, haben die Sozialisten ausgebaut (Abg. 
Ing. Mur e r: Die Belastungen auch!) zu einer 
echten Pension. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Kollegin Wieser wird mich sicher nach­
her berichtigen, aber sie wird sich da sehr, 
sehr schwer tun. 6,7 Milliarden Schilling Aus­
gaben, Kollege Murer, wenn Sie einen Zwi­
schenruf machen, stehen 4 Prozent gegen­
über, 245 Millionen Schilling Einnahmen. 
Auch über den Familienlastenausgleich, ich 
weiß nicht, ob sich der Kollege Leitner heute 
zu Wort melden wird, sind 2,7 Milliarden 
Schilling zur Auszahlung gelangt. 

Die Geburtenbeihilfe: 155 Millionen Schil­
ling, die unentgeltlichen Schulbücher: 109 Mil­
lionen Schilling (Abg. Helga Wie s e r: Jetzt 
hören Sie aber gleich auf mit den Schulbü­
chern!), Schülerfreifahrten: 278 Millionen, 
Kollegin Wieser, 3,2 Milliarden Schilling für 
den ländlichen Raum. Eine stolze Bilanz! (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Etwas, glaube ich, ist besonders erfreulich 
in diesem Bereich: daß wir daran gegangen 
sind, die Familienbeihilfen umzuändern in 
Kinderzuschüsse. Gerade im landwirtschaftli-

chen Bereich haben über hunderttausend 
Familien davon echt profitiert. Kein Vorhal­
ten, sondern aufzeigen. Familienbeihilfe 1970: 
200 S, 1982: 1200 S für Kinder über zehn 
Jahre und 1000 S bis zu zehn Jahre. Unter 
allem freut uns eines ganz besonders: Die 
behinderten Kinder - und deren Zahl ist in 
Österreich 35 000 - erhalten die doppelte 
Familienbeihilfe. (Beifall bei der SPÖ.j 

, Kollegin Wieser wird also nicht darum her­
umkommen, hier den Dank abzustatten, daß 
wir die Mütterbeihilfe eingeführt haben ab 
1. Juli: 250 S täglich (Beifall bei der SPÖ), 
7 500 S monatlich. Ich glaube, das ist etwas, 
worüber wir uns gemeinsam freuen sollten. 

Meine Damen und Herren, ich habe ver­
sprochen, kurz zu sein. Wenn man alle diese 
Leistungen sich ein bißehen anschaut, dann 
glaube ich, könnten wir stolz sein und uns oft 
fragen, von was reden denn die Oppositions­
kollegen hier eigentlich? Ist es Österreich, von 
dem sie reden, in dem es so schlecht geht? 
Nun, es ist Österreich, aber Österreich, so 
glaube ich, ist ein lebenswertes Land! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Wir haben gelesen, daß Österreich in der 
Weltstatistik an dritter Stelle steht. Nicht nur 
Wachstumsraten, Inflation, auch Schulden, 
sondern es ist ein Land des sozialen und wirt­
schaftlichen Aufstieges, geschätzte Damen 
und Herren. Und es ist vor allem ein Land, wo 
sozialer Friede herrscht, wo niedere Arbeits­
losenzahlen sind, und das sind sie immer 
noch, trotz der gestrigen Debatte im Hohen 
Haus. 

Ich glaube auch feststellen zu dürfen, daß 
wir sehr, sehr viel getan haben für unsere 
Umwelt. Und dies alles, meine Damen und 
Herren, gilt es zu erhalten, und die heutige 
Debatte, die abgeführt worden ist, unterstützt 
mich in dem Glauben, daß es nur aufwärtsge­
hen kann, denn die heutige Debatte ist des 
Parlaments würdig, muß ich Ihnen sagen. Es 
hat gestern ziemlich schlimm ausgeschaut, 
ich weiß nicht, war der Tiroler Föhn im Wie­
ner Becken, ich freue mich heute feststellen 
zu dürfen, daß dies heute ganz anders ist und 
bitte nur, diese eingeschlagene Richtung bei­
zubehalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß ein 
Ausspruch, den ich in einer Zeitung gelesen 
habe: Ohne Bauern geht es nicht. Ich schließe 
mich dem an, das möchte ich ganz offenen 
Herzens sagen, denn ich glaube, die Berge 
allein könnten wir nicht an die Ausländer ver­
kaufen - wir leben vom Fremdenverkehr -, 
es gilt also nicht nur, die Berge in Ordnung zu 
halten, sondern es gilt auch jene Menschen zu 
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unterstützen, die ihren Beitrag leisten. Das 
sind vorwiegend die Bergbauern ganz droben, 
es sind jene, die es am schwierigsten haben, 
und jenen sollen wir unsere Hilfe zukommen 
lassen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 13.09 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Abgeordnete Dr. Jörg Haider. Ich 
erteile ihm das Wort. 

13.10 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn wir den Grünen Bericht betrachten und 
die Einkommensentwicklung in der Landwirt­
schaft zum Gegenstand, zum Hauptgegen­
stand der Erörterung machen, dann merken 
wir sehr deutlich, wie recht Ralf Dahrendorf 
gehabt hat, als er vor einiger Zeit in einem 
Aufsatz geschrieben hat: 

In einer Zeit wirtschaftlicher Schwierigkei­
ten ist das Ende des Durchschnittes gekom­
men, und die Verteilungskämpfe zwischen 
den einzelnen Gruppen der Bevölkerung wer­
den schärfer. 

Das läßt sich auch für den Bereich der 
Landwirtschaft wie für viele andere unterpri­
vilegierte Bereiche in bezug auf die Einkom­
menspolitik in Österreich sagen. Die sicher­
lich berechtigten und aus politischer Sicht 
zulässigen Versuche des Ministers, den Grü­
nen Bericht so zu gestalten, daß man den Bau­
ern auch dieses vergangene Jahr als Erfolg 
verkaufen kann, müssen aber durch harte 
Realitäten in vielen Bereichen entkräftet wer­
den. 

Zum einen ist die Einkommensentwicklung 
dadurch unbefriedigend, daß sich die Produk­
tionskosten in der Landwirtschaft mehr als 
verdoppelt haben. 

Zum zweiten sind die Reinerträge seit dem 
Jahre 1976 so ausgefallen, daß überhaupt 
keine Verzinsung mehr erzielt wird. 

Zum dritten hat sich in den abgelaufenen 
fünf Jahren die Verschuldung im Bereich der 
Landwirtschaft mehr als verdoppelt. Das 
heißt, daß in vielen bäuerlichen Betrieben die 
Existenz auf Pump, auf Kreditnahrne, auf 
Schuldenwirtschaft aufgebaut ist. 

Das gibt ja letztlich auch der Grüne Bericht 
zu, wenn er sagt, daß von mehr als 302 000 
Einzelbetrieben in Österreich nur mehr 
115000 Vollerwerbsbetriebe sind. 

Das, meine Damen und Herren, sollte uns 
doch zum Nachdenken Anlaß geben. Offenbar 
ist die Landwirtschaftspolitik nicht mehr in 
der Lage, wenigstens den bestehenden Stand 

an Vollerwerbsbetrieben zu erhalten. Es kann 
doch nicht das Ziel der Agrarpolitik sein, 
einen Weg zu gehen, der die Vollerwerbsbe­
triebe zusätzlich und verstärkt in den Neben­
erwerb abdrängt, sodaß wir nur mehr Hobby­
bauern in Österreich haben. Unser Ziel müßte 
es sein, die Vollerwerbsbetriebe nicht nur in 
ihrer Existenz zu erhalten, sondern auch 
zusätzlich die Voraussetzung zu schaffen, daß 
jene, die heute zum Nebenerwerb gezwungen 
sind, wieder in ihren Betrieben einen Voller­
werb finden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber hier, meine Damen und Herren, gibt 
dieser Bericht keine entsprechenden Antwor­
ten. Die Lösung aus der Sicht von uns Frei­
heitlichen kann ja nur darin bestehen, daß 
man in bezug auf die Preispolitik endlich ein­
mal klare Verhältnisse schafft. 

Denn, Herr Bundesminister, Sie selbst 
haben ja in Ihrem Grünen Bericht zugegeben, 
daß Sie mit Ihrer Preispolitik am Ende sind, 
wenn dort wörtlich zu lesen ist: 

"Allerdings besteht das ungünstige Verhält­
nis zwischen Produktionsmitteleinsatz und 
Produktionsergebnis des aus dem Landwirt­
schaftsbetrieb erzielten Einkommens, sodaß 
beträchtliche Teile aus dem außerlandwirt­
schaftlichen Einkommen zu den Betriebsauf­
wendungen beziehungsweise Investitionsaus­
gaben zugeschossen werden müssen." 

Was heißt denn das? - Das heißt, daß heute 
der Bauer in den Nebenerwerb getrieben 
wird, daß er sich einen außerlandwirtschaftli­
chen Einkommensberich aufbauen muß, um 
seinen landwirtschaftlichen Betrieb zu finan­
zieren. Ja wenn das nicht eine Bankrotterklä­
rung einer Landwirtschaftspolitik ist und 
man zugeben muß, daß die Bauern gar nicht 
mehr lebensfähig sind von ihren Betrieben, 
sondern ein Nebeneinkommen in einer ande­
ren Erwerbstätigkeit aufbauen müssen, um 
den bäuerlichen Betrieb finanzieren zu kön­
nen, dann weiß ich nicht mehr, was an Kritik 
in diesem Bereich noch angebracht werden 
muß. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß 
Sie selbst in Ihrem Grünen Bericht sehr deut­
lich darauf eingehen, wo die Probleme liegen. 
Das Bauerneinkommen - und das läßt sich 
im mehrjährigen Vergleich sagen - kann 
heute weniger denn je mit der volkswirt­
schaftlichen Entwicklung Schritt halten. Es 
ist einfach unwahr, wenn mein Vorredner 
gesagt hat, daß die reale Einkommensent­
wicklung im bäuerlichen Bereich größer war 
als etwa im Industriearbeitnehmer-Einkom­
mensbereich. Der Unterschied, den er errech­
net hat, kann ja nur deshalb entstehen, weil 
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im bäuerlichen Bereich bei der Einkommens­
berechnung auch immer die Familienbeihil­
fen und diverse Zuschüsse, die sonst außer 
dem Einkommen bleiben, das erwirtschaftet 
wird, dazugerechnet werden. Daher ergibt 
sich auch ein sehr verzerrtes Bild. 

Der Einkommensabstand ist aber - das 
muß man sagen - größer geworden, er 
konnte mit der gesamten volkswirtschaftli­
chen Entwicklung nicht Schritt halten: 25 Pro­
zent der im landwirtschaftlichen Bereich 
erwirtschafteten Familieneinkommen sind 
unterhalb der Armutsgrenze, 50 Prozent der 
Vollerwerbsbetriebe haben ein unterdurch­
schnittliches Einkommen gemessen am öster­
reichischen Schnitt. 

Wenn man jetzt den Bereich betrachtet, von 
dem so viel die Rede ist, nämlich die berg­
bäuerlichen Betriebe, dann wird es besonders 
dramatisch. Und hier, Herr Bundesminister, 
kann es nicht bei Appellen und bei Verspre­
chungen Ihrerseits bleiben, wo Sie uns bereits 
vor Jahren versprochen haben, Sie werden 
sich bemühen, im Bereich der Bergbauernför­
derung durch eine weitere Zonierung eine 
gerechtere Unterstützung auch der Bergbau­
ern für ihre Tätigkeit im Rahmen der gesam­
ten Volkswirtschaft aufzubauen. Denn das 
Familienarbeitseinkommen pro Familienar­
beitskraft am bergbäuerlichen Hof ergibt, 
umgerechnet aus den Zahlen, die im Grünen 
Bericht enthalten sind, 5 900 S monatlich. 

Wenn ich das jetzt vergleiche etwa mit dem 
Einkommen, das ein Gärtner erzielt, der im 
Rahmen des staatlichen Monopolbetriebes 
Drau-Kraftwerke angestellt ist: Der Land­
schaftsgärtner Bergbauer kriegt 5 900 S an 
Einkommen im Monat, der Gärtner eines 
staatlichen Monopolbetriebes geht mit 
18000 S Grundgehalt nach Hause. (Abg. lng. 
Mur e r: Unglaublich!) 

Wenn Sie hier, meine Damen und Herren, 
als Sozialisten nicht endlich bereit sind, eine 
Umverteilung im positiven Sinne einzuleiten, 
daß jene, die einen wertvollen volkswirt­
schaftlichen Beitrag durch enorme Leistun­
gen für diese gesamte Gesellschaft erbringen, 
auch etwas haben sollen von ihrer Leistung, 
dann müssen wir Ihre Agrarpolitik als 
gescheitert erklären! (Zustimmung bei der 
FPÖ.) 

Denn, meine Damen und Herren, es geht 
eben nicht so, daß man mit allen möglichen 
Zahlen in diesem Grünen Bericht hantiert, 
aber dem Paritätseinkommen ausweicht. Nur 
dann, wenn Sie den Beweis erbringen kön­
nen, daß wenigstens eine tendenzielle Annä­
herung an ein vorgegebenes Einkommensziel 

eines durchschnittlichen Einkommens in 
Österreich auch in der Landwirtschaft 
erreicht wird, auch in jenen Bereichen, wie 
etwa bei den Bergbauern, wo es enorm 
schwierig ist, den Ertrag zu steigern, dann 
werden wir Ihrem Grünen Bericht mit Freude 
zustimmen und ihn zur Kenntnis nehmen. 

Warum geht es denn in einem Land wie der 
Schweiz, wo man eine ähnliche bäuerliche 
Struktur hat, wo man ähnliche Größenord­
nungen hat, wo man sogar im letzten Jahr 
durch eine sehr detaillierte Gestaltung des 
Paritätslohnzieles auch den Arbeitseinsatz 
der Bäuerin mit in das Einkommensziel ein­
gerechnet hat und wo man die längere 
Arbeitszeit des Bauern in die Einkommens­
zielberechnung eingebaut hat, sodaß heute 
der Schweizer Bergbauer ohne Veranschla­
gung von Subventionen, Zuschüssen, Fami­
lienbeihilfen und Nebeneinkommen zu 
73 Prozent das Paritätslohnziel erreicht hat? 

Herr Bundesminister! Das haben Sie bisher 
in Ihrem Grünen Bericht nicht gegenüberge­
stellt. Sie haben nicht dazu Stellung genom­
men, daß der Abstand in der Einkommensent­
wicklung gerade für jene, die am schwierig­
sten wirtschaften, immer größer wird, weil 
Sie mit allen möglichen Zauberkunststücken 
Familienbeihilfen, Subventionen, Förderun­
gen, die der Landwirtschaft gegeben werden, 
als Einkommen mit berechnen. Wenn ich das 
bei allen anderen auch mache, wird nämlich 
der Abstand noch größer werden. 

Ich meine daher, daß unser freiheitliches 
Ziel, den Paritätslohn zu erreichen, die ein­
zige Möglichkeit ist, um auch dieser Berufs­
gruppe, die sicherlich sehr hart arbeiten muß, 
einen gerechten Einkommensanteil zu 
sichern. Denn die Schweiz hat immerhin ein 
um 300 Prozent höheres Einkommen in der 
Landwirtschaft, als dies in Österreich zu ver­
zeichnen ist. 

Ich glaube, daß es nicht im Sinne des Erfin­
ders ist, wenn jetzt Bauern in Österreich zu 
Gericht gehen müssen, um vor dem Höchstge­
richt eine gerechtere Einkommenspolitik zu 
erkämpfen; eine gerechtere Einkommenspoli­
tik zu erkämpfen, Herr Bundesminister, die 
durch die Preisregelung und durch eine welt­
fremde staatliche Gestaltung der Preispolitik 
die Bauern zu diesem Schritt gezwungen hat. 

Wir wissen, daß es ein präjudizielles 
Erkenntnis des Höchstgerichtes gibt, das 
deutlich macht,' daß auch in jenen Bereichen, 
wo eine staatliche Preisregelung Platz greift, 
dem Unternehmer, dem Betriebsführer nicht 
nur ein kostendeckender Preis zugestanden, 
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sondern auch ein angemessener Gewinn 
ermöglicht werden muß. 

Wenn sich nun die Bauern entschlossen 
haben, ihre gerechten Preise vor dem Gericht 
zu erkämpfen, wäre es doch eigentlich sinn­
voller, wenn Sie endlich, bevor Sie durch ein 
Gerichtsurteil gezwungen werden, eine Ände­
rung Ihrer Landwirtschaftspolitik vorzuneh­
men, von sich aus Gerechtigkeit walten lie­
ßen, um endlich den Bauern wenigstens 
kostendeckende Produktionspreise sichern zu 
können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Man braucht es ja nur an einem Beispiel 
darzustellen. Österreich hält den Weltrekord 
in der Preis spanne zwischen Produzenten­
milchpreis und Konsumentenmilchpreis. 
Über 7 S liegen dazwischen! In den USA ist 
die Spanne zwischen Produzentenmilchpreis 
und Konsumentenmilchpreis, beispielhaft 
angeführt, etwa 2,60 S. 

Jetzt frage ich Sie: Wo fließt denn dieses 
Geld hin, das dazwischen versickert? Der 
Bauer hat nichts als Urproduzent, und der 
Konsument muß einen sündteuren Preis 
bezahlen und hat ebenfalls nichts von diesem 
System, das Sie hier aufrechterhalten. 

Wollen Sie wirklich Weltrekordhalter einer 
unsozialen Preispolitik gegenüber den Bau­
ern sein? Wollen Sie wirklich als jener Land­
wirtschaftsminister in die Geschichte einge­
hen, der sich ein Hobby daraus gemacht hat, 
den Weltrekord der unsozialen Preisgestal­
tung in der Landwirtschaft und auch gegen­
über den Konsumenten aufrechtzuerhalten? 

Darauf hätten wir gerne von Ihnen eine 
Antwort, wenngleich wir auch wissen, Herr 
Bundesminister, daß Sie ja nur ein Verursa­
cher mit Ihrer Landwirtschaftspolitik in 
bezug auf die Einkommenssituation der Land­
wirtschaft, die uns wenig befriedigt, sind. 

Ein zweiter Teil liegt sicherlich in jenem 
Bereich begründet, den der Herr Bundesprä­
sident in einer seiner letzten öffentlichen 
Ansprachen deutlich gemacht hat. Der Herr 
Bundespräsident hat nämlich gemahnt und 
gemeint, daß es notwendig wäre, sich stärker 
auf die Genossenschaftsidee zu besinnen. Der 
Kollege Puntigam wird bald nicht mehr so 
freundlich fuchteln, wenn ich jetzt ein biß­
chen auch die Frage der Genossenschaftspoli­
tik aufs Korn nehme. 

Der Herr Bundespräsident sagt, er sei der 
Meinung, daß das auftauchende Unbehagen 
der Genossenschafter deshalb entsteht, weil 
sie sich bereits zu weit von ihren Idealen ent­
fernt haben, abseits von der ursprünglichen 
Idee der Selbsthilfe die Funktionäre eigen­
ständige Ziele verfolgen, und daß die Gefahr 

darin besteht, daß die Genossenschaften 
wegen ihrer Größe und manchmal auch 
wegen ihrer wirtschaftlichen MonopolsteIlung 
in Versuchung gerieten, nicht mehr echte 
Solidaritätszuschüsse im Sinne von Selbst­
hilfe und Selbstverwaltung zu leisten. Sie 
begännen, meint er, ein Eigenleben mit selb­
ständigen Zielen zu verfolgen. 

Meine Damen und Herren! Der Bundesprä­
sident ist sicherlich über jeden Zweifel erha­
ben, daß er hier parteipolitische Akzente set­
zen wollte. Der Herr Bundespräsident hat ein 
Kernproblem des Schicksals der Bauern­
schaft in Österreich angesprochen, daß die 
Genossenschaften, die schwerpunktmäßig 
von schwarzen Funktionären österreichweit 
dominiert sind, sich weit vom Gründergedan­
ken der ursprünglichen Idee entfernt haben. 
Die Demokratie in den Genossenschaften 
wurde abgelöst durch eine Herrschaft der 
Technokraten. Die Subsidiarität als wesentli­
ches Ziel des Genossenschaftswesens wurde 
durch Fusion und Zentralismus ins Gegenteil 
verkehrt. 

Die Parteiinteressen haben dem Genossen­
schaftsgedanken das Rückgrat gebrochen, 
Funktionäre diktieren Bauern, Bauern 
kuschen. (Zwischenruf der Abg. Ottilie 
Roch us.) 

Ich rede von den landwirtschaftlichen 
Genossenschaften, Frau Kollegin. Sie sollten 
das nicht bewußt mißverstehen, was auch 
Ihre eigene Fraktion trifft. Denn Sie haben in 
einem mindestens so hohen Ausmaß schuld 
daran wie diese Regierung, daß es den Bau­
ern heute so schlecht geht; weil Sie durch Ihre 
Funktionäre, durch dieses Genossenschafts­
wesen die Bauern in einer Art und Weise aus­
beuten, wie es nicht mehr höher gehen kann. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich sage das 
ganz emotionslos, weil es viele Beispiele gibt, 
daß gerade das Genossenschaftssystem in der 
Landwirtschaft - sicherlich auch in anderen 
Bereichen, aber hier steht die Landwirtschaft 
zur Diskussion - eine neue Untertänigkeit 
der Bauern begründet hat und daß eine neue 
Klasse von Genossenschaftsfunktionären 
heute die Bauern beherrscht, die sich längst 
schon von den Lebensinteressen der Bauern­
schaft entfernt haben. (Abg. Dipl.-Vw. J 0 s­
sec k: Über die Genossenschaften zu den 
Genossen!) 

An einigen Beispielen dargestellt, damit Sie 
nicht sagen, das stimmt nicht, Frau Kollegin 
Wieser. (Abg. Helga Wie se r: Was haben Sie 
für eine Ahnung davon? Abg. Dr. 
G rad e n e g ger: Er wird es Ihnen gleich 
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sagen!) Ihr Zwischenruf, Frau Kollegin Wie­
ser, zeigt nur, wie grenzenlos die Arroganz 
der Genossenschaftsfunktionäre bereits 
geworden ist. 

Ich zitiere Ihnen ein Beispiel: Ein Getreide­
händler in einer niederösterreichischen 
Gemeinde eröffnet einen neuen Betrieb. Er 
bietet den Bauern mit einem Rundbrief an, 
daß er ihnen zwischen 2 und 5 Groschen Prä­
mie geben würde, wenn sie das Getreide bei 
ihm abliefern. Er gibt ihnen aus seiner Han­
delsspanne einen Zuschuß und erhöht damit 
die Einkommensentwicklung der Bauern. 

Was macht das Lagerhaus? Was macht die 
Genossenschaft? Sie bringt eine gerichtliche 
Klage ein mit einem Streitwert von 1 Million 
Schilling, daß es zu unterbleiben hat, daß die 
Bauern mehr Einkommen erzielen dürfen. 
Und die Bauern müssen mit ihren Geldern, 
die sie in der Genossenschaft abliefern, den 
Prozeß auch noch bezahlen! Ja, Frau Kollegin 
Wieser, ist das wirklich erfunden? (Abg. Helga 
Wie s er: Sie können ja aus der Genossen­
schaft austreten, es zwingt Sie ja kein 
Mensch zu bleiben! - Abg. Dr. G rad e n e g -
ger: Terror! Fragen Sie den Ausschußob­
mann Deutschmann!) 

Das ist die Einstellung der Genossen­
schaftsfunktionäre. Sie sagen, sie können ja 
austreten. Die Genossenschaften haben doch 
ein Monopol in vielen Bereichen erriqhtet. Sie 
wissen genau, daß die Bauern völlig allein 
dastehen würden, wenn diese Genossenschaf­
ten sie ausschließen. Und auf das spekulieren 
Sie, daß Sie Abhängigkeit für Ihre politischen 
Zwecke mißbrauchen können. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ein weiteres 
Beispiel. Die Molkereigenossenschaft - wie­
derum in Niederösterreich passiert - führt 
eine Depotpflicht für den Gewerbetreibenden 
ein und sagt: Lieber Freund! Wir liefern dir 
nur, wenn du mindestens 20 000 S für die 
Waren, die man dir liefert, deponierst. Zinsen­
frei selbstverständlich. Wenn der eine 
Betriebsprüfung hat, muß er das als Gewinn 
versteuern. 

Die Kasse, die Genossenschaft macht Geld 
mit dem kleinen Mann. Wo sieht der Bauer 
etwas von diesem Depotgeld? Wo hat sich sein 
Michpreis erhöht? 

Oder, um es auf die Spitze zu treiben, was 
in den letzten Monaten im Kärntner Raum 
passiert ist. Hier haben wir eine Genossen­
schaft, die Monopolcharakter im gesamten 
Kärntner Oberland bis weit nach Mittelkärn­
ten hinein hat, die Oberkärntner Molkerei. 
Einige Bauern haben Mißstände kritisiert, 

einige Bauern haben Veruntreuungen aufge­
deckt, die bereits gerichtlich abgehandelt 
sind. Und wie schaut der Dank an diese Bau­
ern aus, die in der Genossenschaft Ordnung 
machen wollten? Man hat diese Bauern aus­
geschlossen, man zwingt sie jetzt, für ihre 
Milch eine Schüttgebühr von 20 Groschen 
plus Mehrwertsteuer zu zahlen, wenn sie sie 
überhaupt noch anbringen wollen. 

Das heißt, daß in den letzten vier Monaten, 
seit man diese aufrechten Bauern ausge­
schlossen hat, jedem einzelnen ein Schaden 
von mindestens 50 000 S entstanden ist. (Abg. 
Dr. G rad e n e g ger: Hörtf, hört! - Abg. 
Dkfm. Bau er: Unglaublich, aber wahr! -
Abg. Ottilie R 0 c h u s: Sind Sie ein Bauern­
vertreter?) 

Es tut Ihnen weh, daß wir das hier aufs 
Tapet bringen. Ich bin kein Bauer, aber ich 
habe ein Herz für jene Bauern, die anständig 
geblieben sind und die sich nicht diesem Kor­
ruptionsdruck in den Genossenschaften beu­
gen wollen. Nehmen Sie das bitte zur Kennt­
nis, Frau Kollegin. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Dr. G rad e n e g ger: Genossenschafts­
terror!) 

Präsident Thalhammer: Herr Abgeordneter 
Gradenegger! Ich bitte Sie, sich mit solchen 
Ausdrücken zurückzuhalten. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (fortsetzend): 
Also haben wir, meine Damen und Herren, 
hier einen Musterfall des Mißbrauchs der 
MonopolsteIlung der Genossenschaft gegen­
über den Bauern. (Abg. Dkfm. Bau er: Da 
wäre eine Bauernbefreiung notwendig!) 

In dieser Genossenschaft passiert nun fol­
gendes: Nachdem man die Bauern ausge­
schlossen hat, wird ein Gerichtsverfahren 
durchgeführt. Eine Angestellte und ihr Mann 
geben in diesem Gerichtsverfahren zu, daß sie 
in einem Filialbetrieb der Oberkärntner Mol­
kerei über 850 000 S unterschlagen haben. 
(Abg. Fr 0 d 1: Das gibt es überall!) Es ist ein 
schwacher Trost, daß es das überall gibt. 
(Abg. Fr 0 d 1: Leider!) 

Die Bauern haben es aufgedeckt, die 
Gerichte befassen sich damit. Es wird zugege­
ben von den Angeklagten, daß sie 850 000 S 
unterschlagen haben. 

Was macht die Genossenschaft? Ich habe 
die Vereinbarung hier. Die Genossenschaft -
sprich ihre FU,nktionäre, nicht die Bauern -
schließt eine Vereinbarung mit den Angeklag­
ten, die Bauerngeld veruntreut haben, daß sie 
sich nur im Ausmaß von 250 000 S geschädigt 
erklärt. 
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Meine Damen und Herren! Hier wird 
Bauerngeld von Genossenschaftsfunktionä­
ren gestohlen im wahrsten Sinne des Wortes! 
Und das ist es, was wir angreifen, daß dieses 
System, dieser Monopolcharakter der Genos­
senschaften dazu führt, die Bauern auszubeu­
ten, anstatt ihnen zu ihrem Recht zu verhel­
fen. (Zustimmung bei der FPÖ.) Und wir wer­
den nicht ruhen hier im Parlament, bevor es 
nicht zu einer Erneuerung des Genossen­
schaftsrechtes kommt, wo weniger Monopol, 
weniger Vormacht und mehr Gerechtigkeit 
auch für die Bauern möglich sein wird. Denn 
die Folge dieser Politik, meine Damen und 
Herren - und ich bin überzeugt, daß das 
viele ÖVP-Mandatare auch nachdenklich 
machen wird -, die Folge dieser Politik ist 
doch die ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Das ist Ihnen unangenehm, ich weiß es. 
(Abg. Helga Wie s e r: Ich bin dafür, daß so 
etwas bereinigt wird!) Ja glauben Sie, daß es 
bereinigt ist, wenn eine Genossenschaft, 
wenn ihre Funktionäre auf Geld, das den Bau­
ern gestohlen wurde, großzügig verzichten? 
Ist das eine Bereinigung in Ihrem Sinn? (Abg. 
Helga Wie s e r: Ich habe nicht gesagt, daß es 
eine Bereinigung ist, sondern ich bin froh, 
wenn so etwas bereinigt wird!) Also warum 
tun Sie nichts? In dieser Genossenschaft 
dominiert der Bauernbund. 

Wissen Sie, was Sie tun? Ich sage Ihnen 
jetzt genau, was Sie tun: Sie ändern jetzt die 
Zusammensetzung der Delegierten in der 
Genossenschaft - hier habe ich das Schrift­
stück -, damit Sie eine Zweidrittelmehrheit 
des ÖVP-Bauernbundes in dieser Genossen­
schaft haben, damit niemand mehr hinter die 
Karten schauen kann, damit niemand mehr 
in die Akten schauen kann, was noch alles 
stinkt in dieser Genossenschaft. Das ist die 
Demokratie, Herr Kollege Deutschmann, das 
ist die Demokratie, die Sie hier predigen! 
(Abg. H i e t 1: Kommen Sie einmal zu mir in 
die Genossenschaft, dann werden Sie sehen, 
was wo stinkt!) Wir haben mit der OKM 
genug zu tun. (Abg. H i e t 1: Das ist eine uner­
hörte Frechheit!) 

"Eine unerhörte Frechheit": Herr Präsi­
dent, bitte das zur Kenntnis zu nehmen. 
Dafür, daß man Fakten bringt. 

Präsident Thalhammer (das Glockenzei­
chen gebend): Bitte, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, das ist ja wirklich nicht 
notwendig! Bitte sich doch ein bißchen 
zurückzuhalten! 

Das Wort hat der Herr Dr. Haider. 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (fortsetzend): 
Dafür, daß man Fakten aufwirft, braucht man 
niemanden zu beschimpfen. Denn, meine 
Damen und Herren, Sie haben im Bauern­
bund in den letzten Wochen versucht, in inter­
nen Abstimmungen die Delegiertenschlüssel 
und die Anzahl der Vertreter festzulegen für 
neue Bezirke, damit Sie sich Ihre Mehrheiten 
sichern in der OKM. Das, meine Damen und 
Herren, ist die Form der Bevormundung, der 
neuen Untertänigkeit, die Sie im Genossen­
schaftswesen aufbauen. Und wenn Sie diese 
Regierung kritisieren, haben Sie dann erst 
ein moralisches Recht, deren diktatorische 
Maßnahmen dort und da zu kritisieren, wenn 
Sie im eigenen Bereich Ordnung machen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Denn die Folge dieser Politik ist doch die, 
am Beispiel der Oberkärntner Molkerei 
gezeigt, daß man jetzt den Bauern 6 Groschen 
Milchgeld, das sie vor Jahren bekommen 
haben, streicht, weil die Molkerei ebenfalls in 
Verluste geraten ist. Ja, meine Damen und 
Herren, hier kann man doch nicht mehr von 
einer verantwortungsbewußten, korrekten 
Politik gegenüber den Bauern sprechen! 

Ich meine daher, daß ein Autor, der sich 
sehr eingehend mit dem Genossenschaftswe­
sen befaßt hat, recht hat, wenn er in einem 
kürzlich veröffentlichten Aufsatz gesagt hat: 
Dort, wo das Genossenschaftswesen in unse­
rer Republik keinen Platz mehr hat, ist der 
Weg zu einer totalitären Gesellschaft eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Ich sage diese 
Dinge heute ganz bewußt, weil ich glaube, daß 
es einen Selbstheilungsprozeß innerhalb die­
ser landwirtschaftlichen Genossenschaften 
geben muß, wollen wir verhindern, daß per 
Dekret ein Weg beschritten wird, der mehr 
Staat für die Bauern bedeutet, um dort drin­
nen Ordnung zu machen. Verhindern wir die­
sen Weg! Wirken wir mit, daß wieder Demo­
kratie in diese Genossenschaften einzieht und 
daß auch jene Bauern dort mitreden dürfen, 
die sich um eine Kontrolle und um Ordnung 
in diesem System bemühen! (Beifall bei der 
FPÖ.) 13.35 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Bundesminister Dipl.­
Ing. Haiden. Ich erteile es ihm. 

13.36 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zunächst darf ich mich schon 
darüber freuen, daß der Grüne Bericht heuer 
außer Streit steht, was die Inhalte, was die 
Darstellung und was die Zahlen betrifft. 
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Meine Beamten haben sich sehr darüber 
gefreut, daß dieser Umstand schon im Aus­
schuß klargestellt worden ist, denn im Vor­
jahr war das nicht so. Ich möchte schon daran 
erinnern, daß wir im Vorjahr darüber debat­
tieren mußten. Das zunächst zur Einleitung. 

Wissen Sie, meine Damen und Herren, 
wenn man dieser Debatte folgt, wie sie sich 
heute vollzieht, und den Oppositionsabgeord­
neten aufmerksam zuhört, dann müßte man 
den Eindruck gewinnen, wir hätten eine ver­
elendete Landwirtschaft. Ich kann das nicht 
anders sagen. 

Ich sage Ihnen: Ich bin nicht blind für die 
ernsten Sorgen und Probleme, die es in der 
Landwirtschaft gibt. Da wäre ich ja fehl am 
Platz. Ich weiß, daß wir ganze Problemregio­
nen haben, ich kenne Höfe, die nicht erschlos­
sen sind, die schlechte Wirtschaftsgebäude 
haben, wo die Maschinenausstattung nicht da 
ist und kaum finanziert werden kann. Aber 
wenn Sie durch das Land fahren und wenn 
Sie Ihre eigenen Betriebe anschauen, soweit 
Sie Bauern sind, so können Sie doch nicht 
außer Streit stellen, daß die Anzahl der 
Betriebe in einem Maße steigt, das erfreulich 
ist (Beifall bei der SPÖ), mit neuen Wirt­
schaftsgebäuden, mit neuen Wohngebäuden, 
mit modernen Güterwegen, mit einer Maschi­
nenausstattung, die mitunter das übertrifft, 
was notwendig wäre. Es kann doch nicht 
bestritten werden, daß es in der österreichi­
schen Land- und Forstwirtschaft vorwärts­
geht. Wer einigermaßen die Augen offen hat, 
wird das zugeben. 

Herr Abgeordneter Riegler, weil das heute 
einige Male so durchgeklungen hat: Ich weiß 
schon, daß die Agrarpolitik, die Preispolitik, 
die Frage der Entwicklung der Betriebsmittel 
für die Bauern ungewöhnlich wichtig ist und 
daß das Wetter allein letzten Endes nicht das 
Einkommen ausmacht. Weil ich das weiß, darf 
ich doch auch darauf hinweisen: Würden wir 
dieselbe Agrarpolitik machen wie in anderen 
Ländern, dann hätten wir die gleiche Einkom­
mensentwicklung, wie wir sie etwa in der 
Europäischen Gemeinschaft haben. Sehen Sie 
sich doch die Vergleiche an. Also die Politik 
wirkt sich natürlich aus. 

Was ich meinte, und darüber diskutieren 
wir jetzt fast bei jeder Debatte über den Grü­
nen Bericht, ist, daß der Rohertrag mit dem 
Einkommen ungewöhnlich stark korreliert, 
also das Einkommen hängt nun einmal vom 
Rohertrag ungewöhnlich stark ab. Das kann 
man doch auch nicht bestreiten. 

An Hand des Grünen Berichtes, den wir 
heute diskutieren, einige Feststellungen: 

Wir haben 1980, im Jahre zuvor, eine End­
produktion von 66,25 Milliarden Schilling 
gehabt. Gegenüber dem Vorjahr 1979 - des­
halb war das ein sehr erfolgreiches Jahr für 
die Bauern - war das eine Steigerung von 
nahezu 11 Prozent beim Rohertrag. 

Wir haben 1981 eine Endproduktion von 
66,95 Milliarden Schilling. Wenn wir es einfa­
cher darstellen: keine Änderung. Ein minima­
ler Zuwachs, ein Zuwachs, der etwa 1 Prozent 
beträgt. Wenn Sie nun die Inflationstangente 
berücksichtigen, müssen Sie bei diesem 
Rohertrag, der nicht gewachsen ist - wir 
haben eine schwächere Ernte gehabt -, 
zwangsläufig, gemessen an einem ausgezeich­
neten Jahr, ein schlechteres Ergebnis haben. 

Ja, Sie haben schon recht, daß es sich keine 
Berufsgruppe bieten lassen würde innerhalb 
der Unselbständigen, daß das Einkommen im 
Jahr um 4 Prozent real zurückgeht. Da haben 
Sie recht. Aber es gibt auch keine Berufs­
gruppe bei den Unselbständigen, wo es etwa 
so aussieht, daß der reale Einkommenszu­
wachs 18 Prozent ausmacht. Das ist die 
andere Seite. 

Wir haben innerhalb der Land- und Forst­
wirtschaft keine lineare Einkommensent­
wicklung, sondern eine Einkommensentwick­
lung, die von vielen Faktoren beeinflußt wird. 
Ein starker Faktor ist sicher der Rohertrag. 

Jetzt diskutieren wir den Grünen Bericht 
1981 angesichts einer Ernte, die alles über­
trifft, was je da war seit Menschengedenken. 
Auch mit vielen Problemen! 

Wer würde denn bestreiten, daß die Holz­
marktsituation für die Bauern, die auf die 
Waldwirtschaft angewiesen sind, äußerst 
unerfreulich ist? Wer würde bestreiten, daß 
die Weinbauern, die etwa auf den Traubenver­
kauf angewiesen sind, die bei keiner Genos­
senschaft sind - da darf ich auch schon auf 
den Wert der Genossenschaften hinweisen -, 
die keine eigene Kellerwirtschaft haben, die 
auf den Tagespreis, den ihnen der Sensal 
geboten hat, angewiesen waren, daß diese 
Bauern heuer dafür bezahlen, daß sie in ande­
ren Situationen den guten Tageskurs ausnüt­
zen können? Das alles liegt auf der Hand. Wir 
haben eine Fülle anderer Fragen, die uns Sor­
gen bereiten. (Abg. D e u t sc h man n: Das 
interessiert Sie ja nicht mehr!) 

Das interessiert, glaube ich, uns alle, Herr 
Abgeordneter! Das können wir sicher außer 
Streit stellen. Da sind wir uns einig. Deshalb 
bin ich ja der Auffassung und vertrete diese 
Meinung immer wieder, daß in der Landwirt­
schaft nur ein langfristiger Einkommensver-
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gleich möglich ist und kein anderer. Und jetzt 
machen wir halt den! Sie haben es im Grünen 
Bericht stehen: Von 1970 bis 1981, in diesem 
langfristigen Vergleich, haben wir einen 
nominellen Zuwachs von 183 Prozent, real 
44 Prozent, also im jährlichen Durchschnitt 
3,4 Prozent. 

Herr Abgeordneter Riegler! Den Zuwachs 
zwischen 1966 und 1969 will ich Ihnen nicht 
mehr vorrechnen. Sie kennen ihn ohnehin. 
Ich gebe zu, das liegt schon so weit zurück, 
daß wir darüber nicht mehr zu reden brau­
chen. Auch nicht darüber, daß damals in den 
Hauptbereichen der agrarischen Produktion, 
in den preisgeregelten, die Preise kein einzi­
ges Mal geändert worden sind. Aber lassen 
wir das Thema. (Abg. Dipl.-Ing. R i e g 1 er: 
76, 79!) 

Wichtig ist die Zukunft! Und wichtig ist die 
Periode, die wir jetzt überschauen können. 
Aber auch die Entwicklung innerhalb der Pro­
duktionsgebiete von 1970 bis 1981 scheint mir 
wichtig zu sein. Wir haben 1970 im südöstli­
chen Flach- und Hügelland das niedrigste 
Gesamteinkommen gehabt. Im südöstlichen 
Flach- und Hügelland hat damals das Ein­
kommen etwa 81 000 S betragen. Das Gesamt­
einkommen beträgt heute 233 000 S. Das ist 
ein Plus von 187 Prozent. Dieses Gebiet hat 
aufgeholt. Warum? Weil im Durchschnitt aller 
Produktionsgebiete das Einkommen einen 
Zuwachs von 157 Prozent aufweist, also von 
97 000 Sauf 248 000 S gestiegen ist. In den 
Alpengebieten betrug es 1970 rund 92 000 S, 
1981 256000 S; das ist ein Plus von 180 Pro­
zent. Eindeutig überdurchschnittlich! Darüber 
dürfen wir uns doch auch freuen, daß dort, wo 
die Bergbauern zu Hause sind, der Einkom­
menszuwachs besser war als anderswo. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir also 
einen Paritätsvergleich mit den unselbständig 
Erwerbstätigen heranziehen und diese 
3,4 Prozent jährlich vergleichen, dann kom­
men wir bei den unselbständig Erwerbstäti­
gen, und zwar bei den Industriearbeitern, im 
selben Zeitraum auf jährlich 2,7 Prozent. Nie­
mand kann bestreiten, daß damit die Bauern 
im innerösterreichischen Paritätsvergleich 
erfreulicherweise aufgeholt haben. 

Wir haben diese Studie, die auf den Grund­
lagen des Ordinariats für Betriebswirtschaft 
der Universität für Bodenkultur gemacht wor­
den ist. Wenn wir diese fortrechnen, kommen 
wir zum folgenden Paritätsvergleich: Im 
Jahre 1981 betrug der Monatsverdienst je 
Industriearbeiter netto - netto natürlich! -
10008 S, das Monatsnettogesamteinkommen 
je Familienarbeitskraft 9019 S; das ist ein 

Rückstand von 989 S. 1975 hat dieser Rück­
stand noch 1367 S betragen und damit 90 Pro­
zent des Einkommens der Industriearbeiter. 
Ich zitiere nur diese Studie und die Fortrech­
nung auf den Grundlagen dieser Studie. 

Aber wenn Sie einen anderen Zeugen brau­
chen dafür, daß die Landwirtschaft aufgeholt 
hat, dann darf ich den Dozenten Dr. Matthias 
Schneider vom Österreichischen Wirtschafts­
forschungsinstitut zitieren. Er hatte bei sei­
nem Pressegespräch, als er die volkswirt­
schaftliche Gesamtrechnung vorgelegt hat, in 
seinen Unterlagen ein Papier, aus dem folgen­
des hervorgeht: 

Von 1970 bis 1980 ist das Volkseinkommen 
je Erwerbstätigen um durchschnittlich 
9,6 Prozent gestiegen, das Volkseinkommen je 
Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirt­
schaft jedoch um 10,1 Prozent; also eine deut­
lich bessere Entwicklung. Das Pro-Kopf-Ein­
kommen je Arbeitnehmer ist im Durchschnitt 
dieses Zeitraumes um 9,8 Prozent gestiegen, 
die landwirtschaftlichen Einkommen je Fami­
lien arbeitskraft um 10,8 Prozent; also um ein 
volles Prozent günstiger. Das kann doch nie­
mand bestreiten! Wie problematisch Paritäts­
vergleiche sind, das wissen wir alle. Wie soll 
man denn das vergleichen? Man kann sicher 
nur Netto- mit Nettobezügen vergleichen. Wie 
bewerten wir die Eigenentnahmen? Wie 
bewerten wir die Wohnmöglichkeit? Ein Pari­
tätsvergleich ist halt kompliziert. Aber ich 
würde mich nur freuen, wenn wir in der § 7-
Kommission möglichst bald zu einer Einigung 
kommen, wie der Paritätsvergleich vorzuneh­
men wäre. 

Herr Kollege Riegler! Weil Sie die Zeit von 
1976 heraufrechnen und sagen, geringere 
Zuwächse - wir haben ja noch reale Einkom­
menszuwächse - als zuvor, und das würde 
sich mit meiner Regierungsverantwortung 
decken, muß ich Ihnen sagen: Das kommt mir 
gerade so vor, als ob Sie mich verantwortlich 
machen dafür, daß international die 
Zuwächse beim Bruttonationalprodukt in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre geringer 
sind als in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre. Genauso kommt mir das vor! (Abg. 
Dipl.-Ing. R i e g 1 er: Zufälligerweise!) 

Aber Herr Kollege Riegler! Auch da ist 
natürlich die Frage: Welchen Ausgangspunkt 
nimmt man? (Abg. Dipl.-Ing. R i e g 1 er: 76/) 
Wenn Sie ein Jahr weniger nehmen - ich 
habe erst im Herbst 1976 die Verantwortung 
übernommen -, wenn Sie nur das eine Jahr 
wegrechnen, haben Sie plötzlich eine beachtli­
che Veränderung, nämlich statt 5 Prozent 
plus real für den gesamten Zeitraum haben 
Sie dann im Durchschnitt statt 1 Prozent real 
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2 Prozent real pro Jahr. Wenn Sie die letzten 
beiden Jahre nehmen, haben wir im Durch­
schnitt 5,5 Prozent real, und wenn Sie die Zeit 
seit 1970 nehmen, die besagten 3,4 Prozent. 
Nächstes Jahr reden wir weiter. Ich stehe 
Ihnen dann wieder zur Verfügung, wie ich 
doch annehme. Da reden wir dann weiter. 
(Abg. Dr. Wie si n ger: Das glaube ich 
nicht!) Dann haben wir die Ergebnisse 1982. 
Es wird mir ein Vergnügen sein, mit Ihnen 
dann darüber zu diskutieren. (Beifall bei der 
SPÖ. -Abg. Dr. Wiesinger: Das Vergnü­
gen wird Ihnen nicht mehr zuteil werden!) 

Meine Damen und Herren! Wie sieht die 
Einkommensentwicklung im internationalen 
Vergleich aus, wenn wir sie mit jener der 
Europäischen Gemeinschaften vergleichen? 
Wenn Sie die Jahre 1973, 1974 und 1975 im 
Durchschnitt mit 100 annehmen, dann haben 
Sie in der Bundesrepublik 1975 genau diesen 
Index 100 und im Jahre 1980 81,2; also 
beträchtliche Einkommensverluste der Bau­
ern in der Bundesrepublik Deutschland. In 
der Neunergemeinschaft haben Sie im Jahr 
1975 den Index 97,2 und im Jahr 1980 den 
Index 90, also insgesamt ein eindeutiger Ein­
kommensverlust. 

In Österreich war 1975 der Index 93,7, 1980 
betrug er 122, um einen Vergleich zu haben. 
So sieht es aus! 

Ich möchte Ihnen eine Statistik nicht ver­
heimlichen, die von der COPA stammt. Die 
COPA ist die internationale Organisation der 
Landwirtschaftsverbände, der freiwilligen 
Interessenverbände, wenn man so will. Diese 
Studie der COPA schaut folgendermaßen aus: 
In Deutschland 1979 minus 21,9 Prozent, 1980 
minus 12,6 Prozent, 1981 minus 7,2 Prozent, 
und zwar real und nicht nominell! Im EG­
Durchschnitt insgesamt sind es 1979 minus 
7,5 Prozent, 1980 minus 14,2 Prozent und/1981 
minus 4,8 Prozent. In Österreich haben wir 
1981 minus 4 Prozent, 1980 haben wir plus 
18 Prozent, 1979 haben wir minus 9 Prozent. 
Insgesamt bleibt ein Plus über. Das ist der 
internationale Vergleich mit der Europäi­
schen Gemeinschaft. 

Weil Sie, Herr Kollege Riegler, die zweite 
Hälfte der siebziger Jahre so unter die Lupe 
nehmen, bringe ich einen weiteren Vergleich 
der Realeinkommen in der Landwirtschaft 
innerhalb der EG. Das ist in "Agrar-Europ" 
einmal veröffentlicht worden. Hier werden 
die Zeiten von 1968 bis 1973 und von 1973 bis 
1979 gegenübergestellt. Dort haben sie insge­
samt im Durchschnitt von 1968 bis 1973 einen 
Zuwachs von jährlich 6,8 Prozent und von 
1973 bis 1979 ein Minus von etwa 2 Prozent. 

Sie sehen also, daß international die Zeit 
für die Landwirtschaft in den zu Ende gehen­
den siebziger Jahren schwieriger geworden 
ist. Das ist ja auch klar, weil wir die Weltwirt­
schaftskrise haben, weil wir die Energiever­
teuerung haben, weil auch die Absatzpro­
bleme schwieriger geworden sind, und vieles 
andere mehr. 

Ich würde Sie also bitten, das doch auch ein 
bißchen bei Ihren Überlegungen zu berück­
sichtigen, wobei ich natürlich Verständnis 
habe, daß eine große Oppositionspartei vor 
einer Wahl das Problem natürlich nicht ganz 
unpolemisch sehen kann. Da habe ich für Sie 
Verständnis; das darf ich Ihnen versichern. 

Zur Einkommensentwicklung für die Berg­
bauern. Herr Abgeordneter Riegler! Das Insti­
tut für Bergbauernfragen hat in einer Unter­
lage vorgerechnet und ermittelt, daß das land­
wirtschaftliche Bergbauerneinkommen von 
1975 bis 1981 Zuwächse hat, die eindeutig 
über dem Zuwachs des Bundesmittels liegen: 
Im Bundesmittel 8 397 S durchschnittlicher 
jährlicher Zuwachs von 1975 bis 1981 und 
10094 S für die Bergbauern. Die Bergbauern 
haben also eindeutig aufgeholt. Einer 
Zuwachsrate von 5,7 Prozent steht eine 
Zuwachsrate von 9,3 Prozent gegenüber. 

Ich möchte zusammenfassend zu diesem 
Teil nur das eine sagen: Die landwirtschaftli­
chen Einkommen haben unbestreitbar gegen­
über vergleichbaren Berufsgruppen in Öster­
reich aufgeholt, etwa gegenüber den Indu­
striearbeitern. Die landwirtschaftlichen Ein­
kommen in Österreich haben sich eindeutig 
günstiger entwickelt als im westlichen Aus­
land. Die landwirtschaftlichen Einkommen 
zeigen ein Bild, wonach die Bergbauernein­
kommen deutlich aufgeholt haben. Auch dar­
über sollten Sie sich mitfreuen können. Das 
würde ich mir einmal wünschen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Der wichtigste Maßstab dafür, wie es den 
Bauern geht, ist ganz sicher der Verbrauch. 
Wir haben laut Grünem Bericht in den Jahren 
1979 bis 1981 einen bäuerlichen Konsum, der 
um 19 Prozent gestiegen ist: 1979 161 000 S, 
1980 175000 S, 1981 190000 S. Nun, meine 
Damen und Herren, natürlich auch ein Einbe­
kenntnis: Das sind Durchschnittswerte. Das 
sind österreichische Durchschnittswerte. Es 
ist unbestritten - das wird vor allem von mir 
nicht bestritten -, daß es zahllose Betriebe 
und Familien gibt, die innerhalb der Einkom­
menstruktur unten liegen, die die schlechte­
ren Voraussetzungen haben und die wahrlich 
um ihre Existenz raufen müssen. 

Deshalb gibt es unsere Bemühungen um 
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direkte Einkommenshilfen, die zuerst belä­
chelt worden sind und heute noch negiert und 
bagatellisiert werden. Es ist ja der Sinn des 
Bergbauernzuschusses, daß wir, wenn wir 
schon nicht einen Ausgleich anbieten können, 
doch eine Hilfestellung geben, um die natur­
gegebenen Bewirtschaftungsnachteile so aus­
zugleichen, daß die Betriebe existieren kön­
nen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Über den Rein­
ertrag haben wir uns hier ja schon wiederholt 
unterhalten. Ich habe immer wieder darauf 
hingewiesen, daß die Reinertragslehre ja 
schon um die Jahrhundertwende zu Grabe 
getragen worden ist. Der gute Thaer lebt 
schon lange nicht mehr, er ist im 19. Jahrhun­
dert mit seinen Theorien letzten Endes ich 
will nicht sagen gescheitert, aber er ~rde 
nicht bestätigt von der Geschichte. (Abg. Dr. 
Wiesinger: Da geht es ihm wie Marx!­
Abg. D e u t s c h man n : Sie reden im 
Bericht über den Reinertrag!) Ja, reden wir 
über den Reinertrag. Wollen Sie eine andere 
Grundlage als den Reinertrag? Wollen Sie 
eine andere Grundlage für die Bemessung der 
Einheitswerte? Da brauchten wir dann eine 
allgemeine Steuerdebatte. Da ist die Frage: 
Wie schaut es aus mit der Pauschalierung? 
Daraus ergibt sich dann eine Fülle von Pro­
blemen. Es muß die Frage der Steuerleistung 
insgesamt diskutiert werden, wenn Sie das 
wollen. Ich würde das nicht wollen, ich würde 
das gerne vermeiden als Landwirtschaftsmi­
nister im Interesse unserer Bauern. Zum 
Wohle unserer Bauern würde ich diese Fra­
gen lieber nicht anschneiden. (Abg. K ern: 
Stadtgemeinde Wien - 8 Millionen Verluste 
im vergangenen Jahr!) 

Aber jetzt zum Reinertrag. Herr Präsident, 
darf ich Ihnen erläutern, wie es mit dem Rein­
ertrag aussieht? Der Reinertrag ist doch ein 
Maßstab, der für einen bäuerlichen Betrieb 
von seiner Konstruktion her nicht typisch 
sein kann. Alle reden vom Reinertrag, aber 
offenbar diskutieren wir zuwenig darüber, 
was der Reinertrag eigentlich ist. Das ist ein 
Betrieb, bei dem man von der Fiktion aus­
geht, daß er nur mit Lohnarbeitskräften 
geführt wird. Nur mit Lohnarbeitskräften! Wo 
haben Sie den heute? Heute haben wir besten­
falls familieneigene Arbeitskräfte. In den 
Gutsbetrieben haben wir noch Lohnarbeits­
kräfte. Der Reinertrag ist ein Betrieb, von 
dem man annimmt, daß er schuldenfrei ist, 
daß er ausgedingefrei ist, daß er mit fremden 
Arbeitskräften arbeitet und daß er zinsenfrei 
ist. Er müßte pachtfrei und ausgedingefrei 
sein. Jetzt frage ich Sie: Können Sie mir solch 
einen Betrieb unter den österreichischen 

bäuerlichen Betrieben zeigen? Den haben wir 
einfach nicht. 

Man geht also davon aus, daß zunächst das 
Bewirtschafterehepaar aus guten Gründen 
nach dem Kollektivvertrag entlohnt wird und 
ein Betriebsleiterzuschlag dazukommt. Daß 
natürlich ein volles vergleichbares Einkom­
men und dann die Verzinsung zusätzlich nicht 
sehr wahrscheinlich sind, hat man schon um 
die Jahrhundertwende diskutiert. Der bäuerli­
che Betrieb ist ja Arbeitsplatz für die Bauern, 
der bäuerliche Betrieb ist ja keine Kapitalan­
lage. Im Frühkapitalismus ist man davon aus­
gegangen, daß sich auch das land- und forst­
wirtschafliche Grundvermögen wie jede 
andere Kapitalsanlage kapitalisieren müßte. 
(Abg. Dipl.-Ing. R i e g 1 er: Warum war bis 
1973 eine Verzinsung gegeben?) Das war nie 
der Fall. Das ist eine Illusion, wenn Sie dieser 
Vorstellung nachhängen. (Abg. Dipl.-Ing. 
R i e g 1 er: Das wollen Sie nicht hören, daß 
bis 1973 eine Verzinsung gegeben war!) 

1970 haben wir im Hauptvergleichsbetrieb 
1 500 S Reinertrag gehabt pro Hektar, im Jahr 
1978 waren es dann 3088 S, im Jahr 1980 
waren es 3282 S, im Jahr 1981 583 S, 1982 wer­
den wir sehen, da wird er wieder ansteigen. 
Das ist der Vergleichsbetrieb, der ideale 
Betrieb mit den besten Voraussetzungen, der 
Hauptvergleichsbetrieb, der letzten Endes 
auch die Grundlage für die Einheitsbewer­
tung ist, von dem man ausgeht. Wenn Sie das 
System ändern wollen, müssen Sie dem 
Herrn Finanzminister einen Brief schreiben. 
Ich werde ihm einen Brief schreiben, daß ich 
nicht dafür bin, daß ich glaube, daß die Bau­
ern beim bisherigen System besser fahren. 
Aber wenn Sie diese Frage aufrollen wollen, 
brauchen Sie sich nur an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen zu wenden. 

Meine Damen und Herren! Ich muß mich 
doch noch mit einigen Fragen auseinander­
setzen, die in der Debatte aufgerollt worden 
sind. Soviel Zeit müssen Sie mir geben, das 
geht nicht anders. 

Herr Kollege Riegler! Zu den Holzimporten. 
Sie hätten nicht so argumentieren sollen. Ich 
habe strikte Weisung gegeben - strikte Wei­
sung -, rigoros die phytosanitäre Kontrolle 
vorzunehmen. Wenn Sie das so in den Raum 
stellen, dann, meine Damen und Herren, Herr 
Abgeordneter Riegler, ist das ein unberechtig­
tes massives Mißtrauen gegen meine Beam­
ten. Gestatten Sie, daß ich meine Beamten im 
Hohen Haus nicht so hinstellen lasse. 
(Zustimmung bei der SPÖ. - Abg. Dipl.-Ing. 
R i e gl er: Schauen Sie sich das an! Wir 
haben das gesehen!) Es sind im übrigen zum 
Teil Beamte der Landesforstinspektion, die 
da mitwirken. Ich glaube, so kann man das 
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nicht machen. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ja, 
ich bin gleich soweit. Auf die Straßen möchte 
ich gar nicht eingehen. Das ist eine Landes­
straße, die da gebaut worden ist. Reden Sie 
mit der Landesregierung, warum die Landes­
straße dort so geschwind gebaut worden ist. 

Aber nun zu den Zahlen, Herr Kollege. Wir 
haben 1981 (Zwischenrufe bei der ÖVP) -
Herr Kollege, hören Sie ein bissel zu, dann 
wissen Sie, wie sie funktioniert und wie 
streng sie vorgenommen wird - 78 Trans­
porteinheiten zurückgeschickt. Es waren in 
den ersten neun Monaten des Jahres 1982 
378 Transporteinheiten. Wenn Sie behaupten, 
daß da nicht verschärft kontrolliert wurde, 
dann gehen Sie an den Tatsachen vorbei. 
Bitte, eines kann die phytosanitäre Kontrolle 
nicht sein: Sie kann keine handelspolitische 
Barriere sein. Handelspolitik können wir 
damit nicht machen. Da würden wir jämmer­
lich Schiffbruch erleiden, denn da gibt es 
sofort die Retorsion. So geschwind können 
Sie gar nicht schauen, daß nicht Gegenmaß­
nahmen des Auslandes kämen. 

1981 wurden 3000 Festmeter zurückge­
schickt, in den ersten neun Monaten des J ah­
res 1982 10200 Festmeter. 

Wir haben den slowakischen Forstminister 
gebeten, sich einer Selbstbeschränkung zu 
unterziehen. Wir werden es beim kommenden 
Besuch wiederholen, das kann ich Ihnen jetzt 
schon versprechen. Es wird sich eine Möglich­
keit ergeben. 

Aber Selbstbeschränkung sollte man auch 
in Österreich haben. Ich habe das in der Eile 
nicht prüfen können. Aber ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir helfen. Ich höre, daß 
die Lagerhausgenossenschaften im Waldvier­
tel tschechisches Eichenbrennholz zu sehr, 
sehr niedrigen Preisen anbieten und gut ver­
kaufen, und das Bauernholz bleibt im Wald 
liegen. So geht es eben auch nicht, wenn das 
stimmt. Bitte gehen Sie auch der Sache nach. 
(Hört!-Hört!-Rufe bei der SPÖ. - Zwischen­
rufe bei der ÖVP.) Ich werde mich an die 
Genossenschaft wenden. Ich habe das gestern 
erfahren; ich habe es bis heute nicht überprü­
fen können. 

Noch etwas zum Wirtschaftsrat. Ich werde 
den Verfassungsdienst einladen, zu prüfen, 
welche Aufgaben der Wirtschaftsrat hat und 
ob es Aufgabe des Wirtschaftsrates ist, pole­
mische Resolutionen gegen den Landwirt­
schaftsminister zu b~schließen in Fragen, die 
mit der Geschäftsführung und mit der Wirt­
schaftsführung, mit der Wirtschaftlichkeit der 
Bundesforste wirklich nichts zu tun haben. 
Aber ich werde den Verfassungsdienst bitten, 

diese Frage sehr rasch zu prüfen, und wenn 
er zu einem anderen Ergebnis kommt, wer­
den wir das natürlich akzeptieren. Das ist gar 
keine Frage. 

Herr Kollege Murer! Sie machen es mir ja 
beide schwer, der Kollege Riegler und Sie. 
Der Kollege Riegler sagt - nicht ganz zu 
Unrecht -, wir müssen die Bauern halten. Es 
ist gut, wenn die Abwanderung nicht so wei­
tergeht wie bisher. Und Sie sagen, der Land­
wirtschaftsminister ist schuld, weil er immer 
mehr Bauern in das finstere Wasserloch des 
Bermudadreiecks stürzen läßt. Also wie kom­
men wir da jetzt zurecht? Die Wahrheit liegt 
ja in der Mitte. Vom Bauernbund ist immer 
wieder kritisiert worden, daß die Abwande­
rung viel zu hoch wäre. Jetzt geht die Abwan­
derung erheblich zurück; jetzt spricht der 
Herr Abgeordnete Riegler von einer versteck­
ten Arbeitslosigkeit. Ich würde sagen, die 
Wahrheit liegt wirklich in der Mitte. Die 
Strukturänderung geht weiter, und ohne 
Abwanderung wird es wahrscheinlich auch in 
Zukunft nicht gehen, wie ich glaube. Wir soll­
ten uns aber freuen, daß die Abwanderung 
zurückgegangen ist, und ich verkenne nicht 
das Problem, daß die Arbeitsplatzsituation in 
Österreich das mit bewirkt hat. Es wäre ja 
unklug, das bestreiten zu wollen. Natürlich ist 
auch ein Einfluß da, der sich auswirkt und der 
dazu führt, daß die Bauern eher auf ihren 
Höfen bleiben. 

Aber zur grundsätzlichen Frage der Neben­
erwerbsbauern. Meine Damen und Herren 
von der Opposition! Sie tun hier so, als ob es 
Nebenerwerbsbauern nur in Österreich gäbe. 
(Abg. Dipl.-Ing. F 1 i c k er: Die höchste 
Anzahl in Europa!) Die Entwicklung haben 
wir in sämtlichen westlichen Industriestaa­
ten. Wir haben sie nicht im Ostblock, aber da 
ist ein ganz anderes System, da wollen wir, 
glaube ich, gar nicht zu vergleichen anfangen. 
Wir haben es in sämtlichen westlichen Indu­
striestaaten, und in den Realteilungsgebieten 
hat es die Nebenerwerbsbauern seit eh und je 
gegeben. Denn wohin sind denn die Bauern 
aus dem Oberinntal gegangen? Ins Allgäu 
sind sie arbeiten gegangen. Oder wohin sind 
die Bauern aus dem Burgenland arbeiten 
gegangen? In die Bauwirtschaft nach Wien. 
Und viele andere Beispiele ließen sich finden. 

Es ist einfach so, daß die technologische 
Entwicklung dazu geführt hat,. daß die 
Betriebe, die entstanden sind, als es noch eine 
tierische Zugkraft und die händische Arbeit 
gegeben hat, heute zu klein sind. Daher dieser 
Prozeß der Abwanderung. Das ist die Anpas­
sung der bäuerlichen Betriebe, der Form der 
Bewirtschaftung an die Technik, die heute zur 
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Verfügung steht. Das sollten Sie doch auch 
nicht bestreiten. 

Herr Kollege Haider! Ich bin weit davon 
entfernt, Sie belehrend zu informieren. Aber 
Ihr Vergleich mit dem Produzentenmilchpreis 
und mit dem Konsumentenmilchpreis ist 
wirklich völlig daneben. Ich will es Ihnen 
gleich sagen. Es ist so, daß wir bei uns in 
Österreich den Butterabsatz mit dem Trink­
milchpreis mitfinanzieren. Sie haben also im 
Trinkmilchpreis einen nicht unbeträchtlichen 
Betrag, der dazu dient. Denn die Butter könn­
ten wir ja um den Preis nicht verkaufen. 
25 Kilo Milch brauchen Sie für ein Kilo But­
ter, und wenn man den Milchpreis mit 4 S 
annimmt, daß wir halt einfach rechnen, dann 
sind das allein 100 S nur für den Milcheinsatz. 
(Abg. Dr. Jörg Hai der: Was machen denn 
die anderen mit ihrer Butter?) Die haben 
nicht dieses System. (Abg. Dr. Jörg Hai­
der: Genau das greifen wir ja an!) Wollen 
wir mehr Margarine essen? Wollen Sie das? 
Wollen wir mehr Margarine verzehren? Das 
ist das Problem. Herr Kollege Haider! Dieser 
Vergleich ist jedenfalls von Ihnen schlecht 
gewählt, weil Sie diesen Umstand nicht 
berücksichtigen. 

Und jetzt zur OKM. Ich darf mich da an 
Herrn Kollegen Haider und vor allem auch an 
die Damen und Herren des Bauernbundes 
wenden: Ich habe den Funktionären der OKM 
dringend geraten, diese Schlechterstellung 
der ausgeschlossenen Mitglieder rasch zu 
unterbinden. (Beifall bei der SPÖ.) Ob jemand 
Mitglied ist oder ob jemand ausgeschlossen 
wird, geht mich nichts an. Da mische ich mich 
nicht ein. 

Herr Kollege Hiet!! Ihr Vergleich ist auch 
falsch. Bei einer Winzergenossenschaft - Sie 
weisen auf Ihre Genossenschaft hin - gibt es 
nicht den Zwang zur Lieferung des Produktes 
an die Genossenschaft. Das kann sich im 
freien Raum entwickeln. 

Der wesentliche Unterschied - ich meine 
das sehr, sehr ernst - ist der, daß wir im 
Milchwirtschaftssystem ja ein Behördenver­
fahren haben. Das ist nicht einmal ein privat­
wirtschaftliches, das ist ein Behördenverfah­
ren. Der Bauer kann sich nicht aussuchen, 
wohin er liefert, er kann nicht einmal so ohne 
weiteres zum Abholverkauf übergehen. Er hat 
auch diesen Ausweg nicht. Er ist also auf 
einen bestimmten Vorgang angewiesen durch 
ein Gesetz, das wir hier mit Zweidrittelmehr­
heit beschlossen haben. Die Genossenschaft 
kann es sich nicht aussuchen, ob sie die Milch 
nehmen will oder nicht nehmen will. 

In einem solchen Verfahren, bei einem sol-

ehen Verhältnis sollte man sehr behutsam 
sein, wenn gegen irgend jemanden Sanktio­
nen ergriffen werden, wenn diese Form der 
Sanktion gewählt wird. 

Ob diese Regelung rechtlich hält, weiß ich 
nicht; sie wird ja angefochten werden. Aber 
selbst dann, wenn sie rechtlich hält, würde ich 
dringend empfehlen, daß Sie Ihre Unterstüt­
zung anbieten, daß das saniert wird. Das kann 
kein Problem sein, das kann kein großes Pro­
blem sein. 

Wenn das eine andere Genossenschaft ist, 
ohne Behördenverfahren und ohne Liefer­
zwang und ohne Übernahmezwang, dann 
schaut es anders aus, dann vollzieht sich das 
im freien Raum der Bildung von Genossen­
schaften und der freiwilligen Mitgliedschaft. 
Ich möchte also sehr darum bitten, diese strit­
tige Frage endlich zu bereinigen. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie sei­
tens der Opposition den Grünen Bericht für 
das Jahr 1981 ungünstig einschätzen, ist das 
Ihr gutes Recht. Ein gutes Bauernjahr war es 
ja nicht, das habe ich auch geschrieben, das 
war es sicher nicht. Aber Sie sollten doch 
auch das Herz aufbringen, zu sagen: Das Jahr 
zuvor war ausgezeichnet, und heuer liegen 
wir trotz aller Schwierigkeiten, die wir in vie­
len Bereichen haben, insgesamt ganz hervor­
ragend. Das ist kein Trost für die Bauern, die 
vorwiegend aufs Holz angewiesen sind; das 
weiß ich schon. Sie sollten das Herz aufbrin­
gen, sich mitzufreuen, wenn es in der Land­
und Forstwirtschaft ein Stückl vorwärtsgeht. 
Darüber wäre ich sehr glücklich. (Beifall bei 
der SPÖ.) 14.14 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Abgeordnete Helga Wieser. Ich erteile es 
ihr. 

14.14 

Abgeordnete Helga Wieser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Herr Bun­
desminister! Ihr Abschluß war: Man sollte 
sich freuen, wenn es in der Landwirtschaft 
besser geht. Ich muß Ihnen sagen: Wenn es 
besser ginge, würden wir uns auch freuen. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, daß es dem 
Bauernbund nicht daran liegt, jetzt, im Zuge 
der Vorwahlauseinandersetzungen, hier eine 
polemische Agrarpolitik zu betreiben, son­
dern uns liegt das Wohl und Weh der Bauern 
sehr am Herzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wurden heute von Ihnen verschiedene 
Zahlenspielereien vorgetragen. Sie haben 
zwar eingangs zugegeben, daß es einen Ein­
kommensverlust gibt. Wenn man Ihnen aber 
länger zugehört hat, so hat man den Ein-
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druck, es wird eigentlich ständig besser, und 
wir sollten noch mit jubeln. 

Glauben Sie mir: Den Bauern sind diese 
Zahlenspielereien völlig gleichgültig. Was für 
den einzelnen unter dem Strich heraus­
kommt, ist für ihn das einzig Interessante, 
denn von dem muß er leben, oder er muß des­
wegen zugrunde gehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich freuen wir uns, daß die Gebäude 
besser, schöner geworden sind. Aber schauen 
Sie sich heute auch einmal die wirtschaftliche 
Situation an! Wir haben noch nie so eine hohe 
Verschuldung der Bauernschaft gehabt. Wir 
mußten noch nie so oft Konsolidierungskre­
dite anfordern. Sie wissen ja auch vom Inter­
ventionsweg her, daß sehr viel persönliches, 
menschliches Leid damit verbunden ist. 

Ich sage Ihnen: Noch nie ist so viel an der 
Substanz der bäuerlichen Betriebe gezehrt 
worden. Denn es mußten noch nie so viele 
Gründe verkauft werden, um Baulichkeiten 
beziehungsweise Investitionen zu finanzie­
ren. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch 
ganz kurz auf die Einkommensvergleiche mit 
dem Ausland eingehen, die im Zuge der Aus­
einandersetzung über den Grünen Bericht 
immer wieder vom Herrn Minister angestellt 
werden. 

Natürlich kann man nicht den gesamten 
EG-Bereich sehen, sondern wir sollten unsere 
Haupthandelspartner innerhalb dieses EG­
Bereichs sehen. Das ist in erster Linie die 
Schweiz, und da muß ich Ihnen sagen, daß 
das Familieneinkommen pro Monat in der 
Schweiz immerhin über 28 000 S beträgt und 
das Familieneinkommen in Österreich 7 900 S 
ausmacht. Besser dran ist man auch in 
Deutschland, obwohl natürlich auch dort 
bedauerlicherweise ein wesentlicher Rück­
gang zu verzeichnen ist. Das Familieneinkom­
men in Deutschland beträgt immerhin noch 
12260 S. 

Ich möchte daraus nur schließen: Man kann 
sagen, daß dort bedauerlicherweise sicherlich 
auch mit Einkommenseinbußen zu rechnen 
war. Wenn aber das Einkommen von vornher­
ein wesentlich höher war, dann ist die Proble­
matik natürlich nicht so groß. 

Meine Damen und Herren! Es wurde auch 
hier immer wieder darauf hingewiesen, daß 
das Brutto-Einkommen je Familienarbeits­
kraft im Bauernbereich zwischen 1970 und 
1981 wesentlich stärker gestiegen ist als das 
eines Industriebeschäftigten. Ich möchte 
klipp und klar von vornherein sagen, daß ich 
jedem Arbeitnehmer, jedem selbständig 

Erwerbstätigen und jedem schaffenden Men­
schen in Österreich ein gerechtes Einkommen 
gönne. Denn ich glaube, es hieße eine Neidpo­
litik zu betreiben, indem man sagt: Der eine 
kriegt soviel, und der andere kriegt etwas 
weniger, und vielleicht auch noch eine inner­
betriebliche Disparität besonders aufzeigt. 
Das kann nicht im Sinne einer ernsthaften 
Agrarpolitik sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

SO ist eben das Brutto-Einkommen pro 
Familienarbeitskraft im Jahr in den Jahren 
zwischen 1970 und 1981 um 3,39 Prozent 
gestiegen, im Vergleich dazu das des Indu­
striebeschäftigten um 3,88 Prozent. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß es 
unser aller Wunsch sein muß, daß ein gutes 
Durchschnittseinkommen in Österreich zu 
verzeichnen ist, aber es ist sicherlich ein 
ungeeigneter Weg, hier der Landwirtschaft 
besondere Vorzüge oder besondere Leistun­
gen des Bundes vorzuwerfen. 

Ich kenne den Herrn Abgeordneten Wein­
berger persönlich sehr gut, und ich glaube 
auch, daß er es nicht böse gemeint hat. Aber 
den sozusagen berühmten "österreichischen 
Weg" der Bundesregierung als positiven Weg 
für die Landwirtschaft zu bezeichnen, das ist 
schon etwas übertrieben. 

Ich meine, daß der "österreichische Weg" 
der Bundesregierung gegenüber den österrei­
chischen Bauern ein sehr dornenvoller Weg 
war. (Beifall bei der ÖVP.) Denn sonst wären 
die Abwanderungen nicht so groß gewesen. 
(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich wurden für die Bergbauernge­
biete Zuschüsse der Länder und des Bundes 
gewährt. Aber trotzdem haben wir immer 
noch 24 Prozent der Bergbauern, die unter der 
Armutsgrenze vegetieren. Ich glaube, wir soll­
ten diese 24 Prozent nicht verge.ssen. Diejeni­
gen, deren Höfe heute noch nicht aufgeschlos­
sen sind, die also noch nicht mit elektrischem 
Strom versorgt sind, sind gerade die Ärmsten. 
Denn es ist am schwierigsten, dort bei dieser 
ganzen Kostenexplosion die notwendigen 
infrastrukturellen Maßnahmen zu setzen. 

Ich glaube also wirklich, daß man, um der 
Wahrheit gerecht zu werden, diese Dinge ins 
richtige Licht rücken sollte. 

Zur Bauernpension: Sie wurde von der SPÖ 
sozusagen den Bauern geschenkt. Ich möchte 
hier ein- für allemal feststellen, daß die 
Bauernpension 1969 - auch mit den Stimmen 
der SPÖ - beschlossen wurde, daß sie aber 
von der ÖVP-Alleinregierung initiiert und 
betrieben wurde! Glauben Sie mir, daß das die 
Bauern ganz genau wissen. Da können Sie 
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sagen, was Sie wollen, die Bauern wissen 
genau, wo sie am besten aufgehoben sind. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wir lassen uns auch nicht die Schulbücher, 
die Schülerfreifahrten und die Familienbeihil­
fen vorwerfen, die sowieso jeder Österreicher 
in Anspruch nimmt und in Anspruch nehmen 
kann. Ich sehe nicht ein, wieso denn gerade 
die Bauern diese nicht bekommen sollen. 
Warum werden den Bauern bei allen Agrarde­
batten diese Sozialleistungen jährlich vorge­
worfen? Wir werfen es weder einem Arbeiter 
noch einem Selbständigen noch einem Intel­
lektuellen oder einem Freischaffenden vor. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, eine 
gesunde Agrarpolitik vor allem für den Berg­
bauern kann uns allen miteinander sehr am 
Herzen liegen, weil wir ja auch als Fremden­
verkehrsland interessiert sein müssen, daß 
gerade die Hänge auch in der Zukunft bewirt­
schaftet werden. 

Als Kennerin der Materie kann ich Ihnen 
nur sagen, daß zum Beispiel in Tirol im 
Bezirk Reutte bereits zwischen 13000 und 
15000 Hektar Sozialbrache zu verzeichnen 
sind, es ist also fast nicht mehr zu bewirt­
schaften. Meine Damen und Herren! Es ist 
auch nicht mehr zu bezahlen, daß diese 
Gebiete bewirtschaftet werden. Was das für 
ein Fremdenverkehrsland bedeutet, können 
Sie sich ja selbst ausrechnen. 

Noch ein paar Worte zum Mutterschafts­
geld. Erstens einmal muß man sehr deutlich 
sagen: Wenn Sie nicht zehn Jahre politisch 
getrieben worden wären, dann hätten wir das 
Mutterschaftsgeld heute noch nicht. Und die 
Form der Mutterschaftsleistung, die hier 
beschlossen wurde, ist in Wirklichkeit alles 
andere als praxisnah. Es ist uns Gott sei Dank 
im Zuge der Verhandlungen gelungen, hier 
doch etwas vernünftigere Gangarten zu errei­
chen. Aber ich darf Ihnen versichern, wenn 
Sie mit den Bäuerinnen reden, dann sehen 
Sie, daß sie sich sicherlich über das Mutter­
schaftsgeld freuen, aber die Form, bis man 
zum Mutterschaftsgeld kommt, ist so kompli­
ziert, daß mir schon mehrere gesagt haben: 
Ich pfeife auf diese ganze Sozialleistung. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir 
sollten gemeinsam interessiert sein, daß wir 
eine positive Agrarpolitik für die österreichi­
sche Bauernschaft erreichen. Nur sind bedau­
erlicherweise hier nur sehr geringe Ansätze 
zu erkennen. 

Ich weiß nicht, mit wem der Herr Bundes­
minister eigentlich ständig spricht. Sind es 
österreichische Bauern, wenn man hört, wie 

zufrieden und glücklich alle sind? Wenn man 
heute Gemeindebesuche macht, wenn man 
bei Sprechtagen ist, dann wird man mit der 
Tatsache, mit der Realität konfrontiert, und 
dort schaut es wesentlich anders aus. 

Es wurde verabsäumt, die notwendigen 
außenpolitischen und außenhandelspoliti­
schen Maßnahmen zu setzen. Ich bin über­
zeugt, daß man die Möglichkeit ausnützen 
muß bei den Verhandlungen der EG, wenn 
Spanien, Portugal und auch Jugoslawien in 
Zukunft Mitgliedsländer der EG werden soll­
ten, daß auch hier wieder Ansätze zu Ver­
handlungen gezeigt werden, um" doch einen 
Weg zu finden, die krassesten Mängel unserer 
Außenhandelspolitik abzubauen. 

Meine Damen und Herren! Es sind eben 
Maßnahmen notwendig, um die Existenz der 
Arbeitsplätze der Bauern nicht zu gefährden. 
Denn die Existenz des Bauern und die Siche­
rung des Arbeitsplatzes sind gleichzeitig die 
Sicherung für den Industriearbeiter. Es müß­
ten eigentlich gerade von seiten der Gewerk­
schaft alle sehr interessiert sein, daß hier 
sehr wesentliche Maßnahmen zur Erhaltung 
einer gesunden Landwirtschaft gesetzt wer­
den, die nur dann in der Lage ist, Aufträge zu 
erteilen, wenn das nötige Einkommen da ist. 

Das Landwirtschaftsgesetz verpflichtet uns, 
hier Voraussetzungen zu schaffen, um eine 
gesunde Landwirtschaft zu ermöglichen. Sie 
haben das sogar in Ihrem SPÖ-Parteipro­
gramm drinnen, wo über die Sicherung eines 
Einkommens für alle in der Landwirtschaft 
Tätigen geschrieben wird, das dem allgemei­
nen Niveau entspricht. Unter Anmerkung 
steht: Unter allgemeinem Niveau versteht 
man eine absolute Größe und keine Prozent­
spielereien. Das sollte sich der Herr Minister 
ins Stammbuch schreiben, meine Damen und 
Herren. 

Wir dürfen durch diese ganzen wirtschaftli­
chen und finanziellen Entwicklungen vor 
allem einen Bereich nicht übersehen, und das 
ist die bäuerliche Familie. Natürlich muß das 
notwendige Geld immer wieder in den Betrieb 
hineingesteckt werden, letztlich bleibt für die 
Familie nichts übrig. 

Ich werde hier als Landes- und Bundes­
bäuerin, und wenn ich es hundertmal hinter­
einander sagen muß, auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam machen, mit denen heute die 
Bäuerin konfrontiert wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) Sie wird konfrontiert mit einer 70-Stun­
den-Woche, in anderen Bereichen spricht man 
von der 35-Stunden-Woche. Sie kennt keinen 
Urlaub, weil niemand da ist, der ihr ihre 
Arbeit abnimmt. Ich muß Ihnen auch sagen, 
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daß dieser Urlaub mittlerweile auch ein finan­
zielles Problem geworden ist. Wir haben jetzt 
für ältere Bauern-Ehepaare in Strobl einen 
Urlaub subventioniert, wenn man diese Leute 
besucht, so sagen sie immer, das sei die 
schönste Zeit in ihrem Leben. Das muß für 
uns Grund genug sein, Voraussetzungen zu 
schaffen, daß regelmäßige Urlaube, die für 
alle anderen eine Selbstverständlichkeit sind, 
zumindest teilweise auch im bäuerlichen 
Bereich verwirklicht werden. 

Meine Damen und Herren! Es wurde auch 
schon vom Nebenerwerb gesprochen. Da 
kommt die Bäuerin erst recht in Schwierig­
keiten, wenn sie mit diesem Problem konfron­
tiert ist. Denn sie muß nicht nur ihre fami­
liäre Aufgabe erfüllen und die normale 
betriebliche Aufgabe, die sowieso jede Bäue­
rin wahrnimmt, sondern sie muß sich um die 
gesamte Betriebsführung kümmern. Sie hat 
also sozusagen alle Entscheidungen allein zu 
treffen, denn ihr Mann kommt ja durchwegs, 
überhaupt in strukturell schwierigen Gebie­
ten, erst am Wochenende zurück, und sie 
alleine muß während der Woche den ganzen 
Betrieb schaukeln. 

Es ist ein Skandal, wenn der Herr Staatsse­
kretär Schober sagt, die Nebenerwerbsbauern 
werden bei Bedarf als erste entlassen, denn 
die haben ja zu Hause eine Existenz. Hätten 
sie zu Hause eine sichere, ausreichende Exi­
stenz, dann müßten sie keinem Nebenerwerb 
nachgehen. (Beifall bei der ÖVP.) Lassen Sie 
sich das einmal gesagt sein. 

Die Bäuerin übernimmt ja auch eine sehr 
wesentliche Aufgabe, die der Öffentlichkeit 
sehr viel Geld erspart. Sie ist auch vor allem 
in der Altenversorgung sehr maßgebend. Es 
gibt ja Gott sei Dank bei uns noch nicht die 
Situation, daß die alten Leute in ein Alters­
heim abgeschoben werden, weil es für junge 
Übernehmer eine Selbstverständlichkeit ist, 
trotz aller Schwierigkeiten auf die alten 
Bauersleute zu schauen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. R ein h art.) Ich rede nicht von den 
Arbeiterfrauen, ich habe nicht so ein Klassen­
denken, wie Sie es haben, Herr Abgeordneter. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Man muß anerkennen, daß hier die Bäuerin 
eine sehr wesentliche Leistung auch für die 
öffentliche Hand erbringt, die nicht oft genug 
erwähnt werden kann. Die Folgen sind natür­
lich auf Grund dieser Überbelastung keine 
Freizeit, kein Urlaub und außerdem eine 
schlechte Entlohnung, was es den Jungen 
immer schwerer macht, den bäuerlichen 
Beruf zu ergreifen. Das ist ja eine bekannte 
Tatsache. Wir sollten die Jugend zur Land­
wirtschaft erziehen. Nur wenn sie solche Bei-

spiele hat, nützt unser ganzes Reden nichts, 
da haben sie wirklich keine Freude mit ihrem 
Beruf. 

Ich möchte abschließend noch einmal 
sagen: Wir brauchen uns nicht zu wundern, 
wenn sich die Einkommenssituation in diese 
bedenkliche Richtung entwickelt, wenn uns 
einmal alle auf und davon rennen. Wie es 
dann in Österreich aussieht, können Sie sich 
ausmalen. Es gibt sicherlich einige Gunstla­
gen, wo diese Not nicht da ist, aber es weden 
immer mehr, die diese Not verspüren. Ich 
glaube, das sollte für uns Agrarpolitiker eine 
große Aufgabe sein. 

Herr Bundesminister! Es ist wirklich eine 
bedauerliche Entwicklung, feststellen zu müs­
sen, daß man sich auf einen Landwirtschafts­
minister in der SPÖ weniger denn je verlas­
sen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 14.29 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Koppensteiner. Ich 
erteile ihm das Wort. 

14.29 

Abgeordneter Koppensteiner (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Herr Staats­
sekretär! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe nicht die Absicht, hier in 
eine OKM-Debatte einzutreten. Ich glaube, 
das ist Sache der zuständigen Gerichte, wenn 
es zu Unterschlagungen gekommen ist. Die 
Schuldigen sollen verurteilt werden. Aber per­
sönliche Schuld sich fehlverhaltender Men­
schen sofort einer politischen Partei anzula­
sten, lehne ich ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der harte Kern der heutigen Beratungen ist 
sicher die Ertragslage der Bauern mit allen 
Begleiterscheinungen: Abwanderung, Ver­
ödung von Kulturlandschaft, zunehmende 
Verschuldung, Nachfolgeprobleme. Es gibt 
immer mehr junge Bauern, die lieber einen 
anderen Beruf ausüben als daheim zu blei­
ben, weil sie einfach die Einkommen verglei­
chen. 

Es kann kein Anliegen der Bauern allein 
sein, mit den Problemen der Landwirtschaft 
als Oberbegriff fertigzuwerden. Die Landwirt­
schaft ist ein Bestandteil unserer Wirtschaft 
schlechthin: Produzent, Konsument, Konsu­
ment für andere Produzenten, ein sich schlie­
ßender Kreislauf, die Wirtschaft schlechthin. 
Diese Landwirschaft hat ja auch eine Funk­
tion, die im Rahmen der wirtschaftlichen Lan­
desverteidigung - ich sage dies als Mitglied 
des Landesverteidigungsausschusses - eine 
besondere Rolle spielt und mit ~in wesentli-
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eher Punkt dafür sein kann, ob Österreich in 
Krisenzeiten zu überleben in der Lage ist. 

Wenn wir heute von Vollbeschäftigung spre­
chen, so ist für mich der Arbeitsplatz am 
Bauernhof gleich viel wert wie jeder andere 
Platz, den es zu sichern, zu erhalten oder zu 
schaffen gibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein wesentlicher Punkt, der das Einkom­
men jedes Menschen berührt, sind die steuer­
lichen Belastungen. Es wurde heute schon 
mehrmals vom Landwirtschaftsminister, aber 
auch in den Beratungen des Finanz- und Bud­
getausschusses vom Finanzminister etwas 
geringschätzig auf die Steuerleistungen der 
Landwirtschaft hingewiesen. 

Ich gebe zu, daß bei einem Verdienst von 
53 119 S je Arbeitskraft die steuerliche Bela­
stung nicht groß sein kann. Sie ist es auch bei 
den anderen nicht, und wenn ich hier die 80n­
derbegünstigungen etwa für den 13. und 14. 
Monatsgehalt ins Kalkül ziehe, wird vom ver­
bleibenden Betrag kaum eine Lohnsteuer 
anfallen und natürlich auch keine Einkom­
mensteuer. Aber hier werden keine 
Geschenke gegeben, sondern es wird das 
realistisch ermittelte Einkommen der 
Besteuerung unterworfen. Wenn das Einkom­
men nicht höher ist, dann gilt das Sprichwort: 
Wo nichts ist, hat der Kaiser das Recht verlo­
ren. Dann gibt es auch keine Einkommen­
steuer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Über den Reinertrag könnte man diskutieren. 
Nur, die Gewinnermittlungsvorschriften sind 
für die Landwirtschaft die gleichen wie für 
das Gewerbe. Und hier muß ich eben die AfA 
berücksichtigen. Hätte ma~ bei den nicht­
buchführenden Landwirten eine Schilling­
Eröffnungsbilanz gemacht, dann wäre eben 
der betriebliche Ertrag mit angemessener 
AfA belastet, und es würde das herauskom­
men, was ohnehin der Bericht zum Ausdruck 
bringt, eben kein Einkommen oder ein negati­
ves Einkommen. Es ist also seriöserweise 
nicht mit Ertragsteuern von der Landwirt­
schaft zu rechnen, solange es dort keine 
Erträge gibt. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Es sind aber beträchtliche Steuerleistun­
gen, die trotzdem erbracht werden. Ich denke 
etwa an gewisse Verbrauchsteuern, an die 
Mineralölsteuer und nicht zuletzt an die 
Umsatzsteuer. Es ist ja nicht unbegründet, 
wenn die Österreichische Volkspartei immer 
wieder - und mit Zahlen untermauert - eine 
Anhebung dieses Umsatzsteuersatzes 
begehrt, weil die Umsatzsteuer, die kosten­
neutral sein soll, im Bereich der Landwirt­
schaft zum Kostenfaktor geworden ist. Das, 

meine Damen und Herren, ist nachweisbar. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Als ich im Finanz- und Budgetausschuß den 
Antrag gestellt habe, man möge die Investi­
tionsprämie so wie für nichtbuchführende 
Gewerbetreibende auch für nichtbuchfüh­
rende Landwirte gewähren, was an sich - ich 
bin immer noch dieser Meinung - absolut 
gesetzeskonform wäre, denn für mich gibt es 
keinen Unterschied zwischen einem nach 
Richtlinien, wie es heißt, veranlagten gewerb­
lichen Betrieb und einem landwirtschaftli­
chen Betrieb, hat der Herr Finanzminister 
gemeint - das erste Argument -, die Bauern 
zahlten ohnehin fast keine Steuer. Ich habe 
auch dazu früher Stellung genommen. 

Das zweite Argument: Es wird ja so viel 
importiert. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, warum wird denn importiert? Es wer­
den Preisvergleiche angestellt, und ich habe 
relativ wenig Verständnis dafür, daß österrei­
chische landwirtschaftliche Maschinen -
Traktoren zum Beispiel - in manchen Län­
dern wesentlich billiger angeboten werden, 
als sie hier im Inland den Bauern verkauft 
werden. Ich lehne es ab, Exportstützung in 
der Form zu betreiben, daß man im Inland 
das Produkt, das ohnehin für einen bestimm­
ten Käuferkreis, nämlich die Landwirtschaft, 
abgestellt ist, verteuert, um billige Exporte 
ins Ausland damit zu subventionieren. Wenn 
man es tun will und tun soll, um Arbeitsplätze 
zu sichern, dann bitte nicht auf Kosten der 
Landwirtschaft. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Die Problematik der Einheitswerte wurde 
schon mehrmals behandelt. Ich darf dazu nur 
ausführen: Wir haben uns, als das Bewer­
tungsgesetz beschlossen wurde - und das 
liegt schon sehr lange zurück -, dazu 
bekannt, für den Bereich der Land- und Forst­
wirtschaft eine Ertragsbewertung vorzuneh­
men. Wenn ich den Berichten entnehmen 
muß - ich glaube an die Berichte, und der 
Herr Minister hat ja ausgeführt, das Zahlen­
material sei unbestritten -, wenn ich zur 
Kenntnis nehmen muß, daß die Erträge rück­
läufig sind, dann ist es hanebüchen, die Ein­
heitswerte, die auf einer Ertragsbewertung 
aufgebaut sind, automatisch zu erhöhen und 
damit neue Belastungen zu schaffen, die die 
Einkommensituation der Landwirtschaft, die 
zugegebenermaßen nicht die günstigste ist, 
noch verschlechtern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Einkommen - ich bin an sich damit gar nicht 
so glücklich - beruht in Österreich im 
wesentlichen auch auf Beihilfen. Wenn sie 
begründet sind, wenn sie korrekt gegeben 
werden - das Schönste wären natürlich kor­
rekte Preise, aber ich weiß sehr wohl, daß dies 
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im Rahmen der Marktordnung nicht anders 
möglich ist -, dann ist alles in Ordnung. Aber 
ich habe etwas dagegen, wenn Förderungs­
maßnahmen nicht einheitlich gewährt wer­
den und wenn es für ÖVP-Bundesländer 
selbstverständlich ist, die Leistungen, die 
Bergbauern im Rahmen der Pflege der Kul­
turlandschaft erbringen, bescheiden durch 
Bewirtschaftungsprämien abzugelten: Tirol, 
Vorarlberg, Salzburg, Steiermark, und es in 
Kärnten bis heute noch nicht möglich war, 
derartige Maßnahmen im Landtag zu 
beschließen. 

Ich weiß wohl, es soll jetzt geschehen. Es ist 
allerdings die Frage noch offen: Soll es aus 
Steuermitteln geschehen, oder wird eine 
andere Bevölkerungsgruppe dafür zur Kasse 
gebeten, etwa der Fremdenverkehr oder sonst 
irgend jemand? Ich glaube auch, es wäre an 
der Zeit - und dies ist an den Minister 
gerichtet oder auch an Herrn Kollegen Scho­
ber -, auf die Freunde in Kärnten Einfluß zu 
nehmen, um dieses wichtige Gesetz, das der 
Landwirtschaft und damit der Bevölkerung 
dient, die sich zu einer geordneten Natur 
bekennt, rasch über die Bühne zu bringen, um 
damit die Einkommensverhältnisse der Land­
wirtschaft als wichtigen Wirtschaftszweig zu 
verbessern. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Ich habe 
mich deshalb als Arbeitnehmer zu Wort 
gemeldet, weil ich mir darüber im klaren bin, 
daß die Landwirtschaft und ihre Probleme 
nicht nur Probleme der Bauern sind und sein 
können, sondern daß die Landwirtschaft als 
Ganzes wichtiger Bestandteil unseres Wirt­
schaftssystems ist und es daher unsere Auf­
gabe sein muß, gemeinsam ja zu allen Maß­
nahmen zu sagen, die diese Landwirtschaft 
am Leben und damit als gleichwertigen 
Bestandteil unserer Gesellschaft erhalten. 
(Beifall bei der ÖVP.) 14.39 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Peck. Ich erteile 
ihm das Wort. 

14.40 

Abgeordneter Peck (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Auf 
Grund einer Operation meiner Stimmbänder 
habe ich Schwierigkeiten mit meiner Stimme. 
Ich bitte, das zu verstehen. Trotzdem habe ich 
mich zu Wort gemeldet, um zu der Vorlage 
des Grünen Berichtes von meiner Sicht aus 
Stellung zu nehmen. 

Der jährliche Bericht, der dem Hohen 
Hause vorgelegt wird, gibt sicherlich Anlaß, 
verschiedene Feststellungen zu treffen. Es 
wurde schon von Vorrednern angeführt, daß 

das Jahr 1981 kein Jahr ist, wo man Verglei­
che auf die übrigen Jahre umlegen kann. Das 
Jahr 1981 war bekanntlich kein gutes Jahr für 
die Landwirtschaft, und die Gründe dafür 
wurden ja bereits des öfteren dargelegt. 

Wenn wir aber 1980, 1981 und 1982 zusam­
mennehmen können, so wird dieser Bericht 
wesentlich positiver ausfallen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir 
müssen aber doch auch einiges feststellen, 
was hier in diesem Hohen Hause in letzten 
zwölf Jahren besprochen und beschlossen 
wurde. Denken wir nur daran, wieviel in 
Österreich geregelt ist, was in anderen Län­
dern Europas nicht der Fall und nicht selbst­
verständlich ist. Denken wir an die Marktord­
nungsgesetze, denken wir an unsere Milch­
marktordnung. Der Milchmarkt ist sicherlich 
vorbildlich in Österreich geregelt. 

Wenn Sie Vergleiche zum Ausland herstel­
len wollen, so können wir von dieser Stelle 
aus sagen, daß viele Delegationen aus dem 
europäischen Ausland nach Österreich kom­
men und sich diese Milchmarktordnung anse­
hen. 

Denken wir aber auch an das Bergbauern­
Sonderprogramm. Meine Damen und Herren, 
es ist nicht abzuleugnen: Von 1972 bis 1982 
wurden 1 602 695 000 S unseren Bergbauern 
zugeführt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch das Grenzlandförderungspro­
gramm muß hier erwähnt werden, genauso 
wie das Regionalförderungsprogramm und 
die sozialpolitischen Maßnahmen. 

Gerade diese sozialpolitischen Maßnahmen 
haben in den letzten Jahren ein Ausmaß 
angenommen, wovon die Bauernschaft vor 
20 Jahren oder vor 15 Jahren nicht einmal 
geträumt hat. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPÖ.) 

Gestatten Sie mir, Meine Damen und Her­
ren, daß ich nur einige ausgewählte Förde­
rungssparten aufzählte, die im Zeitraum von 
1970 bis 1981 über diese sozialistische Bundes­
regierung gegangen sind: 

Für kreditpolitische Maßnahmen, also für 
AlK und ASK, wurden 4758000000 S ausge­
geben. Es waren 135400 Darlehensbewerber, 
und diese Darlehensbewerber haben einen 
großen Investitionsschub bewirkt. Dieser 
Investitionsschub wurde auch für unsere 
Wirtschaft, für die Gesamtwirtschaft gelei­
stet. 

Auch die landwirtschaftliche Regionalförde­
rung in einem Ausmaß von 1 809 Millionen 
Schilling kann sich sehe~ lassen. 
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Und so könnte ich sehr viele Dinge hier auf­
zählen. Es sind für die agrarischen Operatio­
nen 650 Millionen Schilling aufgewendet wor­
den. 

Das sind alles Gelder, die von dieser Bun­
desregierung der Landwirtschaft zur Verfü­
gung gestellt wurden. (Beifall bei der SPÖ.) 

In dieser Zeit wurden insgesamt 16 055 Mil­
lionen Schilling für die österreichische Land­
wirtschaft zur Verfügung gestellt. 

Aber denken wir auch an die Entwicklung 
in dieser Landwirtschaft. Ich nehme zum Bei­
spiel den Getreidepreis heraus. Ich bin selbst 
Bauer und komme aus einer der größten 
Agrargemeinden Österreichs, wo ich seit 
18 Jahren Bürgermeister bin. 

Meine Damen und Herren! Sie können mir 
glauben: Ich weiß, wie es den Landwirten 
geht. Es ist bei uns aber doch so: Wir garantie­
ren als Republik, als Staat die Abnahme des 
Getreides. Jedes Kilo Weizen oder Roggen 
wird übernommen, und zwar zu einem garan­
tierten Preis! 

Wenn wir heute einem Betrieb oder irgend­
einer Wirtschaftssparte sagen würden, sie 
kann zum Beispiel Mikrophone erzeugen, 100 
oder 1 000 oder Millionen Mikrophone, und sie 
würde einen gleichen Preis garantiert bekom­
men: Was glauben Sie, was da produziert 
würde! 

Das, glaube ich, ist der Vorteil für die Land­
wirtschaft, den wir doch ab und zu hervorhe­
ben müssen. 

Seit zwölf Jahren erklingt in diesem Hohen 
Hause immer das gleiche Lied. Es wurde auch 
schon gesagt, warum mein Kollege Pfeifer 
heute nicht angeführt hat, daß es immer das 
gleiche ist. 

Aber, meine Damen und Herren, es war 
doch so ähnlich wie bei einer Operette: Immer 
das gleiche. - Man hatte diesen Eindruck. 
Ich selbst habe des öfteren als burgenländi­
scher Abgeordneter, der ich auch 14 Jahre 
war, in diesem Hause der Landwirtschaftsde­
batte zugehört. Auch ich hatte immer den Ein­
druck: Auf Grund der Ausführungen der 
Opposition muß diese Landwirtschaft in aller­
nächster Zeit zusammenbrechen! 

Es erhebt sich jetzt die Frage, warum wir 
dann überhaupt hier diskutieren. Nach Ihren 
Feststellungen und nach Ihren Prognosen 
wäre es mit der Landwirtschaft sicherlich 
sehr schlecht bestellt. 

Der Grüne Bericht, meine Damen und Her­
ren, ist für mich eine Standortbestimmung, 

und diese Standortbestimmung wird jedes 
Jahr in diesem Haus vorgetragen. 

Es wurden hier schon Vergleiche mit dem 
Ausland angestellt. Ich möchte mir ersparen, 
diese Dinge zu wiederholen. 

Als Bürgermeister und als Burgenländer 
möchte ich Ihnen heute an unserem Landes­
feiertag aber doch einen gewissen Vergleich 
liefern. Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren von der Opposition! Ich habe die Kollegin 
Rochus spaßeshalber gefragt, ob wir heute 
nicht die doppelte Gage bekommen müssen, 
weil wir Burgenländer am Feiertag arbeiten. 

Aber den Unterschied der Politik von heute 
und von damals, Herr Kollege Hietl, kann ich 
Ihnen ohne weiteres bringen. Heute beim 
Hereinfahren nach Wien sind sehr viele Bur­
genländer unterwegs nach Wien gewesen, 
wahrscheinlich zum Teil um einzukaufen, 
was für uns Burgenländer ja nicht erfreulich 
ist - uns ist lieber, sie kaufen im eigenen 
Bundesland ein -, aber auch zum Gansles­
sen. Dafür fahren die Wiener wieder ins Bur­
genland zum Ganslessen. (Abg. H i e tl : 
Nichts dagegen, Herr Kollege!) Auch ich bin 
froh, daß es so ist. 

Herr Kollege! Das ist eben der Unterschied 
zwischen der jetzigen und der damaligen Poli­
tik: Heute kann es sich ein Bauer leisten, 
nach Wien zum Ganslessen zu fahren. Früher 
war es umgekehrt: Da hat es ein Ganslessen 
nur dann gegeben, wenn entweder der Bauer 
krank war oder wenn das Gansl krank war. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Kollege Riegler hat in seinen Aus­
führungen gesagt, die Regierung muß han­
deln. Selbstverständlich, Herr Kollege Rieg­
ler. Ich bin auch dafür, daß diese Regierung 
handeln soll, und sie hat auch gehandelt. Aber 
ich habe die Gegenfrage: Hat in der Zeit zwi­
schen 1966 und 1970 die ÖVP-Regierung 
gehandelt? 

Meine Herren vom Österreichischen 
Bauernbund! Sie wissen es ganz genau: Es ist 
damals der Weizenpreis gesenkt worden, die 
Treibstoffvergütung ist gesenkt worden, die 
Milch wurde zwar um 1 S teurer, aber nur für 
den Konsumenten und nicht für den Produ­
zenten. Der Produzent bekam nicht mehr. -
Es waren verschiedene Dinge. 

Und für uns Weinbauern, Herr Kollege 
Hietl, wurde die Alkoholsondersteuer einge­
führt. Damals hatte der Sprecher der Öster­
reichischen Volkspartei im Burgenländischen 
Landtag die undankbare Aufgabe, diese 
Dinge zu erklären. Er sagte aber ganz einfach: 

Meine Damen und Herren, das ist eben die 
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Angleichung an die Gegebenheiten. - Das 
war damals die ÖVP-Politik. 

Die Forderungen, die Sie heute hier aufstel­
len, gehen öfters in die Milliarden Schilling. 

Ich glaube, wenn Sie ehrlich sind, so müs­
sen Sie zugeben, daß die vielen, vielen Milliar­
den Schilling, die von dieser sozialistischen 
Bundesregierung der Landwirtschaft zur Ver­
fügung gestellt wurden, ihre Wirkung gezeigt 
haben. Aber wenn die Wirkung nicht so groß 
war, dann sind in erster Linie Sie daran 
schuld. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Wenn Sie das heute immer wieder kritisie­
ren, dann kritisieren Sie sich selbst. Denn alle 
diese vielen Milliarden Schilling wurden der 
Landwirtschaft zur Verfügung gestellt von 
einer sozialistischen Bundesregierung. Diese 
Gelder bekamen erstens die ländlichen 
Genossenschaften, zweitens die Landwirt­
schaftskammern, drittens die Agrarreferate 
und viertens die Agrarreferenten. Alle diese 
Institutionen sind ÖVP-dominierte Institutio­
nen. Die haben dieses Geld bekommen. Wenn 
schlecht gewirtschaftet wurde, dann habem 
sie schlecht verteilt, und sie haben schlecht 
gehandelt. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
G r a f, zur SPÖ gewendet: Ich schweige nur, 
weil er Halsweh hat, sonst hätte ich schon 
gschrien! Nur aus landsmannschaftlicher Hin­
sicht schweige ich!) Herr Präsident, es wird 
einmal die Gelegenheit kommen, wo wir uns 
anders auseinandersetzen können. 

Aber eines meine Damen und Herren, steht 
für mich fest: Dieser Bericht über die österrei­
chische Landwirtschaft ist sicherlich ein Spie­
gelbild. 

Herr Kollege Hietl! Wir werden ja, glaube 
ich, öfter die Gelegenheit haben, daß wir uns 
darüber auseinandersetzen werden, beson­
ders auf dem Sektor Weinbau. Auch in dieser 
Hinsicht muß ich sagen: Gerade Sie als 
Obmann einer großen Genossenschaft haben 
sicherlich nicht das Beste getan. Auch Sie 
haben dort versagt als Obmann oder als 
Genossenschaft. Das können Sie ruhig zur 
Kenntnis nehmen. Wir werden uns auseinan­
dersetzen über diese Dinge. 

Aber dieser Bericht, der uns heute vorliegt, 
ist meiner Ansicht nach ein Spiegelbild der 
österreichischen Landwirtschaft. Und diese 
Landwirtschaft kann man nicht isoliert 
betrachten. Es hat schon mein Vorredner hier 
gesagt: Die Landwirtschaft ist im Rahmen der 
Gesamtwirtschaft ein wichtiger Bestandteil 
unserer österreichischen Wirtschaft. Und so 
wollen wir es auch betrachten. 

Ich glaube auch: Der österreichische Bauer 

ist im großen und ganzen zufrieden. Unzufrie­
den sind nur der ÖVP-Bauernbund und seine 
Vertreter. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

In Wirklichkeit ist es, meine Damen und 
Herren, wesentlich anders. Sie lachen viel­
leicht darüber, Herr Präsident, aber auch ich 
weiß es, wie es der Landwirtschaft wirklich 
geht: Bei weitem nicht so, wie Sie das immer 
hier in diesem Hohen Hause darstellen. 

Deswegen glaube ich: Dieser Bericht, dieser 
Grüne Bericht, der uns vorliegt, ist sicherlich 
ein guter Bericht, wenn er auch nicht den 
Erwartungen der Landwirtschaft ganz ent­
sprochen hat. Die Gründe sind bekannt. 
Reden wir weiter, sprechen wir weiter in 
einem Jahr, dann werden wir wieder ein Plus 
haben. 

Deswegen glaube ich: Von unserer Sicht 
aus, von der sozialistischen Fraktion aus, wer­
den wir diesen Bericht zur Kenntnis nehmen 
und ihm die Zustimmung geben. (Beifall bei 
der SPÖ.) 14.53 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich die Frau Abgeordnete Ottilie 
Rochus. Ich erteile es ihr. 

14.54 

Abgeordnete Ottilie Rochus (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Man müßte jetzt sagen: Heiliger Mar­
tinus, schau oba! (Heiterkeit und Beifall bei 
der ÖVP.) Denn unser Landesheiliger , unser 
Landespatron, hätte sich sicher niemals träu­
men lassen, daß er als Alibi-Handler für das 
Wohlergehen der Landwirtschaft im Jahre 
1982 herhalten muß. 

Bevor ich direkt zum Grünen Bericht 
komme, möchte ich doch auf die Ausführun­
gen meines Kollegen Abgeordneten Peck ein­
gehen, der sehr wohlmeinend über diesen 
Grünen Bericht gesprochen hat und auch 
über die Leistungen der sozialistischen Bun­
desregierung, speziell des sozialistischen 
Landwirtschaftsministers. 

Er hat nur ganz vergessen, daß gerade das 
Burgenland ein Grenzland ist, daß wir stän­
dig, seit es die Grenzlandförderung gibt, zu 
wenig Mittel für die Grenzlandförderung 
haben, und Mittel aus der Regional-Förde­
rung nehmen müssen, und daß wir keine 
zusätzlichen Mittel, weder vom Bund noch 
vom sozialistischen Land Burgenland, bekom­
men. Ich glaube, es sollte unser gemeinsames 
Anliegen sein zu trachten, für dieses Grenz­
land im Osten mehr Mittel zu erhalten. Der 
Herr Abgeordnete Peck 'hat ganz vergessen, 
hier im Parlament zu erwähnen, daß das Bur-
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genland unbedingt mehr Geld für die Grenz­
landförderung braucht. 

Ich möchte noch betonen: Bei den agrari­
schen Operationen, die er auch hervorgeho­
ben hat, dürfte ihm, obwohl er Kammerrat in 
der Burgenländischen Landwirtschaftskam­
mer ist, entgangen sein, daß hiefür immer 
weniger Bundesgelder zur Verfügung stehen 
und immer mehr Eigenleistungen von den 
Landwirten verlangt werden. Früher, bei den 
ÖVP-Landwirtschaftsministern, war der Auf­
teilungsschlüssel ungefähr 40: 60, und jetzt 
müssen die Bauern 70 Anteile leisten, Land 
und Bund aber nur mehr 30. Auch das hat 
sich zum Nachteil der Bauern geändert. 

Der Herr Abgeordnete Peck hat auch ver­
gessen, auf die Weinbauprobleme hinzuwei­
sen. Er ist ein großer Weinbauexperte im 
Land aber hier auf Bundesebene dürfte er 
doch' die Landwirtschaft nicht mehr so aus 
der burgenländischen Perspektive betrachten 
und hat die Weinbauern zu erwähnen verges­
sen. 

Ich möchte mich nun dem Grünen Bericht 
zuwenden. Es scheint mir notwendig, die Ziel­
setzungen des Landwirtschaftsgesetzes von 
dieser Stelle aus zu zitieren. Sie lautet unter 
anderem: " ... einen wirtschaftlich gesunden 
und leistungsfähigen Bauernstand in einem 
funktionsfähigen ländlichen Raum zu erhal­
ten. Weiters ist der Landwirtschaft und den in 
der Landwirtschaft beschäftigten Personen 
die Teilnahme an der fortschreitenden Ent­
wicklung der österreichischen Volkswirt­
schaft zu sichern." - Das ist Gesetzesauftrag. 

Wenn wir nun noch das SPÖ-Programm 
dazunehmen, das auch die Kollegin Wieser 
schon erwähnt hat, daß die Sozialisten für ein 
Einkommen in der Landwirtschaft eintreten, 
das dem allgemeinen Niveau entspricht, dann 
hat der Herr Landwirtschaftsminister einen 
doppelten Auftrag zu erfüllen. Wie wir heute 
von vielen Rednern gehört haben, ist eigent­
lich dieser Auftrag nicht erfüllt worden, denn 
seit 1976 - und ich darf das doch noch einmal 
erwähnen, Herr Minister - ist das Einkom­
men der in der Land- und Forstwirtschaft täti­
gen Personen real ständig gefallen. 

Es ist vielleicht ein Zufall, daß es in die 
Amtszeit des Herrn Ministers fällt, daß das 
Einkommen der in der Landwirtschaft Täti­
gen gefallen ist. Der Einkommensabstand zu 
den in der Industrie Beschäftigten ist auch 
immer größer geworden. Auch das haben wir 
heute selten von ÖVP-Rednern gehört. 

Ich darf hiezu ergänzen, daß die Arbeitszeit 
der bäuerlichen Familien pro Jahr 2 300 Stun­
den beträgt, im Gegensatz zu den Unselbstän-

digen, die zirka 1 750 Stunden pro Jahr arbei­
ten. 

Wenn man das nun im Zusammenhang mit 
dem Einkommen vergleicht, dann ist die ekla­
tänte Schlechterstellung der Landwirtschaft, 
so glaube ich, nicht mehr zu übersehen. Man 
muß immer wieder auf den Gesetzesauftrag 
verweisen, der echt nicht erfüllt worden ist. 

Denn nicht nur das Einkommen ist in der 
Landwirtschaft niedriger geworden, sondern 
auch die Belastungen sind durch Steuern, 
durch Sozialbeträge enorm gestiegen. So ist 
die Einkommensbelastung je Erwerbstätigen 
in der Land- und Forstwirtschaft um 262 Pro­
zent hinaufgeschnellt. 

Es wurde hier auch schon festgestellt, daß 
eine starke Abwanderung erfolgt ist. Seit 1970 
waren es 35 Prozent der in der Landwirt­
schaft Tätigen. Das sind - täglich! -
48 Erwerbstätige, die aus der Landwirtschaft 
abwandern und die den ohnehin so überlaste­
ten Arbeitsmarkt noch mehr belasten. Da 
frage ich mich: Wo bleibt die Arbeitsplatzsi­
cherung für die Landwirtschaft? (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Aber nicht nur, daß abgewandert wird: 
Immer weniger erlernen den Beruf in der 
Landwirtschaft. Im Grünen Bericht wird auf­
gezeigt, daß es seit 1979 um 1 000 Lehrlinge in 
der Landwirtschaft weniger gibt, als es eben 
1979 waren. Es muß doch zu denken geben, 
wenn die Jugend diesen Beruf nicht mehr als 
erstrebenswert ansieht, weil eben die Jugend 
merkt, daß das Einkommen nicht entspricht 
und daß es in anderen Berufen bessere Ein­
kommen gibt. 

Die Meisterprüfungen und die Facharbei­
terprüfungen werden ja nach wie vor abge­
legt. Da läßt die Initiative des Landwirt­
schaftsministers zu wünschen übrig. Er 
müßte sich viel mehr für eine bessere Aner­
kennung des landwirtschaftlichen .. Berufes 
einsetzen: Die Erleichterung zum Ubergang 
in andere Berufe ist noch nicht bemerkbar. 
Also wenn ein landwirtschaftlicher Fachar­
beiter oder ein Meister seine Prüfung ablegt, 
kann er mit diesem Zeugnis noch nicht 
andere Berufe ergreifen oder zumindest eine 
gewisse Anrechnung seiner Kenntnisse errei­
chen. Ich glaube, hier müßte auch das Land­
wirtschaftsministerium mit Nachdurck wirkli­
che Initiativen ergreifen. 

Als Kriterium für den Lebensstandard der 
bäuerlichen Familien - das hat der Herr 
Landwirtschaftsminister angeführt - wird 
auch immer der Verbrauch in den landwirt­
schaftlichen Haushalten ausgewiesen und 
eine Zuwachsrate ausgerechnet. Ich weiß 
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ganz sicher, daß das ein Trugschluß ist, der 
ganz einfach aufgeklärt gehört, weil wir uns 
selbst ~a ins Säckel lügen, wenn wir behaup­
ten, daß das eine Aufwärtsentwicklung des 
Lebensstandards ist. 

Die Steigerung kommt doch nicht deshalb, 
weil es den Bauern viel besser geht, sondern 
die Steigerung kommt deshalb, weil ganz ein­
fach die Spezialisierung in der Landwirt­
schaft vorangetrieben worden ist, also die 
Selbstversorgung nicht mehr so stark ist, daß 
es mehr Generations-Familien gibt, daß mehr 
Kinder da sind, daß mehr Verpflegspersonen 
da sind und daß auch verschiedene Zuschüsse 
von Rentnern und so weiter in den Haushalt 
hineinkommen und ausgegeben werden kön­
nen. 

Man muß auch einmal ganz sachlich fest­
stellen, daß es nicht ein Kriterium für einen 
erhöhten Lebensstandard sein kann, wenn 
dort mehr Geld ausgegeben werden muß. Es 
ist ja alles teurer geworden und außerdem ist 
die Situation der Familien im ländlichen 
Haushalt wesentlich anders als die im städti­
schen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Ich wäre keine landwirt­
schaftliche Haushaltsberaterin, würde ich 
nicht auch von dieser Sicht aus die schwierige 
Situation der Bauern erkennen. Wenn wir 
sehen, daß es ein geringeres Wirtschafts­
wachstum, überfüllte Agrarmärkte, steigende 
Energiekosten, Kapitalverknappung, hohe 
Zinsen, Steuerbelastungen, Verunsicherung 
im Betrieb und Verunsicherung der bäuerli­
chen Menschen gibt, und der Nebenerwerb 
zunimmt, dann muß sich die Beratung darauf 
einstellen. Dies ist uns auch in Österreich 
gelungen. Die österreichische landwirtschaft­
liche Beratung ist beispielgebend für ganz 
Europa. 

Man muß aber für die Weiterbildung der 
Beratungskräfte mehr Mittel einsetzen, denn 
man muß sich den neuen Gegebenheiten 
anpassen und man muß neue Methoden, neue 
Hilfsmittel und so weiter erlernen und erar­
beiten. Es gibt schon den Einsatz von pro­
grammierbaren Taschencomputern. All das 
müssen der Berater und die Beraterin in Fort­
bildungsveranstaltungen erlernen, und dazu 
gehören eben auch Geldmittel. 

Ich möchte Sie bitten, Herr Minister, diese 
Ansätze zu erhöhen, damit die Anpassung der 
Beratung an die Situation des Bauern besser 
vor sich geht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt eine Kosten-Nutzen-Rechnung, die 
besagt, daß die geistige Förderung die effi­
zienteste ist. Das müßte der Ansatzpunkt 
sein, daß hier wirklich mehr Mittel eingesetzt 

werden. Sie wissen von der Wichtigkeit der 
Beratung, denn Sie haben ja auch in Nieder­
österreich ein neues Fortbildungsinstitut ins 
Leben gerufen, gegründet, um den Bauern zu 
helfen. Ich weiß nicht, warum Sie das getan 
haben, da die Beratung ja ohnehin bundes­
weit funktioniert. Aber anscheinend haben 
Sie es für notwendig befunden, so etwas zu 
gründen. Dieses Institut kostet viel Geld! Ich 
habe noch nicht gehört, ob es dort auch wirk­
lich ausgebildete Berater gibt und was sie 
machen. Ich werde mich sicherlich dafür 
interessieren, um die Kursprogramme dort 
kennenzulernen. 

Nun zurückkommend zu dem Gesetzesauf­
trag, von dem ich ausgegangen bin: Man muß 
doch letztlich feststellen, daß Sie in vielen 
Punkten diesem Gesetzesauftrag nicht nach­
gekommen sind, weil es der Landwirtschaft 
echt schlechter geht als allen anderen Berufs­
gruppen in Österreich. 

Herr Minister! Sie allein tragen die Verant­
wortung für die heutige Situation der Land­
wirte. Das muß auch ganz dezidiert und ohne 
Emotion festgestellt werden, denn Sie sind 
der Ressortverantwortliche. Oft kommt mir 
Ihre Einstellung zum Schicksal vieler bäuerli­
cher Familien, die von den Erträgen ihrer 
Kleinst- und Kleinbetriebe leben müssen, 
unverständlich vor. Sie erzählen uns immer, 
wie gut es den Bauern geht, welche schönen 
Häuser sie haben und so weiter. Ich hingegen 
kenne Bauern, denen es wirklich nicht gut 
geht, die keine schönen Häuser haben, die 
eben wirklich täglich um ihre Existenz kämp­
fen müssen. Die übersehen Sie! Ich möchte 
Sie einladen, sich diesen einmal zu stellen, 
und mit ihnen zu reden. 

Herr Minister! Man hat sehr oft den Ein­
druck - gestatten Sie mir das festzustellen 
-, daß Sie auf Grund Ihrer Handlungen nicht 
für die Bauern entscheiden, sondern man 
hat den Eindruck, daß Sie g e gen die Bau­
ern entscheiden. - Danke schön. (Beifall bei 
der ÖVP.) 15.08 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Lafer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

15.09 

Abgeordneter Lafer (ÖVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der Grüne Bericht gibt eine Dar­
stellung, eine Bilanz, eine Offenbarung über 
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die Lage der Landwirtschaft 1981 und darüber 
hinaus - ich darf das eingangs feststellen, 
Herr Minister - eine betrübliche, eine trau­
rige Bilanz: 8,8 Prozent der erwerbstätigen 
Österreicher das sind rund 300 000 
Betriebe, die in der Land- und Forstwirtschaft 
sind, 600000 Beschäftigte - haben ein Volks­
einkommen von 4,1 Prozent erwirtschaftet. 
Von 1970 bis 1981 ist dieses Volkseinkommen 
in der Landwirtschaft real um 15 Prozent 
gesunken. 

Diese Entwicklung ist in der Praxis überall 
sichtbar und deutlich spürbar. Als praktizie­
render Bauer und auch als Bürgermeister 
einer ländlichen Gemeinde muß ich Ihnen 
sagen, daß Unsicherheit, Sorge herrschen und 
immer wieder die Frage gestellt wird: Wie soll 
denn das weitergehen? Pensionen, Kinderbei­
hilfen und andere Mittel müssen aufgewendet 
werden, um die Wirtschaftsführung in diesen 
kleinen Betrieben überhaupt aufrechtzuerhal­
ten. 

Herr Minister! Die schönen Sonntagsreden, 
die schönen Aussagen sowie die Mitteilungen 
Ihrer Propagandazeitschrift ,,Agrarwelt" kön­
nen über diese belegbaren und in der Wirk­
lichkeit sichtbaren Verschlechterungen der 
Landwirtschaft nicht hinwegtäuschen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Mitte der siebziger Jahre ist diese Ver­
schlechterung besonders spürbar und auch im 
Grünen Bericht belegt. 1977, 1979 und 1981: 
reale Einkommensverluste, 1981 besonders 
stark. Wir wissen, daß auch die Ertragslage 
nicht gegeben war, daß das mit dazu beigetra­
gen hat. Trotzdem müssen wir feststellen, daß 
eine deutliche Verschlechterung eingetreten 
ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Bauern und vor allen Dingen die bäuerli­
che Jugend sind beunruhigt, verunsichert und 
begreifen nicht, daß es bei steigenden 
Betriebskosten immer schwieriger wird, die 
Absatz- und Preisprobleme durch das Ministe­
rium, durch den Herrri Minister zu regeln. Es 
sind immer Vorsprachen notwendig, es sind 
Proteste notwendig, die Länder werden zur 
Finanzierung mit eingebaut. Der Herr Mini­
ster gibt das immer weiter und sagt, wenn die 
Länder mithelfen, können wir diese Probleme 
lösen. 

In einer Zeit der Einkommensverminde­
rung, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, werden die Einheitswerte laufend erhöht, 
ab 1. Jänner 1983 pauschal wieder um 5 Pro­
zent. Daher tritt eine Verschlechterung der 

wirtschaftlichen Situation ein. Wir wissen, 
daß die Einheitswerte für viele Belastungen 
aufbauend sind, ich nenne hier vor allen Din­
gen auch die Sozialbelastungen, aber auch die 
anderen Belastungen, und daß daher die 
Erhöhung des Einheitswertes die Grundlage 
der steuerlichen Belastungen in der Landwirt­
schaft ist. 

Die Landwirtschaft ist nicht nur für die 
Sicherstellung der Ernährung unserer Bevöl­
kerung zuständig. Ich darf hier feststellen: 
Über 90 Prozent der Nahrungsmittel, über 90 
Prozent der Selbstversorgung wird durch den 
Fleiß der Bauern, der bäuerlichen Familie 
hier in Österreich sichergestellt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Keine 40-Stunden-Woche, kein Feiertag und 
Sonntag, sondern es muß immer fleißig gear­
beitet werden, und ich glaube, wir müssen von 
dieser Stelle aus auch unseren Bauern und 
Bäuerinnen und der bäuerlichen Jugend den 
Dank aussprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es werden in vielen Produktions sparten sogar 
Überschüsse produziert, und natürlich drük­
ken diese Überschüsse auch die Preise und 
können nur vielfach durch die Mitfinanzie­
rung der Bauern vermarktet werden. Ich 
nenne hier Milch, Getreide und auch andere 
Dinge. 

Herr Minister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich frage mich: In welcher Pro­
duktionssparte, in welcher Berufssparte gibt 
es diesen Zustand, wo die Mitfinanzierung 
der Produkte seitens der Arbeitnehmer oder 
auch der Betriebsführer gegeben ist? 

In vielen Bereichen müssen hohe Beträge 
aufgewendet werden, um die Arbeitsplätze zu 
sichern. Wir gönnen jedem Arbeitnehmer den 
Arbeitsplatz, und wir sind für die Vollbeschäf­
tigung. Aber durch die Einkommensvermin­
derung bleiben natürlich auch die Bauern als 
Käufer, als Auftraggeber, als Investitionsfak­
tor aus, sei es im Maschinenkauf, sei es auf 
dem Bausektor. Ich glaube, auch diese volks­
wirtschaftlichen Zusammenhänge dürfen 
nicht übersehen werden. 

Herr Minister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich komme nun zu einem Spe­
zialgebiet. Wenn hier der Dank ausgespro­
chen wurde für die guten Äpfel, so darf ich 
bitten und sagen: Lassen Sie sie sich gut 
schmecken und kaufen Sie fest steirische 
Äpfel (Beifall bei der ÖVP), und zwar aus der 
südöstlichen Steiermark, wo man sich gesagt 
hat: Durch die klimatischen Verhältnisse und 
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Voraussetzungen könnte man die Spezialisie­
rung und die Sonderkulturen bauen, bepflan­
zen, und in diese Betriebssparte könnte man 
einsteigen, um dadurch andere Gebiete wie 
Getreidebau, Milchwirtschaft, Viehwirtschaft 
zu entlasten. 

Wie sehen die Probleme vor allem auf dem 
Obst- und Gemüsesektor aus? Kleinstruktu­
rierte Betriebe im hügeligen Gebiet sind ein­
gestiegen, und ich glaube, hier werden viele, 
viele Arbeitsplätze gefördert und gehalten. 

Ich möchte versuchen, diese Situation und 
diese Probleme sachlich darzustellen. 

Herr Minister! Ich weiß, wir haben durch 
das Dreiphasensystem - der Herr Minister 
ist leider weg, Herr Staatssekretär, ich 
glaube, Sie sind auch informiert - einen 
gewissen Schutz; einen Schutz in der Obst­
und Gemüsesparte. Doch ich glaube, daß die­
ser Schutz vor allen Dingen in der Obstwirt­
schaft nicht ausreichend ist und daß die südli­
chen Länder uns eine steigende Konkurrenz 
bereiten. 

Ich weiß, es gibt die Ausrede oder die Aus­
sage - ich bin auch informiert -, daß GA'IT­
Verpflichtungen aus den Jahren 1952, 1953, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, seit 
30 Jahren abgeschlossen, gewisse Einschrän­
kungen bringen. 

Ich möchte einen Beweis antreten. Im 
Jahre 1980 wurden 360000 Tonnen Obstpro­
dukte aller Art in einem Wert von 1,7 Milliar­
den Schilling nach Österreich importiert. Im 
Jahre 1981 waren es 464000 Tonnen, um 
100000 Tonnen mehr, in einem Wert von 3,7 
Milliarden Schilling. 

Meine sehr geschätzten Anwesenden! Um 
100 000 Tonnen mehr Import, das' ist so viel, 
wie die heurige Obstproduktion, die heurige 
Apfelproduktion in Österreich ausmacht. 
Innerhalb der letzten zehn Jahre sind die 
Importe mengenmäßig und auch wertmäßig 
laufend gestiegen. 

Ich glaube, Herr Minister und meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß für diese 
Obst- und Gemüseproduzenten eine Absiche­
rung unbedingt gegeben sein muß. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Hohe Beträge wurden investiert in Anla­
gen, in Obstgärten und in übrige Anlagen, in 
Geräte, in Lagerräume und so weiter. Viele 
Arbeitsplätze bei kleinbäuerlichen Betrieben 
konnten dadurch geschaffen werden. Diese 
Betriebe sind verunsichert und wissen nicht, 
wie es weitergehen soll, wenn diese Import­
flut weiter anhält. 

Meine sehr geehrten Anwesenden! Ich 
möchte hier einige Beispiele anführen. Die 
Bauern - vor allen Dingen die spezialisierten 
Bauern - können nicht verstehen, wenn zum 
Beispiel bei einer guten Pfirsichernte Hun­
derte Tonnen Pfirsiche auf den Müllplätzen 
landen, während in der gleichen Zeit bei 
einem Eigenaufkommen von 10 000 bis 12 000 
Tonnen 20 000 Tonnen importiert und zu 
guten Preisen verkauft werden, oder wenn 
Preßobst zum Teil nicht gesammelt, aufgele­
sen werden kann, weil der Preis ein Niveau 
erreicht hat, wo die Arbeitskosten höher lie­
gen als der Verkaufspreis, oder wenn der Ver­
kaufs- beziehungsweise der Preisdruck der 
importierten Obstarten - zurzeit auch anzu­
treffen, teilweise auch von den Importländern 
subventioniert - derart groß ist, daß der 
Abverkauf der heimischen Obstproduktion 
schwer oder überhaupt nicht möglich ist. Ich 
glaube, auch hier sagen zu dürfen, die Klasse 
II ist unverkäuflich. 

Herr Minister! Hier sind Tausende kleine 
Betriebe betroffen und viele, viele Arbeits­
plätze gefährdet. Die Österreichische Volks­
partei hat ein Obst- und Gemüsegesetz ver­
langt, um eine Absicherung dieser Sonderkul­
turen zu garantieren. Herr Minister! Wo bleibt 
Ihre Initiative? Herr Staatssekretär! Wo bleibt 
Ihre Initiative? 

Die Ostliberalisierung mit allen ihren Pro­
blemen will ich nicht anschneiden. Sie bringt 
große Schwierigkeiten, weil Vertragsanbau, 
mit der Industrie ausgehandelt, nicht einge­
halten werden kann, weil auch in der Indu­
strie Arbeitsplätze gefährdet sind. Auch hier 
müßte man zu einer Lösung kommen, daß 
diese Sonderkulturen abgesichert werden, 
und es gibt eine Möglichkeit. 

Hohes Haus! Es wurde heuer bei den 
Marktordnungsgesetzen bei Kren im Zoll eine 
Abschöpfung von 4 S beschlossen. Durch 
diese Absicherung gibt es überhaupt keine 
Probleme und keine Schwierigkeiten. Hier ist 
unseren Landwirten eine Sicherheit gegeben 
worden. 

Kurz ein Wort zum Außenhandelsdefizit: 
1981 12,9 Milliarden Schilling; eine Zunahme 
seit 1980 um 7,6 Prozent. Aber, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, im Jahre 1981 
wurden im Wert von 6,3 Milliarden Schilling 
Obst und Gemüseprodukte importiert, wert­
volle Devisen ausgegeben und den heimi­
schen Obstproduzenten schwere, schwere 
Schäden zugefügt. Ich glaube - und das 
möchte ich mit besonderer Deutlichkeit fest­
stellen -, wenn die inländische Produktion 
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am Boden liegt und es keine Möglichkeit 
mehr gibt, durch diese vielen Importe im 
Inland zu produzieren, dann wissen auch die 
Importländer die Preise zu verlangen, und wir 
werden sicher auch für die Konsumenten 
höhere Preise zu erwarten haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zusammenfassend und zum Schluß kom­
mend: Ich möchte nicht jammern und überzo­
gen diese Probleme aufzeigen, sondern der 
Realität, der Wirklichkeit, wie sie im ländli­
chen Raum und vor allen Dingen in unseren 
kleinstrukturierten Gebieten anzutreffen ist, 
entsprechend. Der Grüne Bericht zeigt diese 
Schwierigkeiten deutlich auf, und ich hoffe, 
daß nach der kommenden Nationalratswahl 
eine verständnisvolle Agrarpolitik im Inter­
esse der österreichischen Bauern, im Inter­
esse des ländlichen Raumes gemacht wird. 

Die Österreichische Volkspartei stimmt 
daher diesem Grünen Bericht nicht zu. Ich 
darf aber noch einen Entschließungsantrag 
der Österreichischen Volkspartei verlesen, 
und zwar den 

E n ts chließu ng s an trag 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Riegler, 
Deutschmann, Lafer und Genossen zum 
Grünen Bericht 111-153 der Beilagen betref­
fend die Sicherung des "Arbeitsplatzes 
Bauernhof" . 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
rasch die notwendigen Maßnahmen zur 
Sicherung der wirtschaftlichen Existenz 
der rund 300 000 bäuerlichen Familienbe­
triebe Österreichs einzuleiten. 

Insbesondere sind folgende Maßnahmen 
durchzuführen: 

Rasche Verwirklichung zusätzlicher Ein­
kommenschancen durch Biosprit und 
Ölsaatenbau; 

Preis- und Absatzsicherung neben Milch, 
Getreide und Vieh auch bei Wein, Obst, 
Gemüse, Sonderkulturen und Geflügel; 

Sicherung der Arbeitsplätze für Waldbau­
ern und Forstarbeiter durch verbesserten 
Schutz gegen existenzgefährdende Holzim­
porte; 

Anhebung des Mehrwertsteuersatzes für 
pauschalierte land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe von 8 auf 9 Prozent; 

Zurücknahme der bereits beschlossenen 
Einheitswerterhöhung um 5 Prozent per 
1. Jänner 1983; 

Gerechteres Steuersystem für die öster­
reichischen Weinbauern. 

(Beifall bei der ÖVP.j 15.25 

Präsident Thalhammer: Der eingebrachte 
Entschließungsantrag ist genügend unter­
stützt und steht mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Schwarzenberger. Ich erteile ihm das Wort. 

15.26 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Das Landwirtschaftsgesetz 
bestimmt, daß bei dessen Vollziehung die 
Bergbauern besonders zu berücksichtigen 
sind. Damit sollte ein wirtschaftlich gesunder 
und leistungsfähiger Bauernstand erhalten 
werden. Leider müssen wir feststellen, daß 
wir in der Landwirtschaft seit Mitte der sieb­
ziger Jahre laufend reale Einkommensverlu­
ste hinnehmen müssen. Im Jahre 1970 konn­
ten wir um 15 Zuchtkühe einen Bergbauern­
transporter kaufen. Für diese Maschine brau­
chen wir heuer, im Jahr 1982, 25 Zuchtkühe. 
Oder: Für einen Motormäher , den ich im Jahr 
1968 kaufte, war der Gegenwert 6500 Liter 
Milch, heute brauchen wir für dieselbe 
Maschine 10200 Liter Milch. 

Die Auswertung der Buchführungsergeb­
nisse ergab im Berggebiet einschließlich der 
öffentlichen Zuschüsse ein Einkommen von 
81299 S im Jahr, und da wird vom Minister 
noch von einer erfolgreichen Agrarpolitik 
gesprochen! 

Nachdem der Abgeordnete Pfeifer einen 
Zeitungsartikel zitierte, erlauben Sie mir, das 
ebenfalls zu tun, und zwar aus den "Salz bur­
ger Nachrichten" vom 6. September 1982 -
von wegen Lebensstandard -: 

"Landwirtschaftsminister Haiden war, 
bevor er Minister wurde, Direktor der Öster­
reichischen Bundesforste. Sein Staatssekre­
tär Albin Schober ist einer der größten 
Schweinemäster Österreichs, ein Kärntner 
Großbauer mit Dienstwagen und allen Diäten. 
Nur vor diesem Hintergrund ist das zu verste­
hen, was die beiden auf der WeIser Messe von 
sich gaben." - Dies ist das Zitat aus den 
"Salzburger Nachrichten." 

Der eine, Haiden, sprach davon, die soziali­
stische Regierung habe die Bauern aus dem 
Armenhaus herausgeführt, der andere, Scho­
ber, betonte den hohen Lebensstandard der 
bäuerlichen Bevölkerung. Und hier weiter die 
"Salzburger Nachrichten": "Man kann das als 
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nichts anderes als blanken Zynismus bezeich­
nen." 

Von wegen hohem Lebensstandard: Die 
Einkommen der Bauern hinken, egal wie 
immer man sie berechnet, weit hinter denen 
der übrigen Bevölkerung nach. Eine 70- oder 
80-Stunden-Woche ist auf Österreichs Bauern­
höfen die Regel, an eine 40- oder gar 35-Stun­
den-Woche ist überhaupt nicht zu denken. 
Das Wort Urlaub ist ein Fremdwort. 

Vor einigen Wochen ging eine Meldung 
durch die Presse, wonach 29 Prozent der 
Bergbauern einkommensmäßig unter der 
Armutsgrenze von 3 700 S pro Monat liegen; 
unter Einrechnung aller öffentlichen 
Zuschüsse sind es immer noch 24 Prozent. 
Dies bei einer 70- bis 80-Stunden-Woche! Das 
möchte ich nochmals betonen. 

Bei diesem geringen Einkommen müssen 
unsere Bauernfamilien drei, vier, fünf Kinder 
großziehen und ausbilden und dabei noch die 
alten Eltern pflegen. 

Welche Leistungen wir neben der Nah­
rungs- und Rohstoffproduktion, die für einen 
neutralen Staat zur wirtschaftlichen Landes­
verteidigung unbedingt notwendig ist, noch 
erbringen, sollte auch deutlich herausgestellt 
werden. Die Bauern - und hier besonders 
wir Bergbauern - pflegen unsere so schöne 
Erholungslandschaft, vielfach ein Paradies 
für Wanderer. Wir sind eigentlich die aktiven 
Naturschützer. (Beifall bei der ÖVP.) 

Paragraphe allein können unseren Erho­
lungsraum sicher nicht erhalten. Dazu brau­
chen wir schon die pflegende Hand unserer 
bäuerlichen Menschen. (Neuerlicher Beifall 
bei der ÖVP.) 

Aber ohne gesicherte wirtschaftliche Basis 
sind diese Leistungen in Gefahr! 

Meine Damen und Herren! Auf Seite 65 des 
Grünen Berichtes geht aus einer Tabelle her­
vor, daß' 88 Prozent der gesamten Gästenäch­
tigungen in Österreich auf das Berggebiet 
entfallen, welche - 1981 - 82 Milliarden 
Schilling an Devisen brachten. Die gepflegte 
Landschaft ist der größte Anziehungspunkt, 
wie eine Gästebefragung durch das Salzbur­
ger Landesverkehrsamt ergab. Leider ist es 
nur wenigen Bauern möglich, sich an diesem 
Wirtschaftszweig zu beteiligen, weil die not­
wendigen Investitionen aus Geldmangel nicht 
durchgeführt werden können. 

Meine Damen und Herren! Den in der Pro­
paganda immer wieder so hochgespielten 
Bergbauernzuschuß erhalten nur 46 Prozent 
der Bergbauern. 1981 erhielten 24,8 Prozent 
der Bergbauern der Zone III und 33,2 Prozent 

der Bergbauern der Zone 11 sowie alle Berg­
bauern der Zone I keinen Bergbauernzu­
schuß. 

In der Regionalförderung war der Förde­
rungsanteil 1970 noch 12,77 Prozent der Inve­
stitionssumme. 1981 ist er auf 6 Prozent ab ge­
sunken. Es gibt auch den fiktiven Einheits­
wert nur in der Landwirtschaft. Weder in der 
Förderung der gewerblichen Bertriebe noch 
in anderen Bereichen, geschweige denn in der 
verstaatlichten Industrie gibt es solche Ein­
schränkungen. Dies beweist, daß Landwirt­
schaftminister Haiden für Nebenerwerbsbau­
ern wenig übrig hat! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Unser Einkom­
men im Berggebiet stützt sich in der Regel 
auf drei Sparten: Vom Milch- und Rinderver­
kauf wird der Lebensunterhalt getragen, wäh­
rend der Holzerlös für die Investitionen ver­
wendet wird. 100 Festmeter Nutzholz brach­
ten uns 1980 einen Betrag von 140000 S. Die­
selbe Menge Holz brachte im heurigen Jahr 
nur mehr 90 000 S. Bei gleicher Arbeitszeit 
um 50 000 S weniger! 

Wir verstehen es deshalb nicht, daß der 
Minister für Land- und Forstwirtschaft nicht 
bereit ist, mehr gegen die massiven Holzim­
porte zu unternehmen. Durch den Import von 
1 Million Festmeter Holz werden 1 200 Forst­
arbeiter arbeitslos, 2 000 weitere durch Nicht­
ermöglichung von Investitionen. Im Jahr 1981 
sind insgesamt 4 Millionen Festmeter Holz 
importiert worden. Die Menge für 1982 ist 
noch weiter steigend. 

Herr Staatssekretär, bitte berichten Sie 
dem Minister: Im Bundesvoranschlag 1981 
waren für den Güterwegbau, für die Ver­
kehrserschließung ländlicher Gebiete 375,5 
Millionen Schilling vorgesehen. Im Rech­
nungsabschluß scheinen aber nur 314,28 Mil­
lionen Schilling auf. Es fehlen 61,2 Millionen 
Schilling, die Sie den Bauern vorenthalten 
haben. Wo ist dieses Geld hingekommen? 

Über 15000 Bauern warten in Österreich 
noch auf einen entsprechenden Verkehrsan­
schluß. 1970 waren zum Beispiel in Salzburg 
von der Güterwegförderung drei Viertel Bun­
desmittel und ein Viertel Landesmittel. 1981 
war es genau umgekehrt: Also ein Viertel 
Bundesmittel und drei Viertel Landesmittel. 
Ja wir hatten sogar die groteske Situation, 
daß 1981 in Salzburg bei den Güterwegbauten 
die abgelieferte Mehrwertsteuer bereits 
höher war, als die an Salzburg geleistete Bun-

, desförderung. 

Meine Damen und Herren! Wenn das noch 
erfolgreiche Agrarpolitik sein soll, dann ver-
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stehe ich die Welt nicht mehr! (Zustimmung 
bei der ÖVP.) 

Wie sieht dieser Güterwegbau in der Praxis 
aus? 

Vor einigen Tagen war ein extremer Berg­
bauer aus Wagrain bei mir, ein Bergbauer auf 
1 200 m Seehöhe mit einer landwirtschaftli­
chen Nutzfläche von 14 Hektar und 1 Hektar 
Wald. Er mußte notgedrungen für die Hofer­
schließung Bundesforste-Grund verwenden. 
Für diesen 1 Hektar Bundesforste-Grund -
wobei die Bundesforste diesen Güterweg sehr 
notwendig als Holzabfuhr brauchen - mußte 
dieser Bauer das einzige Hektar Wald, das er 
zur Verfügung hatte, den Bundesforsten 
zurückgeben. Und das bei einer Leistung von 
240 000 S für diesen Betrieb, ein Zuerwerbsbe­
trieb mit 15 Stück Vieh. 

So sieht die Realität draußen aus. Solche 
Praktiken sind einfach nicht zumutbar! 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Wol­
len wir, daß die Bergbauern auch in Zukunft 
auf ihren Höfen bleiben können, so brauchen 
wir neben der Preis- und Absatzsicherung für 
die Berggebiete folgende Förderungsschwer­
punkte: 

Erstens: Die Bauern von jenen Kosten 
befreien, die andere nicht haben. - Ich denke 
in erster Linie an die Verkehrserschließung, 
aber auch an die Erhaltung des ländlichen 
Wegenetzes. Bis zu 80 Prozent des Straßen­
netzes in einzelnen Bundesländern in Öster­
reich sind ländliches Wegenetz. Dort wird 
sehr viel Treibstoff verfahren, wobei mit der 
Bundesmineralölsteuer , verbraucht beim 
ländlichen Wegenetz, praktisch das höherran­
gige Straßenwesen subventioniert wird. 

Zweitens: Bessere Investitionshilfen und 
Investitionshilfen auch für Nebenerwerbsbau­
ern. 

Und drittens: Einen weiteren Ausbau der 
Direktzuschüsse, und zwar gemeinsam vom 
Bund und Ländern. Ich möchte den Staatsse­
kretär Schober ersuchen: Er hätte in Kärnten 
noch ein sehr großes Betätigungsfeld, denn 
die beiden sozialistischen Bundesländer 
Kärnten und Burgenland sind die einzigen 
Bundesländer in Österreich, die keine Direkt­
zuschüsse von seiten des Landes geben. 

Von den eingangs erwähnten Zielvorstel­
lungen des Landwirtschaftsgesetzes sind wir 
derzeit weiter denn je entfernt. Deshalb leh­
nen wir Bergbauern diesen Grünen Bericht 
ab. (Beifall bei der ÖVP.) 15.35 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Staatssekretär Schober. 
Ich erteile es ihm. 

15.36 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft Schober: Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der Herr Abgeordnete Haider hat heute 
in der Debatte zum Grünen Bericht ein sehr 
wichtiges Problem zur Sprache gebracht, 
nämlich das der Raiffeisen-Geschäftspolitik. 
Ich möchte in der gebotenen Kürze dazu auch 
Stellung nehmen und mit einem Rückblick 
beginnen. 

Es ist jetzt ziemlich genau 100 Jahre her, 
daß seinerzeit Raiffeisen, Friedrich Wilhelm 
Raiffeisen, die ersten landwirtschaftlichen 
Genossenschaften, die genossenschaftlichen 
Einrichtungen - wie Raiffeisen-Kassen, Mol­
kereien - gegründet hat unter der Zielset­
zung, daß es damals, am Beginn des kapitali­
stischen Zeitalters gegolten hat, den Bauern 
einen wirksamen Schutz zu bieten vor der 
Ausbeutung durch das Kapital. Ohne jeden 
Zweifel ist das Raiffeisen damals in einer 
ganz hervorragenden Weise gelungen. Es 
würden heute sicher Zehntausende bäuerli­
che Betriebe nicht mehr existieren können, 
hätte es die Raiffeisen-Bewegung und Raiffei­
sen nicht gegeben. 

Wenn wir uns aber heute die Raiffeisen­
Geschäftspolitik der Unternehmungen anse­
hen, die in diesem Bereich tätig sind, dann 
muß ein unvoreingenommener Betrachter 
eigentlich zum Schluß kommen, daß sich 
diese wertvolle Idee vielfach ins Gegenteil 
verkehrt hat. Nicht überall! Aber wir haben 
Fälle, wo es so ist, daß durch eine wirtschaftli­
che Konzentration der einzelne Bauer in eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit gebracht wurde. 
Es wäre sehr naiv zu glauben, daß eine solche 
Abhängigkeit im wirtschaftlichen Bereich 
nicht auch eine politische Unmündigkeit 
bedeuten würde. 

Ich darf hinzufügen: Zum Teil hat man 
diese Monopol- und Machtstellung deshalb 
erreicht, weil man die gewerbliche Konkur­
renz sehr brutal ausgeschaltet hat. 

Wir Sozialisten haben immer verlangt, daß 
die Genossenschaften uns Bauern am 
Gewinn, am Ertrag beteiligen, zum Beispiel 
durch die Auszahlung einer Dividende, durch 
die Zur-Verfügung-Stellung von verbilligten 
Betriebsmitteln oder durch einen Bonus, der 
am Jahresende ausbezahlt wird, wie das die 
Konsumgenossenschaften schon seit J ahr­
zehnten tun. 

Wie sieht die Raiffeisen-Geschäftspolitik 
jetzt aus? - Sie geht in immer mehr bauern-
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ferne Geschäftsbereiche. Denn nennen Sie es 
eine bauernfreundliche Geschäftspolitik, 
wenn zum Beispiel die Raiffeisen-Banken­
gruppe einer der größten Anteilsinhaber der 
Wiener Tageszeitung "Kurier" ist und sich 
mit einem Millionen-Aufwand eingekauft hat? 
- Ich glaube, daß das, meine Damen und 
Herren, nichts anderes als eine mißbräuchli­
che Verwendung von Bauerngeldern ist. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Oder: Die Gründung von Reisebüros, die 
ebenfalls mit einer bäuerlichen Geschäftspoli­
tik sehr wenig zu tun hat. Lassen Sie mich 
auch das Engagement bei der Schoeller Bank 
erwähnen. In allerletzter Zeit ist ein ganz sig­
nifikantes Beispiel auch einer Geschäftspoli­
tik offenkundig geworden, das ich ebenfalls 
vortragen möchte. 

Raiffeisen hat nämlich die Firma Eckes 
gekauft. Eckes ist eine Firma, die im Geträn­
kebereich tätig ist, und zwar in einem 
Bereich, wo aus der heimischen Produktion 
kein Getränk erzeugt werden kann. Eckes ist 
nämlich Marktleader bei Fruchtsäften, die 
aus importierten Zitronen und Orangen, also 
aus Südfrüchten hergestellt werden, die Bau­
ern in Österreich auf Grund der klimatischen 
Bedingungen nicht produzieren können. 

Das heißt: Statt daß man eine Firma unter­
stützt oder in einem Geschäftsbereich tätig 
ist, wo die heimische Landwirtschaft ihre 
Erzeugnisse anbieten kann, erwirbt man eine 
Firma und bewirbt ein Produkt, das uns Bau­
ern in Österreich Konkurrenz macht. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Ich glaube, daß das ein sehr wesentliches 
Beispiel einer Geschäftspolitik ist, die mit den 
Zielsetzungen, meine Damen und Herren, 
eines Friedrich Wilhelm Raiffeisen nichts 
mehr zu tun hat. 

Es ist ein Urteil des Obersten Gerichtshofes 
ergangen, daß Genossenschaftsmitglieder 
nicht schlechter gestellt sein dürfen als Nicht­
mitglieder. Ich glaube, daß dieses Urteil 
natürlich richtig ist, weil ja die Mitglieder im 
Rahmen ihrer Haftung etwas Wesentliches 
für die Genossenschaft erbringen: Sie bringen 
Kapital ein, das auch nicht verzinst wird. 

Wenn nun ein Bauer als Nichtmitglied an 
eine genossenschaftliche Einrichtung, an eine 
Molkerei Milch liefert, dann wird ihm eine 
Schüttgebühr in einer Höhe von 20 Groschen 
vorgeschrieben. 

Wir glauben nun, daß diese Form, daß Bau­
ern nicht schlechter gestellt werden dürfen, 
nicht nur für die Bereiche gilt, wo die land­
wirtschaftliche Genossenschaft etwas von uns 

Bauern verlangen kann, sondern auch für alle 
anderen Bereiche, wie zum Beispiel bei den 
landwirtschaftlichen Genossenschaften, die 
uns Betriebsmittel verkaufen. Hier hat aber 
das Nichtmitglied deswegen einen großen 
Vorteil, weil es ja keine Anteile zeichnen 
braucht, weil es kein Kapital einbringt, weil 
es auch nicht haften braucht und weil es trotz­
dem die benötigten Betriebsmittel genau zu 
den gleichen Preisen kaufen kann wie die 
Mitglieder. 

Es ist sehr interessant, daß dieses Oberste 
Gerichtshofurteil von einer Molkereigenos­
senschaft erzwungen wurde. Sie ist also, als 
es darum gegangen ist, von Bauern Geld zu 
holen, den Weg zum Obersten Gerichtshof 
gegangen, hat sich nicht gescheut, den Ober­
sten Gerichtshof anzurufen, umgekehrter­
weise verweigert sie aber im genossenschaft­
lichen Bereich der Lagerhausgenossenschaf­
ten das selbstverständliche Prinzip, das sie 
selbst hier beim Obersten Gerichtshof 
gesucht hat. Ich darf Ihnen mitteilen, daß die 
sozialistischen Bauern hier im Wege eines 
Musterprozesses den Bauern zu ihrem Recht 
verhelfen wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Halten Sie es 
für vereinbar, wenn die landwirtschaftlichen 
Genossenschaften jetzt - und ich höre das 
aus verschiedenen österreichischen Landes­
teilen - die Auszahlung des Maispreises ver­
zögern? Sie werfen uns hier eine Politik vor, 
die den Bauern nicht dient. 

Ich glaube, in diesem Bereich, meine 
Damen und Herren, könnten Sie sehr erfolg­
reich für die Bauern wirken, wenn (Zwischen­
ruf der Abg. Helga Wie s e r) Sie nämlich 
eine andere Bewußtseinsbildung, vor allem 
auch Sie, Frau Abgeordnete Wieser, bei den 
Genossenschaften herbeiführen. Wir haben 
eine Hilfe sofort geboten, indem notwendige 
Maisexporte von immerhin 70 000 Tonnen 
durchgeführt worden sind. 

Ich habe deshalb bereits vor längerer Zeit 
gefordert, daß in diesem genossenschaftli­
chen Bereich (Abg. Helga Wie s er: Sie kön­
nen fordern, was Sie wollen, das nützt 
sowieso nichts!) ein Bauernanwalt eingesetzt 
wird, ein Bauernanwalt für Raiffeisen, der 
unserer Meinung nach folgenden Aufgaben­
bereich haben sollte: 

Erstens sollte der Bauernanwalt in die Lage 
versetzt werden, Beschwerden entgegenzu­
nehmen (Abg. Helga Wie se r: Daß wir uns 
von Ihnen anschaffen lassen, soweit kommt 
es noch!), die Bauern im genossenschaftlichen 
Bereich haben, die sie an den Bauernanwalt 
herantragen. Zweitens - und ich halte das 
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für genauso wichtig - müßte diese Bauernan­
waltschaft in die Lage versetzt werden, daß 
jeder Geschäftsbeschluß, den Raiffeisen oder 
eine Raiffeisengenossenschaft faßt, daraufhin 
überprüft wird, ob der natürlich auch heute 
noch vorhandene Förderungs auf trag von 
Raiffeisen erfüllt wird. Dann könnte nämlich 
eine solche Geschäftspolitik, wie das Einkau­
fen in eine Tageszeitung, die mit Bauernpoli­
tik nichts zu tun hat, in Zukunft nicht mehr 
durchgeführt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Im Interesse der Bau­
ern lade ich Sie ein, hier an der Einsetzung 
eines solchen Bauernanwaltes auch mitzuwir­
ken! 

Herr Abgeordneter Riegler! Sie haben von 
einem Auseinanderklaffen der landwirt­
schaftlichen Preise und jener Preise gespro­
chen, die wir für unsere Betriebsmittel bezah­
len müssen. Das hat es immer gegeben. Ich 
darf hier für unsere Agrarpolitik eines fest­
stellen: 

Wir Sozialisten wissen, daß der Preis, den 
der Bauer für ein Produkt, das er erzeugt, 
erhält, der von ihm hart und schwer erarbei­
tete Arbeitslohn ist. Wir haben deshalb im 
Rahmen unserer Agrarpolitik einer notwendi­
gen Preisbildung für landwirtschaftliche Pro­
dukte immer ein besonders großes Augen­
merk zugewendet. 

Das war leider nicht immer der Fall. Ich 
darf hier aus einer Broschüre auch heute wie­
der zitieren, meine Damen und Herren, die 
ich von der Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammern Österreichs erhalten 
habe (Abg. Helga Wie s er: Das war eine 
Fehlinvestition!), die sich mit "Zahlen 1981 
aus Österreichs Land- und Forstwirtschaft" 
betitelt. Ich erwähne das deshalb, Frau Abge­
ordnete Wieser, damit Sie mir nicht vorwer­
fen, daß diese Zahlen vielleicht auch in Frage 
gestellt werden. Denn die Präsidentenkonfe­
renz wird ja wohl auch für Sie, so hoffe ich 
zumindest, unbeeinsprucht bleiben, was sie 
hier an Zahlen herausgibt. 

Im Jahre 1966 ist ein Milchpreis von 2,27 S 
bezahlt worden. Vier Jahre später, im Jahre 
1969, ein solcher von 2,17 S. Das heißt: Vier 
Jahre ÖVP-Agrarpolitik hat bewirkt, daß die 
Bauern um 10 Groschen weniger bekommen 
haben. Das war Ihre Preispolitik, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich fahre aber in diesem sehr interessanten 
Vergleich aus der zitierten Broschüre fort. 
1970 ist von uns ein Preis von 2,17 S übernom­
men worden, im Jahre 1976 wurde ein solcher 
von 3,31 S bezahlt und im Jahre 1982 ein sol-

eher von 4,42 S inklusive Mehrwertsteuer. 
Das heißt: Er war doppelt so groß als vor der 
Zeit, als wir für die Preispolitik verantwort­
lich gemacht werden konnte. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Das ist, meine Damen und Herren, der 
Beweis, daß für uns die Preispolitik einen 
hohen Stellenwert im Rahmen der Möglich­
keiten der Agrarpolitik hat. 

Darf ich noch zum Getreidepreis etwas 
sagen: Beim Weizen war es ähnlich. 1970 war 
der Weizenpreis um ganze 7 Groschen niedri­
ger als im Jahre 1966, obwohl in dieser Zeit 
(Abg.· Fr 0 d 1: Sie müssen die Maschinen­
preise auch sagen!) ein gezielter Stützungsab­
bau durchgeführt wurde bei den wichtigsten 
Betriebsmitteln, die wir Bauern haben, näm­
lich beim Mineraldünger, während wir mit 
der Problematik der hohen Weltmarktpreise, 
vor allem bei Diesel und natürlich auch bei 
den notwendigen Einfuhren im Bereiche der 
Phosphat- und Kalidünger, die wir ja in Öster­
reich nicht erzeugen können, fertig werden 
müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Darf ich einige Worte heute auch zu den 
Nebenerwerbsbauern sagen und noch einmal 
mit allem Nachdruck feststellen, daß ich nach 
wie vor die Meinung vertrete, daß die Politik 
der Arbeitsplatzsicherung, die diese Bundes­
regierung seit 1972 als unbestrittenen 
Schwerpunkt ihrer Politik führt, vor allem 
eine Politik der Nebenerwerbsbauern gewe­
sen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wird ein sehr genauer Prüfstein auch 
hier im Hohen Hause sein, wie die Österrei­
chische Volkspartei zum zweiten Beschäftig­
tensonderprogramm der Bundesregierung 
steht, ob sie hier diesen Maßnahmen, die wir 
vorschlagen werden, ihre Zustimmung gibt. 
Denn: Wenn Sie das nicht tun, dann lehnen 
Sie eine Beschäftigungspolitik für die Neben­
erwerbsbauern ab. 

Machen Sie einen Blick über die Grenzen 
Österreichs hinaus in vergleichbare Länder. 
Dort, wo die Arbeitslosenrate stärker 
ansteigt, als es in Österreich der Fall ist, dort 
gibt es ein Heer von arbeitslosen Nebener­
werbslandwirten. Wir haben die Nebener­
werbslandwirte, Hohes Haus, in alle Förde­
rungsmöglichkeiten eingebunden. Auch das 
ist vor 1970 nicht der Fall gewesen. 

Wir haben die Berechnung des fiktiven Ein­
heitswertes - ich komme konkret darauf -
verbessert. Wir haben einen Faktor von 5 
übernommen. Damals wurde das außerland­
wirtschaftliche Einkommen mit 5 multipli­
ziert, dem wurde der Einheitswert aus der 
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Land- und Forstwirtschaft hinzugerechnet, 
und die so errechnete Summe durfte 300 000 S 
nicht übersteigen. Wir, meine Damen und 
Herren, haben diesen Faktor auf 1,2 gesenkt. 
Das heißt, daß zu Ihrer Zeit kaum ein Neben­
erwerbsbauer in den Genuß irgendeiner För­
derung gekommen ist. Das ist eine Tatsache, 
die sich an Hand dieser Fakten leicht bewei­
sen läßt. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Mehr noch, meine Damen und Herren: Zu 
Zeiten der ÖVP-Regierung ist es so gewesen, 
daß man vielfach, wenn ein Nebenerwerbs­
bauer bei einer Bezirksbauernkammer um 
eine Förderung vorgesprochen hat, abgelehnt 
hat. Ja man hat sogar in ihm eine Gefahr für 
unseren Berufsstand gesehen. Auch das 
haben wir Sozialisten geändert. 

Frau Abgeordnete Wieser! Sie haben heute 
zur Bauernpension gesprochen. Hier darf ich 
Sie daran erinnern, daß die Sozialisten im 
finanziellen Bereich die Voraussetzungen 
dafür geschaffen haben, daß eine Bauernpen­
sion überhaupt ausbezahlt werden kann. Ich 
weiß, daß Sie darüber nicht gerne reden. Ich 
darf hier aus dieser Broschüre noch einmal 
zitieren, meine Damen und Herren. Hier sind 
nämlich die Leistungen des Bundes zur 
bäuerlichen Sozialversicherung sehr genau 
aufgeschlüsselt und ausgewiesen. 

Im Jahre 1970 ist für die Pensionsversiche­
rung ein Betrag von 725 Millionen Schilling 
bezahlt worden, für die Krankenversicherung 
ein solcher von 271 Millionen Schilling und 
für die Unfallversicherung einer von 59 Millio­
nen Schilling. In Summa hat das einen Betrag 
ausgemacht von 1 055 Millionen Schilling. 

Für 1982 stehen folgende Zahlen zu Buche: 
Pensionsversicherung 6,7 Milliarden Schil­
ling, Krankenversicherung 680 Millionen 
Schilling, Unfallversicherung 210 Millionen 
Schilling, wieder in Summa gerechnet, sind 
das 7,6 Milliarden Schilling. 

Für 1983 werden es knappe 8 Milliarden 
Schilling sein. Das heißt, daß wir diese Auf­
wendungen um 800 Prozent steigern konnten! 
(Beifall bei der SPÖ.) Das ist die Vorausset­
zung, daß die Bauern im bäuerlichen Bereich 
heute eine entsprechende Pension erhalten, 
und ich lade Sie ein, Frau Abgeordnete Wie­
ser, diese Fakten endlich auch einmal zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Zum Mutterschutz darf ich feststellen -
Sie haben diesen ebenfalls angesprochen -, 
daß ich sehr stolz darauf bin, daß dieser Mut­
terschutz in der derzeitigen Form verwirk­
licht wurde. Das ist ein weiterer Meilenstein 
im Bereiche der sozialistischen Sozialpolitik 

für unsere Bauern, die wir auch verwirklichen 
konnten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Stolz bin ich vor allem darauf, daß mit der 
gefundenen Form eine größtmögliche Arbeits­
ent1a~tung für unsere Bäuerinnen erreicht 
wird. 

Herr Abgeordneter Koppensteiner! Sie 
haben die Bergbauernförderung in Kärnten 
angesprochen. Ich darf Sie darauf aufmerk­
sam machen, daß, wenn man alle Förderungs­
maßnahmen meines Heimatlandes zusam­
menrechnet, Kärnten in der Förderung für 
die Bergbauern vorbildlich ist. 

Ich darf konkret darauf verweisen, daß für 
den Rinderabsatz in Kärnten besonders viel, 
ja mehr getan werden muß als in anderen 
Bundesländern. 

Das Schulwesen ist bei uns vorbildlich -
und dem wird nicht widersprochen - ausge­
baut und organisiert. 

Vor allem in der überbetrieblichen Maschi­
nenverwendung hat Kärnten eine Pionierar­
beit für ganz Österreich geleistet. Bereits in 
den fünfziger Jahren haben wir das Modell 
einer überbetrieblichen Landmaschinenhilfe 
verwirklicht. Damals hat man allerdings von 
seiten des Bauernbundes und der ÖVP davon 
gesprochen, daß die Kärntner Sozialisten 
damit den Beginn einer Kolchosierung der 
Landwirtschaft in meinem Heimatland einlei­
ten wollten. Sie sind zum Besseren bekehrt 
worden. Ich freue mich darüber, daß Sie zum 
Einsehen gekommen sind und diese Maßnah­
men der Bundesregierung jetzt auch unter­
stützen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Abgeordneter Koppensteiner! Ich per­
sönlich vertrete immer die Meinung, wenn 
über die Bergbauernhilfe in Kärnten gespro­
chen wird, daß die sinnvollste Hilfsmöglich­
keit und Förderung für unsere Bergbauern 
die Übernahme der Wegerhaltungskosten ist, 
wobei ich aber auch nicht verschweigen 
möchte, daß natürlich nicht nur Einigung 
über die Förderung erreicht werden muß, son­
dern daß sich die ÖVP bei der notwendigen 
Finanzierung von der Verantwortung natür­
lich auch nicht ausschließen darf. 

Herr Abgeordneter Schwarzenberger! Sie 
haben mich persönlich angesprochen und aus 
einem mir nicht bekannten Artikel zitiert, daß 
ich einer der größten Schweinemäster Öster­
reichs wäre. Ich würde mich freuen, wenn das 
der Fall wäre. Ich darf Sie informieren, daß 
ich in Kärnten meinen ererbten mittelbäuerli­
chen Besitz gemeinsam mit meiner Gattin 
auch heute noch bewirtschafte. Ich habe der­
zeit einen Bestand von 270 Mastschweinen. 
Ich glaube, wir sind uns einig, daß das nicht 
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großbäuerlich, sondern mittelbäuerlich ist. 
(Der Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf Ihnen auch versichern, daß ich mir 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung mei­
nes landwirtschaftlichen Betriebes einfach 
nicht in Frage stellen lasse. Ich glaube, auch 
im Interesse der Glaubwürdigkeit in der Poli­
tik ist es notwendig, daß Menschen, die in der 
Politik tätig sind, darauf verweisen können, 
daß sie die bäuerliche Arbeit aus eigener 
Erfahrung kennen und diese auch verrichten. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich darf am Schluß meiner Ausführungen, 
Herr Abgeordneter Murer, zu etwas kommen, 
was Sie heute hier in die Diskussion getragen 
haben. Wenn Sie mit dem Begriff Bermuda­
Dreieck eine sprachliche Anleihe aus dem 
Bereich der Schiffahrt genommen haben, 
dann haben Sie damit ungewollt und unbe­
wußt - das gebe ich gerne zu - der Agrarpo-
litik der Bundesregierung ein sehr gutes 
Zeugnis ausgestellt. Sie steuert nämlich die 
österreichische Agrarpolitik seit zwölf Jahren 
krisenfest und unbeirrt zwischen der perma­
nenten Krankjammerpolitik des ÖVP­
Bauernbundes und den blauen Agrarillusio­
nen der FPÖ auf einen sicheren Kurs (Beifall 
bei der SPÖ) genauso erfolgreich, wie ein 
bewährter und erfahrener Kapitän die Gefah­
ren des Bermuda-Dreieckes auf hoher See 
bewältigt. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Dr. Sc h w im m er: Er ist in der Sauna 
im Bermuda-Dreieck! - Weitere Zwischen­
rufe und Heiterkeit bei der ÖVP.) 15.57 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Hietl. 

15.58 

Abgeordneter Hietl (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wort­
meldungen des Herrn Staatssekretärs im 
Hohen Hause haben, seit er diesem als 
Staatssekretär angehört, immer bei allen 
Fraktionen dieses Hauses zu Heiterkeit 
geführt. Das war auch heute so. 

Herr Staatssekretär! Es bleibt immer Ihnen 
überlassen, mit Ihren Ausführungen dafür zu 
sorgen, daß man von den tatsächlichen 
Schwierigkeiten, die die gesamte Landwirt­
schaft Österreichs hat, ablenkt. Wenn Sie mit 
einem Lob für die Raiffeisenbewegung begon­
nen haben, dann sind wir davon überzeugt -
die Masse aller Landwirte Österreichs ist 
davon überzeugt -, daß diese Raiffeisenbe­
wegung nach wie vor das große Rückgrat (Ruf 
bei der SPÖ: Des "Kurier"!) der gesamten 
Landwirtschaft ist und dafür sorgt, meine 
Damen und Herren, daß vom Saatgut begin-

nend bis zur Ernte hier eine große Bewegung 
da ist, die zum Nutzen der Landwirtschaft 
Österreichs arbeitet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie, Herr Staatssekretär, der Auffas­
sung sind, daß das heute anders ist, dann viel­
leicht deswegen, weil die österreich ische 
Bauernschaft, die in den einzelnen Genossen­
schaften vereint ist, Ihnen nicht das Ver­
trauen entgegenbringt, das Sie gerne hätten, 
weil unsere Bauern, unsere Mitglieder der 
einzelnen Genossenschaften, egal aus wel­
cher Sparte in der Landwirtschaft, genau wis­
sen, daß dort Menschen sitzen, die von den 
einzelnen Mitgliedern frei gewählt werden, 
die für ihre Interessen und dafür sorgen, daß 
sie trotz zwölf Jahren sozialistischer bauern­
feindlicher Regierung noch immer ihre Höfe 
bestellen können. (Beifall bei der ÖVP.) Des­
wegen Ihre Kritik. 

Man könnte sich jetzt stundenlang mit 
Ihnen auseinandersetzen, doch ich will das 
dem Hohen Haus ersparen und will nur auf 
einzelne Dinge eingehen. 

Wenn Sie von mißbräuchlicher Verwen­
dung der Bauerngelder in den Genossenschaf­
ten sprechen, Herr Staatssekretär, dann 
behaupte ich: Das ist eine glatte Unterstellung 
gegenüber der Genossenschaftsbewegung 
überhaupt! 

Wenn unsere Bauern in den einzelnen Spar­
ten Schwierigkeiten haben, dann sind es die 
Billigimporte, die von dieser Bundesregierung 
aus anderen Staaten nach Österreich geneh­
migt werden und dadurch die Schwierigkeiten 
unserer Landwirtschaft heraufbeschwören. 
Das ist die Tatsache, an der wollen Sie 
anscheinend vorbeigehen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Verzögerung beim Maispreis, Herr Staats­
sekretär, Sie können doch in diesen wenigen 
Wochen nicht schon vergessen haben, daß wir 
angesichts der großen Maisernte, die wir 
kommen gesehen haben, die Anlegung von 
Sperrlagern oder die Durchführung von 
Exporten verlangt haben. Erst als Exporte 
gelungen waren, hat der Maispreis eine Rege­
lung gefunden. Sofort haben Handel und 
Genossenschaften allen Bauern den festge­
setzten Maispreis ausbezahlt. 

Ich weiß nicht, vielleicht ist das bei Ihnen 
persönlich anders; ich habe das in allen Teilen 
unseres Landes feststellen können. 

Wenn Sie gegen die Genossenschaften 
einen Bauernanwalt verlangen, Herr Staats­
sekretär, so habe ich schon gesagt: Das Ver­
trauen zu Ihnen ist anscheinend in den einzel­
nen Genossenschaften nicht da. Vielleicht 
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versuchen Sie auf diese Art und Weise Ein­
fluß zu gewinnen. 

Wir haben, Herr Staatssekretär, nichts zu 
verbergen. Daher tun Sie, was Sie nicht las­
sen können. Wir sind überzeugt, daß das Ver­
trauen der österreichischen Bauern zu den 
Genossenschaften - das ist ja das, was Sie 
stört - vorhanden ist. Das ist das entschei­
dende für uns. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie von Zeitungsbeteiligung spre­
chen: Wir haben eine Zeitung in Österreich, 
die aus dem Landwirtschaftsbudget bezahlt 
wird - 10 Millionen Schilling für die ,,Agrar­
welt" -, in der die Masse der Bauern - wir 
sind davon überzeugt - völlig falsche Infor­
mationen von Ihnen bekommt. Wenn Sie 
sozialistische Propaganda betreiben wollen, 
dann bezahlen Sie das aus sozialistischen Bei­
trägen und nicht aus Beiträgen des Ministe­
riums! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was die Preisbildung für die Landwirt­
schaft betrifft, Herr Staatssekretär, auch dazu 
klar und deutlich: Die Bundesregierung ist 
letzten Endes bei allen Preisverhandlungen 
entscheidend. Und das, was unsere bäuerli­
chen Vertreter für die Bauern erzielen, muß 
dieser Bundesregierung schwer abgerungen 
werden. 

Wenn Sie behaupten, es gebe beispielsweise 
1982 einen niedrigeren Milchpreis als 1966, 
dann stimmt das insoferne nicht, als es um 
den Milchpreis geht, der für die gelieferte 
Milch im Wege der Richtmengenregelung 
bezahlt wird. Wer bestimmt denn den Absatz­
förderungsbeitrag, Herr Staatssekretär? Dar­
auf haben Sie maßgeblich Einfluß, und das 
haben Sie damit gemeint. Es ist eine Verzer­
rung der Tatsachen, ob ich den Milchpreis 
minus Absatzförderungsbeitrag nenne oder 
den tatsächlichen Milchpreis; der liegt 
wesentlich anders als 1966. Nur der Kaufpreis 
ist heute ein anderer. Und dafür, glaube ich, 
ist doch wieder diese Regierung verantwort­
lich. Das trifft auf alle Preisvergleiche zu. 

Ich werde Ihnen, wenn ich vom Wein spre­
chen werde, einen ähnlichen Preisvergleich 
geben. 

Anders liegen die Düngerpreise. Wenn Sie 
hier von Weltmarktpreisen sprechen: Es liegt 
an der Bundesregierung, dafür zu sorgen, daß 
auch entsprechende Handelsdüngerpreise 
gelten, die den österreichischen Bauern die 
Verwendung des Düngers ermöglichen; sprich 
beispielsweise Stickstoff-Werke. Ich brauche 
nicht darauf einzugehen, Sie kennen genau 
die Situation. 

Was die Arbeit der Nebenerwerbsbauern 

anlangt, ist es auch sehr einfach. Sie machen 
es einem wirklich leicht, Ihnen zu antworten. 
Es ist noch nicht so viele Jahre her, als 
jemand - ich glaube, der Mann war der 
Staatssekretär> Schober - erklärt hat: Die 
ersten Entlassenen, wenn es Schwierigkeiten 
in der Arbeitsbeschaffung gibt, werden die 
Nebenerwerbsbauern sein, weil die sowieso 
zu Hause etwas haben. So Staatssekretär 
Schober. 

Dieser Mann glaubt heute, unsere Nebener­
werbsbauern für sich gewinnen zu können, 
indem er schöne Worte spricht. So schnell, 
Herr Staatssekretär, vergessen unsere 
Nebenerwerbsbauern Ihre Äußerungen nicht. 
Ich darf Ihnen auch versichern, daß es gerade 
unsere Kammern sind, die in Abendsprech­
stunden die Nebenerwerbsbauern beraten, 
um ihnen alle Informationen zu geben. 

Sie rühmen sich großer Leistungen für die 
Bauernpensionen durch Gelder der Bundesre­
gierung. Erstens möchte ich feststellen: Es 
war die ÖVP-Alleinregierung im Dezember 
1969, die die Einführung der Bauernpensio­
nen beschlossen hat. 

Zweitens stelle ich fest, daß im Dezember 
1979 die sozialistische Regierung - ihr war es 
vorbehalten - Kürzungen bei den Mindest­
pensionen vorgenommen hat, und erst auf 
unseren Einspruch wurde im März 1980 dies 
wieder repariert. 

Wer bringt die Leistungen für die Pensio­
nen: Sie oder die Österreichische Volkspartei, 
die für die Bauernpensionisten alles in ihrer 
Macht stehende tut? (Beifall bei der ÖVP.) 

Mutterschaftsgeld: Sie freuen sich, Herr 
Staatssekretär, daß es durchgesetzt wurde. 
Aber wir waren letzten Endes die Initiatoren, 
daß auch die Bäuerinnen ihr Karenzgeld 
bekommen. 

Auch hier, meine Damen und Herren, erin­
nere ich mich eines Ausspruches, den ich nur 
ungern wiedergebe, aber um der Wahrheit die 
Ehre zu geben, muß ich das tun. 

Es war wieder ein Mann auf der Regie­
rungsbank, auch er heißt Staatssekretär 
Schober, der erklärt hat, den Bäuerinnen Bar­
geld zu geben, wäre falsch. Sie würden sich 
höchstens dafür - dieser Ausspruch stammt 
von Schober - ein Mutterschwein anschaf­
fen. So sieht Ihr Interesse für die Bäuerinnen 
aus, Herr Staatssekretär. Das sind die Dinge, 
die Sie machen. 

Und wenn Sie Ihre Maschinenhöfe in Kärn­
ten rühmen: Man hört nichts mehr, es war ein 
untaugliches Mittel. Mehr Beweise sind, 
glaube ich, nicht mehr notwendig, um diese 

131. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 90

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 131. Sitzung - 11. November 1982 13247 

Bietl 

Unfähigkeit Ihrer Politik, diese Unfähigkeit 
Ihrer Vorschläge unter Beweis zu stellen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Dieser Grüne 
Bericht wurde heute von meinen Kolleginnen 
und Kollegen in jeder Weise klar und deutlich 
behandelt. Er zeigt genau die Ergebnisse auf. 
Wir wissen, daß das Jahr 1981 durch Witte­
rungseinflüsse geringere Ernten gebracht 
hat. Aber wenn es schon so ein Jahr gibt, 
dann sind der Staat und sein Ministerium, 
das für die Belange der Landwirtschaft da ist, 
verpflichtet, dafür zu sorgen, daß entspre­
chende Hilfe geleistet wird. Es geschieht aber 
genau das Gegenteil. 

Wenn man vom Jahr 1982 spricht, wo es 
größere Ernten gegeben hat, jubeln Sie heute 
schon einem Bericht entgegen, den wir in sei­
ner ganzen Tragweite noch gar nicht kennen, 
in der Annahme, er wird doch hoffentlich bes­
ser werden, damit man sehr, sehr rasch den 
schlechten Grünen Bericht 1981 vergißt, 
damit man vergessen soll, daß diese Bundes­
regierung, daß das Landwirtschaftsministe­
rium nicht das getan hat, was ihm als Anwalt, 
als Vertreter der Bauern zustünde. 

Das landwirtschaftliche Einkommen, das 
geben die einzelnen Zahlen genau wieder, 
beträgt je Familienarbeitskraft im Monat 
5 853 S. Meine Damen und Herren, das ist 
gegenüber einem Industriearbeiter ein 
Abstand von mehr als 6000 S, wobei wir kei­
nem Industriearbeiter seinen Lohn neiden. 
Wir wären schlecht beraten, wenn wir das 
täten. Wir wollen nichts anderes, als daß 
unsere schwere Arbeit in der Landwirtschaft 
diesen Löhnen angeglichen wird, wofür eine 
gerechte Agrarpreisregelung die erste Vor­
aussetzung wäre. 

Vergleiche der Familienarbeitskraftein­
kommen - auch das muß ich noch einmal 
feststellen - zeigen in der Bundesrepublik 
Deutschland fast das Doppelte, in der Schweiz 
das Dreifache. Das sind die Länder, mit den 
wir uns in Konkurrenz auseinandersetzen 
müssen. 

Ich glaube, das ist eine Notwendigkeit, weil 
es schließlich über die Marktfähigkeit der 
österreichischen Landwirtschaft etwas aus­
sagt. 

Und wenn Sie vom Einheitswert gespro­
chen haben, dann darf ich feststellen: Es ist 
unverständlich, daß diese Bundesregierung, 
daß die Mehrheit dieses Hauses nicht gewillt 
ist, unseren Anträgen zu entsprechen, die 
fünfprozentige Erhöhung des Einheitswertes 
für 1983 zurückzunehmen, obwohl klar und 
deutlich in jeder Weise berechenbar hier fest-

gestellt wurde, daß das Reinerträgnis der 
Landwirtschaft nicht nur zurückgegangen ist, 
sondern beispielsweise im Jahre 1981 unter 
Null lag. (Abg. Dipl.-Ing. R i e g 1 e r: Reinver­
luste!) Das heißt, wir haben überhaupt keinen 
Reinertrag. Wem würde man das in Öster­
reich, welchem Arbeitnehmer würde man das 
noch zumuten? Und Sie erhöhen über die 
Opposition hinweg, einfach weil es Ihnen 
paßt, den Einheitswert um weitere 5 Prozent 
- trotz Realverlust von 16,1 Prozent, trotz 
Preisverlusten bei den verschiedenen Produk­
ten. 

Und wenn ich abschließend nur einige 
Worte zum Wein sage, dann auch, Herr Abge­
ordneter Peck, auf Ihre Ausführungen, die Sie 
sich besser hätten ersparen sollen. Es liegt 
mir gänzlich fern, hier gegen jemand persön­
lich zu werden. Das, glaube ich, gehört nicht 
zu der Aufgabe des Abgeordneten, sondern 
seine Aufgabe ist es, die Sachlage klar und 
deutlich herauszustellen. 

Wir wissen, daß die Ernte 1982 zweifellos 
Schwierigkeiten gebracht hat, weil eben 
große Ernten in ihrer Verwertung, noch dazu, 
wenn sie nicht preisgeregelt sind, Schwierig­
keiten bringen. 

Aber ich darf hier mit aller Deutlichkeit 
feststellen: Wenn hier von Ihnen an diesem 
Pult behauptet wurde, der Abgeordnete Hietl 
als Obmann der größten österreichischen 
Genossenschaft - so haben Sie wörtlich 
gesagt - hätte versagt, dann gehen Sie hin­
aus, Herr Abgeordneter Peck, ich lade Sie ein: 
Fragen Sie die 2 600 Mitglieder, wer versagt 
hat! 

Ich kann Ihnen heute schon sagen: 1981 
haben unsere Leute 9 S im Schnitt für das 
Kilogramm Trauben bekommen, und ich 
garantiere Ihnen, daß sie für 1982 einen 
Betrag bekommen werden, der über dem Dop­
pelten von dem Betrag liegt, um den so man­
che Vermittler - ich will nicht rundweg 
behaupten, daß Sie dazugehören - in Ihrer 
Heimat die Trauben des Weinbauern anderen 
angeboten haben. Das, bitte, sind die Tatsa­
chen. 

Ich verwahre mich daher dagegen, daß Sie 
sagen, dieser Abgeordnete Hietl hätte ver­
sagt. Wir sorgen dafür, wir haben jahrzehnte­
lang dafür gesorgt und werden auch in 
Zukunft dafür sorgen, daß unsere Weinbau­
ern ihre Ware zu entsprechenden Preisen an 
den Mann bringen, trotz aller Schwierigkei­
ten. Schwierigkeiten sind da, um gemeistert 
zu werden. 

Sie haben die Aufgabe - auch mit uns -, 
dafür zu sorgen, daß seitens der Regierung all 
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das geschieht, was wir letzten Endes als 
Instrumentarium brauchen, um Vorsorge zu 
treffen. Das, glaube ich, wäre Ihre Aufgabe. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Helfen Sie mit, Sie haben die Möglichkeit, 
erstens für gesetzliche Maßnahmen zu sor­
gen. Der Antrag liegt im Haus, eine Mindest­
preisregelung auch bei Wein herbeizuführen. 
Was bei allen anderen Produkten geht, müßte 
schließlich auch beim Wein möglich sein. Sor­
gen Sie dafür, daß wir eine Lagerungsaktion 
machen, um jetzt schon Vorsorge zu treffen, 
für 1983, wie immer die Ernte aussieht, damit 
nicht unsere Weinbauern auf der Straße ste­
hen und nicht wissen, wohin mit dem Wein. 

Wir haben heuer dafür gesorgt, wir werden 
es auch in Zukunft tun. Tun Sie das gleiche, 
Herr Abgeordneter. Sie haben letzten Endes 
alle Voraussetzungen dafür zu schaffen. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) Das ist bei Ihnen 
nicht so gewesen wie bei uns, das darf ich 
Ihnen klar und deutlich sagen. Dazu gehört 
die Schaffung von Sperrlagern, um einen Vor­
rat anzulegen, um schlechteren kommenden 
Ernten, die sicher wieder einmal eintreffen, 
vorzubeugen, eine entsprechende Exportstüt­
zung und schließlich eine steuerliche Erleich­
terung, wenn Sie wollen, um eine Wettbe­
werbsverzerrung zu verhindern. 

Wenn wir diese Aufgaben gemeinsam lösen 
können, dann können wir miteinander reden. 
Aber nicht der Opposition Vorwürfe machen, 
die nicht stimmen, und selber, wenn man der 
Mehrheit des Hauses angehört, nicht die Vor­
aussetzungen dafür schaffen! (Beifall bei der 
ÖVP.)· 16.14 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Remplbauer. 

16.14 

Abgeordneter Remplbauer (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Gegen 
Schluß der Agrardebatte zum Grünen Bericht 
1981 möchte ich feststellen, und das ist erfreu­
lich, daß erstmals das Ergebnis und die Zah­
len dieses Berichtes praktisch außer Streit 
gestellt wurden und daß es fast ausschließlich 
positive Beiträge waren, sachliche Beiträge, 
die hier von den Rednern gebracht wurden, 
mit der unrühmlichen Ausnahme meines Vor­
redners, der wie immer nicht darauf verzich­
ten konnte, polemisch zu sein. (Abg. H i e t 1: 
Bitte Beispiele! - Abg. B r a n d s t ä t te r: 
Herr Oberlehrer!) Ich möchte mich nicht an 
Ihr Beispiel halten, Herr Kollege. 

Bevor ich zu einigen Fakten des Grünen 
Berichtes Stellung beziehe, möchte ich zu den 

Ausführungen der Frau Abgeordneten Wie­
ser, der Frau Abgeordneten Rochus und des 
Kollegen Hietl etwas sagen. 

Frau Kollegin Wieser! Sie dürften das Ein­
kommen einer Familienarbeitskraft in Öster­
reich mit dem Familieneinkommen in der 
Schweiz verwechselt haben. 

Und wenn Sie gemeint haben, daß der Herr 
Bundesminister Zahlenspielerei betreibt, so 
muß ich das entschieden zurückweisen, denn 
noch nie in der Geschichte dieser Republik 
hat es so viele Förderungsmaßnahmen, so 
große finanzielle Unterstützung für die 
Bauernschaft gegeben wie zur Zeit der soziali­
stischen Bundesregierung und der sozialisti­
schen Landwirtschaftsminister . (Beifall bei 
der SPÖ.) Ich darf Ihnen versichern, weil ich 
das aus der eigenen Praxis weiß - ich 
schließe mich ja hier mit meinem Beitrag der 
Bürgermeisterriege, die heute gesprochen 
hat, an, ich komme ebenso aus dem ländli­
chen Bereich und weiß das deshalb aus eige­
ner Praxis, aus eigener Erfahrung, durch 
eigene Kontakte mit der Bauernschaft -, daß 
der Herr Bundesminister auch in Einzelfäl­
len, soweit Probleme an ihn herangetragen 
wurden, immer wieder bereit war, zu helfen. 
Das ist positiv, und das möchte ich hier auch 
zum Ausdruck bringen. 

Und so kann es ja wohl nicht sein, wie 
einige von Ihnen, von den Funktionären des 
ÖVP-Bauernbundes behauptet haben, daß die 
Einkommenssituation und die Lage der öster­
reichischen Landwirtschaft von Jahr zu Jahr 
schlechter geworden wäre. Denn sonst wäre 
es doch nicht möglich, es wäre unlogisch, daß 
so viele aus dem ländlichen Raum, daß so 
viele aus der österreichischen Bauernschaft 
ein Stück des Weges, des guten Weges, des 
österreichischen Weges in den letzten zwölf 
Jahren mit uns gegangen sind und auch in 
Zukunft bereit sein werden, mit uns diesen 
österreichischen Weg, der auch ein guter Weg 
für die österreichische Bauernschaft ist, wei­
ter zu beschreiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Wieser! Wenn Sie gemeint 
haben, daß es Bäuerinnen gibt, die bis zu 
70 Stunden und vielleicht auch mehr aufwen­
den müssen in harter Tagesarbeit, so gebe ich 
Ihnen vollkommen recht. Diese Bäuerinnen 
gibt es selbstverständlich. 

Ich möchte dazu nur ergänzen, daß es min­
destens 80 viele Arbeiterfrauen in Österreich 
gibt, die ihre Arbeit hundertprozentig in den 
Betrieben erfüllen, die 40-Stunden-Woche, 
und dazu kommt die Hausarbeit, die Arbeit 
für die Familie (Abg. Helga Wi eser: Natür­
lich! Das habe ich nicht bestritten!), die Sie 
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natürlich dazugerechnet haben, zu Recht, 
sodaß ich Ihnen sage, daß es noch viel mehr 
Frauen aus der Arbeitnehmerschaft gibt, die 
mindestens auch so viel Arbeit haben und 
mindestens auch so viel Arbeit leisten wie die 
fleißigen und tüchtigen Bäuerinnen. (Beifall 
bei der SPÖ.) Gar keine Frage. Das haben Sie 
zu sagen vergessen, und Sie sind so lieb, mir 
zu erlauben, daß ich das nur dahin gehend 
ergänze. (Abg. Helga Wie s e r: Das ist bei 
den Wirtinnen genauso!) 

Und weil Sie vom Mutterschaftsgeld und 
von der Betriebshilfe gesprochen haben: Das 
ist uns allen, denen die Probleme der Bauern­
schaft und vor allem auch der Bäuerinnen ein 
echtes, persönliches Anliegen sind, gleich. 
Alle unterstützen wir diese Maßnahme. 
Schließlich haben wir sie verantwortet, auch 
mit unserer Mehrheit, denn ohne die Bereit­
schaft zur Beschlußfassung durch die Regie­
rungsfraktion wäre es nicht möglich gewesen, 
daß es nun eine Betriebshilfe oder eine Mut­
terschaftshilfe gibt, die den Bäuerinnen 
28000 S Bargeld bringt. Ich glaube, das sollte 
man sagen, denn es war nicht immer so. Es 
hat Zeiten gegeben, und ich weiß das aus per­
sönlichen Sprechtagen, in denen Bäuerinnen 
gekommen sind, weil sie nicht gewußt haben, 
wie sie den einen oder den anderen Hunder­
ter für ein persönliches Bedürfnis hätten auf­
bringen sollen. Daher ist es so wichtig, daß 
diese sozialistische Bundesregierung bereit 
war, auch am Sozialsektor in dieser Hinsicht 
einen entscheidenden Schritt nach vorne zu 
tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Stellung der Landwirtschaft in der 
österreichischen Volkswirtschaft möchte ich 
nur noch bemerken, daß es klar ist, daß der 
Rohertrag entscheidend ist für das Einkom­
men in der Bauernschaft, und der ist einfach 
abhängig von einer guten oder einer schlech­
ten Ernte. Daher ist es nicht zielführend -
das ist heute schon wiederholt zum Ausdruck 
gekommen -, einen kurzfristigen Vergleich 
zu ziehen. Ein Vergleich kann immer nur ein 
längerfristiger sein, weil der Ernteertrag eben 
von der Witterung abhängig ist. 

Das hat nichts mit dem Herrn Bundesmini­
ster zu tun. Es hat auch vor der sozialisti­
schen Bundesregierung gute Erntejahre und 
schlechte Erntejahre gegeben. Aber eines ist 
sicher und ist unbestritten, und deshalb 
möchte ich es hier dezidiert noch einmal ganz 
konkret wiederholen: Ich beziehe mich hier 
nur auf den Zeitraum der Ministerschaft 
unseres Landwirtschaftsministers Dipl.-Ing. 
Haiden. Wenn ich den Zeitraum von 1975 bis 
1981 hernehme, dann ist das Volkseinkom­
men je Erwerbstätigen jährlich durchschnitt-

lieh um 7,4 Prozent gestiegen. Das sind Fak­
ten. Das ist unbestreitbar. Das Volkseinkom­
men je Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
ist um 9 Prozent gestiegen. Es ist also absolut 
falsch, wenn Redner hier behaupten, daß das 
Einkommen der Landwirtschaft schlechter 
wäre oder geringer gestiegen wäre als die 
Einkommen in anderen Schichten der Wirt­
schaft beziehungsweise in anderen Bevölke­
rungsschichten. 

Zur Agrarstruktur und ihrer Veränderung 
möchte ich nur anmerken, daß die Anzahl der 
Nebenerwerbsbetriebe immer mehr im Stei­
gen begriffen ist. Es ist sicher richtig, daß seit 
1970 die Zahl der Betriebe um etwa 10 Prozent 
zurückgegangen ist, aber es ist auch eine Tat­
sache, daß die Zahl der Erwerbs­
tätigen, also die Agrarquote, ganz minimal 
gefallen ist, nämlich um 0,2 Prozent im Ver­
gleich zum Jahre 1980. Die Abwanderung aus 
der Landwirtschaft verlangsamt sich, es ist 
nachweislich die geringste Abwanderung seit 
30 Jahren aus der Landwirtschaft erfolgt. Das 
steht sicherlich in Zusammenhang mit der all­
gemeinen schwierigen Wirtschaftslage nicht 
nur bei uns in unserer Republik, sondern 
überhaupt. Das gilt ja auch für andere Län­
der. 

Zur wirtschaftlichen Lage im Jahre 1981: 
Die landwirtschaftlichen Einkommen sind im 
Jahre 1980 um 24 Prozent gestiegen, 1981 nur 
um 2 Prozent. Wir sehen, wie abhängig dieses 
Wachstum des landwirtschaftlichen Einkom­
mens vom Ernteertrag ist. Das sehen wir ja 
auch im Grünen Bericht, wenn wir die 
Zuwächse nach Produktionsgebieten 
anschauen: Im südöstlichen Flach- und Hügel­
land plus 24 Prozent, im nordöstlichen Flach­
und Hügelland minus 16 Prozent gegenüber 
plus 55 Prozent im Vorjahr. 

Zur Einkommensituation muß unbedingt 
angeführt werden, daß die Disparitäten, die 
Unterschiede innerhalb der Landwirtschaft 
groß sind und daß das besondere Problem 
darin besteht, diese Disparitäten auszuglei­
chen, was uns nie völlig gelingen wird, weil 
wir einfach den Standort, die Produktionsbe­
dingungen, die Betriebsstruktur und die 
Betriebsgröße nicht zu verändern in der Lage 
sind. 

Wenn wir heute ein Gesamteinkommen in 
der Landwirtschaft von etwa 119000 S im 
Bundesdurchschnitt haben, so gibt es sicher­
lich Betriebe, die darüberliegen, bei weitem 
darüberliegen, aber ein Viertel der österrei­
chischen Landwirtschaftsbetriebe - das sind 
etwa 47000 Betriebe - hat ein geringeres 
Einkommen. Hier setzt die sozialistische 
Agrarpolitik durch die Bergbauernhilfe an. 
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Sie haben die Einführung der Bergbauern­
hilfe, des Bergbauern-Sonderprogramms vor­
erst eillmal belächelt. Aber eines steht fest: 
Nur durch die öffentlichen Zuschüsse, durch 
die Direktzuschüsse, durch die Direktgaben, 
durch die Bergbauernzuschüsse, die gestaffelt 
bis zu 10000 S ausmachen, konnte das 
erreicht werden. Es ist beabsichtigt, den Berg­
bauernzuschuß weiter zu erhöhen, denn wir 
sind erstmals in der Lage, im Grünen Plan, 
den wir in einer der nächsten Sitzungen dis­
kutieren werden, die Milliardengrenze zu 
erreichen. Das ist eine Traumgrenze, die sich 
niemand in der österreichischen Bauern­
schaft vor zehn Jahren erwartet hätte. Das ist 
eine entscheidende Maßnahme, um den Klei­
nen, den Schwachen, den Benachteiligten in 
der österreichischen Landwirtschaft zu hel­
fen. (Beifall bei der SPö.) 

Zur Problematik der Einkommensverglei~ 
che muß man anführen: Wenn man einen 
möglichst objektiven Vergleich ziehen will, 
dann sind zum landwirtschaftlichen Einkom~ 
men selbstverständlich die außerlandwirt~ 

schaftlichen Einkommen und die öffentlichen 
Zuschüsse dazuzurechnen, aber natürlich 
nicht die Sozialeinkommen. Das möchte ich 
feststellen. Aber die außerlandwirtschaftli~ 

ehen Einkommen betragen ja bei den Haupt~ 
erwerbsbetrieben schon 12,9 Prozent. Die 
2,9 Prozent öffentlicher Zuschüsse dazuge~ 

rechnet, sind es etwa 16 Prozent. Das ist eine 
maßgebliche Größe, die vernachlässigt wird 
bei Ihren Vergleichen, bei den Paritätsverglei~ 
ehen der Präsidentenkonferenz der Landwirt~ 
schaftskammern. 

Wenn Sie die Nebenerwerbsbetriebe her~ 
nehmen, so ist das Bild noch krasser, denn 
dort macht das außerlandwirtschaftliche Ein­
kommen bis zu 69, ja fast 70 Prozent aus, mit 
den öffentlichen Zuschüssen über 70 Prozent. 
Allein daraus ist abzuleiten, daß ein solcher 
Vergleich falsch sein muß. Ein Vergleich mit 
den Unselbständigen hinkt auch deshalb, weil 
die Nettoeinkommen der Landwirte mit dem 
Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer vergli~ 
chen werden. Es kann doch wohl nur Gleiches 
mit Gleichem verglichen werden, wenn man 
zu einer objektiven Klarstellung und Aussage 
kommen will. 

Dazu ist noch anzumerken, daß der Wert 
der selbstverbrauchten Nahrungsmittel und 
der Wohnungswert am Hof zu niedrig ange­
setzt sind bei diesen Vergleichen und daß nur 
das landwirtschaftliche Einkommen statt des 
Gesamteinkommens zum Vergleich herange­
zogen wird. Mit dem Durchschnitt aller 
Unselbständigen wird verglichen, und zwar 
zusammengerechnet Einkommen der Arbei~ 

ter und Angestellten bis zu den Höchstbezü­
gen, anstatt mit dem Einkommen der Arbei­
ter zu vergleichen. Es ist ja auch eine Tatsa­
che, die nicht bestritten werden kann, daß 
71 Prozent derer, die aus der Landwirtschaft 
abwandern, einen Beruf als Hilfsarbeiter oder 
als Arbeiter annehmen müssen. 

Dazu kommen noch Vorteile in der Land­
wirtschaft, die natürlich nicht in Beträgen 
meßbar, aber doch von entscheidender Bedeu­
tung sind, wie etwa die freie Arbeitseintei­
lung, die es für keinen Arbeitnehmer in einem 
'Betrieb gibt. Der ist gebunden an den Takt 
der Maschine, an eine vorgegebene Zeit. Wei­
ters: die sicherlich auch weitgehend bessere 
Arbeitswelt, der sichere Arbeitsplatz, die Ein­
heit von Wohn- und Arbeitsstätte, also kein 
Zeitverlust, um von der Wohn- zur Arbeits­
stätte zu kommen, keine Pendlerprobleme. 

Das alles ist hier nicht berücksichtigt. Das 
alles ist auch ein Grund, warum viele gerne in 
der Landwirtschaft bleiben. Ich kann Ihnen 
zumindest aus meiner Region sagen - ich 
gebe zu, daß das eine bevorzugte Region ist 
-, daß es kaum jemand gibt, der bereit wäre, 
aus der Landwirtschaft wegzuziehen. 

Meine Damen und Herren! So könnte man 
zum Verschuldungsgrad Stellung nehmen, 
der im wesentlichen gar nicht so groß ist, der 
etwa 12 Prozent im Durchschnitt ausmacht, 
wobei ich zugebe, daß es viele gibt, die auf 
Grund ihrer Schwierigkeiten und Probleme 
einen weitaus höheren Verschuldungsgrad 
aufweisen. Liebe Kollegin Rochus! Das gibt es 
aber auch bei den Häuselbauern zum Bei­
spiel. Oder schauen Sie in der Wirtschaft bei 
den Klein- und Mittelbetrieben, von denen so 
oft die Rede ist. 

Nachdem ich mich kurzhalten will, möchte 
ich zum Abschluß kommen und darauf ver­
zichten, zu Maßnahmen zur Verbesserung der 
Einkommenssituation hier Vergleiche anzu­
stellen. Zu den Sozialeinkommen ist heute 
bereits manches ausgeführt worden. 

Ich möchte zusammenfassend feststellen, 
daß zwar der Grüne Bericht des Jahres 1981, 
gemessen an den Ergebnissen des Grünen 
Berichtes des Vorjahres, ungünstig ausfällt, 
daß man aber hier nur einen längerfristigen 
Vergleich ziehen kann und daß die Einkom­
mensituation in der Landwirtschaft keines­
falls schlechter, sondern besser geworden ist. 
Ich bitte daher den Herrn Landwirtschaftsmi­
nister , im Interesse der österreichischen 
Bauernschaft, vor allem im Interesse der 
Bergbauern, der Kleinbauern, der Kleinbe­
triebe, der Nebenerwerbsbetriebe, der Schwä­
cheren, die erfolgreiche Agrarförderungspoli-
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tik fortzusetzen. Danke. (Beifall bei der 
SPÖ.) 16.29 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Manndorff. 

16.29 

Abgeordneter Manndorff (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Debatte hat wie 
meist solche Aussprachen als wesentlich fol­
gendes zum Ausdruck gebracht: Die Regie­
rung sieht die Lage der Landwirtschaft, um 
die es geht, relativ günstig, die Opposition 
sieht sie wesentlich ungünstiger. - Die Frage 
ist: Wer hat recht, wem wird geglaubt? (Rufe 
bei der SPÖ: Uns!) 

Ich darf Ihnen, meine Damen und Herren, 
eine jüngste Meinungsforschung zur Kennt­
nis bringen, die ein sehr interessantes und, 
ich darf sagen, im Vergleich zu früheren 
Ergebnissen konträres Ergebnis zum Aus­
druck bringt. 

Auf die Frage: Stellt die Bundesregierung 
die wirtschaftliche Situation richtig dar oder 
beschönigt sie sie?, antwortet heute eine über­
wältigende Mehrheit der Bevölkerung mit der 
Feststellung: Sie stellt sie zu günstig dar, sie 
ist nicht gut. 

Und auf die Frage: Stellt die Opposition die 
Lage richtig dar oder falsch?, antwortet eine 
ähnlich klare Mehrheit mit der Feststellung: 
Die Opposition stellt die Lage richtig dar. (Ruf 
bei der SPÖ: WO steht das?) 

Meine Damen und Herren! Das wird, wenn 
man heute mit den Menschen spricht, die 
Wirtschaft betreiben, die in den Unterneh­
mungen die Verantwortung tragen, ob das 
nun Unternehmer oder Betriebsräte sind, 
bestätigt. Die Lage ist heute kritischer, als sie 
von der Regierung dargestellt wird. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Ich zweifle keinen Augenblick daran, Herr 
Bundesminister, daß dies, was für die allge­
meine wirtschaftliche Situation gilt, auch für 
die Land- und Forstwirtschaft Berechtigung 
hat. Ich darf, meine Damen und Herren, als 
ein nicht agrarischer Abgeordneter diese Ent­
wicklung und diese Lage, diese negativen 
Aspekte der landwirtschaftlichen Situation 
als für die Nichtagrarier genauso besorgniser­
regend unterstreichen wie für die Landwirte 
selbst. (Neuerliche Zustimmung bei der ÖVP.) 

Denn eines ist uns aus der Erfahrung der 
Entwicklung immer klarer ins Bewußtsein 
gerückt: Es gibt keinen Bereich der Wirt­
schaft, der nicht von Entwicklungen anderer 
Bereiche der Wirtschaft unmittelbar betroffen 

wäre. Wir alle sitzen in einem Boot, wir alle 
haben die Vorteile einer günstigen Entwick­
lung und die Nachteile einer negativen Ent­
wicklung zu tragen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir 
erlauben darf, die ganze Diskussion zusam­
menzufassen, so geht es letztlich im Kern um 
die Frage: Kann das Unternehmen, kann der 
Betrieb die Kosten, die er hat, im Preis 
gewinnbringend unterbringen? - Das ist 
letztlich die Kernfrage aller Betriebe, ob es 
sich um Gewerbe, Industrie, Handel, Bauwirt­
schaft oder Landwirtschaft handelt. 

Die Frage: Kann der Betrieb die Kosten, die 
ihm entstehen, in einem gewinnbringenden 
Preis unterbringen?, müssen heute sehr viele 
Unternehmungen aller Bereiche mit Nein 
beantworten. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Und das, meine Damen und Herren, ist ein 
Kern der gesamten wirtschaftspolitischen 
Probleme der Situation von heute. 

Ich bin überzeugt davon, daß wir die 
zukünftige Entwicklung Österreichs nicht 
meistern werden, wenn es uns nicht gelingt, 
eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, die 
erreicht, daß die Kosten der Unternehmungen 
im Preis gewinnbringend untergebracht wer­
den können. Das ist der entscheidende Satz, 
die entscheidende Aufgabe der kommenden 
Zeit. 

Ein Beispiel dafür, meine Damen und Her­
ren, was Gewinn und die Chance auf Gewinn 
bedeuten, darf ich Ihnen aus einem Gebiet 
vorlegen, das uns, wenn wir das hören, immer 
wieder überrascht, das Ihnen im Prinzip 
bekannt sein wird, aber das in Erinnerung zu 
rufen sicher in diesem Augenblick aktuell 
sein mag. Es sind die sogenannten Küchen­
gärten der Kolchosenarbeiter in der Sowjet­
union. 

Ich darf Ihnen in Erinnerung rufen, daß in 
der Sowjetunion der Kolchosenarbeiter das 
Recht hat, einen kleinen Privatgarten zu 
betreiben, dessen Produkte er nicht nur für 
die eigene Ernährung, sondern auch für den 
Verkauf auf dem Markt zu Marktpreisen ver­
wenden darf. Und das erstaunliche, fast 
unglaubwürdige ist, daß in der Sowjetunion 
bei einem Anteil dieser Privatküchengärten 
von 1,5 Prozent die Versorgung des sowjeti­
schen Verbrauchers mit Milch und Fleisch zu 
31 Prozent aus diesen Gärten besorgt wird, 
mit Gemüse zu 35 Prozent, mit Eiern zu 
40 Prozent und mit Kartoffeln zu 60 Prozent. 

Was heißt das? - Dort, wo der Betriebsfüh­
rer - und diese kleinen Betriebe sind auch so 
zu betrachten - die Chance hat, die Kosten 

131. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 90

www.parlament.gv.at



13252 Nationalrat XV. GP - 131. Sitzung - 11. November 1982 

Manndorff 

im Preis mit Gewinn unterzubringen, ist ein 
Animo da, die größtmögliche Leistung an den 
Tag zu legen. Und das muß unsere Wirtschaft 
anzustreben sich bemühen, sonst wird sie kei­
nen Erfolg für die Zukunft haben. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das scheint mir 
ein wichtiger Punkt der Schlußfolgerungen 
aus all diesen Problemen zu sein. 

Ich darf nochmals sagen: In der Frage der 
sozialen Sicherung, eines sozialen Netzes, der 
Bemühung zu verhindern, daß wirtschaftliche 
Schwierigkeiten in soziale Not umschlagen, in 
diesem Schwerpunkt der Gesamtpolitik, ob es 
der Landwirtschaftsbereich oder ein sonstiger 
Bereich ist, sind wir im Ziel und in den 
Methoden zu einem großen Teil eines Sinnes. 
In der Frage aber: Kurbeln wir die wirtschaft­
liche Initiative genügend an, tun wir genü­
gend, um den Unternehmungen, das sind 
Arbeiter und Unternehmer und Betriebsleiter 
gemeinsam, einen entsprechenden Anreiz zu 
geben, die größte Leistung zu bringen, sich 
für die Zukunft Gedanken zu machen, alles 
einzusetzen, damit der Betrieb neue Wege 
geht und konkurrenzfähig ist?, in dieser 
Frage der offensiven Wirtschaftspolitik liegt 
der entscheidende Unterschied zwischen· der 
Politik der Sozialistischen Partei und der der 
Österreichischen Volkspartei. (Zustimmung 
bei der ÖVP.) 

Ich sage noch einmal, meine Damen und 
Herren: Wenn es uns nicht gelingt, diese 
offensive Wirtschaftspolitik, diese Ankurbe­
lung der unternehmerischen Initiative tat­
sächlich zuwege zu bringen, dann werden wir 
die Zukunft nicht meistern. 

Es ist unsere Aufgabe, diesen Schwerpunkt 
zu einem gemeinsamen Schwerpunkt der 
Zukunft zu machen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.38 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Schlußwort wird keines gewünscht. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, den vorliegen­
den Bericht III-153 der Beilagen zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr he i t 
an gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Dipl.-Ing. Riegler und Genossen betref­
fend die Sicherung des ,,Arbeitsplatzes 
Bauernhof" . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration betreffend den vom 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie vorgelegten Bericht (111-144 der 
Beilagen) über den Stand der Europäischen 
Integration hinsichtlich der österreichischen 
Wirtschaft sowie über die von der Bundesre­
gierung im Hinblick auf die Integration 
gesetzten innerösterreichischen Maßnahmen 
(Integrationsbericht 1981) (1245 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung. 

Integrationsbericht 1981. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
KöCk. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Köck: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie hat am 3. Juni 1982 
den nunmehr neunten Integrationsbericht 
seit dem Inkrafttreten der Freihandelsabkom­
men Österreich-EWG und Österreich-EGKS 
vorgelegt. Neben einleitenden Bemerkungen 
enthält der Bericht die Abschnitte Maßnah­
men im Hinblick auf die vertraglichen Bezie­
hungen mit den Europäischen Gemeinschaf­
ten, insbesondere die Freihandelsabkommen; 
Europäische Freihandelsassoziation (EFTA); 
die österreichische Wirtschaft im Rahmen der 
Europäischen Integration; Integrationsent­
wicklung auf anderen Gebieten; die Entwick­
lung der Europäischen Gemeinschaften im 
Jahre 1981 sowie Schlußbemerkungen und 
einen Statistischen Anhang. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion hat diesen Bericht in seiner Sitzung vom 
13. Oktober 1982 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Nationalrat 
die Kenntnisnahme des vorliegenden Berich­
tes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion stellt somit den An t rag, der National­
rat wolle den vom Bundesminister für Han­
deI, Gewerbe und Industrie vorgelegten 
Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
die Debatte zu eröffnen. 

Präsident: Ich danke für die Berichterstat­
tung. 
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Zum Wort gemeldet hat sich der Abgeord­
nete Lanner. 

16.39 

Abgeordneter Dr. Lanner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Der vorlie­
gende Integrationsbericht 1981 ist eine durch­
aus interessante Zusammenstellung. Wir wer­
den diesem Bericht unsere Zustimmung 
geben, wollen allerdings einige doch wichtige 
Bemerkungen machen. 

Es sind genau zehn Jahre, daß das Abkom­
men zwischen Österreich und der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft unterzeichnet 
wurde, und zwar mit dem Ziel, die Handels­
schranken auf dem industriell-gewerblichen 
Sektor völlig zu beseitigen und auf dem 
Agrarsektor zumindest Teillösungen anzu­
streben, Teillösungen, die, wie Sie wissen, 
Herr Minister, leider unbefriedigend waren 
und unbefriedigend sind. 

Wenn wir nach diesen zehn Jahren Bilanz 
ziehen, können wir feststellen, daß sich zwar 
der Handelsverkehr, was die Ausfuhren in die 
EWG anlangt, prozentuell beträchtlich erhöht 
hat, daß aber nach wie vor ein ganz erhebli­
ches Handelsbilanzdefizit gegenüber der 
Wirtschaftsgemeinschaft besteht. Das heißt, 
daß wir wesentlich weniger in den Raum der 
Gemeinschaft verkaufen können, als wir in 
der EWG einkaufen. Die Differenz beträgt 
ü.ber 60 Milliarden Schilling. Noch viel kras­
ser, prozentuell gesehen, liegen die Dinge im 
Bereich der Agrarwirtschaft. 

Wesentlicher erscheint uns aber nicht eine 
. Analyse der Vergangenheit, sondern die 

Frage, wie sich die künftige Entwicklung fort­
setzen könnte, fortsetzen müßte, und dazu, 
Herr Minister, möchte ich später vier ganz 
kurze Bemerkungen anbringen. 

Aber zunächst eine Feststellung: Wir alle 
wissen, daß sich heute weltweit ein eigenarti­
ges - fast möchte ich es so sagen - Spiel..im 
handelspolitischen Bereich abspielt, und zwar 
reden alle auf der einen Seite von engerer 
Zusammenarbeit, während sie sich durch pro­
tektionistische Maßnahmen immer mehr 
abkapseln. - Dafür können Sie, Herr Mini­
ster, nichts, und das halte ich Ihnen nicht vor, 
wenn Sie wollen, bringe ich das sogar zu Ihrer 
Entschuldigung. 

Aber es gibt eine zweite weltweite Tendenz, 
nämlich ein beinhartes Werben - ja ich 
möchte sagen Kämpfen - um die Sicherung 
und den Ausbau von Exportmärkten. Hier 
kann ich es Ihnen nicht ersparen, Ihnen eine 
gewisse Säumigkeit vorzuwerfen. (Zustim-

mung bei der ÖVP.) Herr Minister! Sie wer­
den sagen: Das ist die übliche Tour der Oppo­
sition. - Lassen Sie mich zwei Beispiele brin­
gen. Ein Beispiel aus der allerletzten Zeit. 

Wir haben traditionell enge Handelsbezie­
hungen zu Frankreich. Die Franzosen haben 
es unter ihrem sozialistischen Ministerpräsi­
denten Mitterrand zu einem Motto erhoben, 
mit allen zu Gebote stehenden Mitteln den 
heimischen Markt rückzuerobern und 
Importe, wo immer es möglich ist, einzu­
schränken. Nun haben sie dafür nach den 
gesetzlichen Bestimmungen relativ wenig 
Möglichkeiten. Daher findet man Ausflüchte 
in den sogenannten administrativen Handels­
beschränkungen. Das geht dann so vor sich: 
Wenn wir etwa nach Frankreich - und das 
ist ein aktuelles Beispiel - Videorecorder 
exportieren, gibt es in Portiers in der Mitte 
von Frankreich eine Verzollungsstelle, da 
müssen alle hin, und erst dann kann man wie­
der zurückliefern und sie irgendwo verkau­
fen. Das ist etwa so: Wenn jemand nach Bre­
genz eine Ware verkauft, muß er zunächst 
nach Linz fahren, um sie zu verzollen, und 
dann müßte er sie nach Bregenz zurückfüh­
ren. 

Das sind solche Handelshemmnisse, an 
einem Beispiel konkret aufgezeigt. Nun 
haben wir Sie ersucht, anläßlich des Besuches 
des Staatspräsidenten Mitterrand in einem 
Spitzengespräch diese Frage zu klären, zu 
bereinigen. Es gab Gespräche auf Fachmini­
sterebene - das möchte ich gern zugestehen 
-, es gab kein Gespräch zwischen Bundes­
kanzler Kreisky und Staatspräsident Mitter­
rand . 

Das ist ein Beispiel, wo die Akzente falsch 
gesetzt sind. Kreisky sucht den Wüstensand 
bei Herrn Gaddafi, statt sich in Brüssel um 
die österreichische Integrationspolitik und 
den ~bsatz zu kümmern. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Herr Minister! Ich muß aber noch ein zwei­
tes Beispiel anführen: Ich habe etwas gezö­
gert, aber es muß erwähnt werden. 

In Brüssel kennt man Sie nicht, und das ist 
schade. Sie sind ein gewiegter Verhandler. 
Sie sollten öfter nach Brüssel fahren und hät­
ten das in den vergangenen Jahren öfter tun 
sollen. Dabei geht es um die Pflege der Han­
delsbeziehungen, um die Bestätigung von 
Handelshemmnissen. Es ist dabei doch das A 
und 0, daß der zuständige Ressortminister 
ständig dort vor der Tür lästig ist. Lassen Sie 
mich das wirklich so sagen. 

Irgend jemand hat mir berichtet, Sie wären 
in den letzten zehn Jahren zwei- oder höch-
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stens dreimal in Brüssel gewesen, aber vier­
zigmal in den Oststaaten. Nichts gegen die 
Oststaaten. Aber es sind die Prioritäten falsch 
gesetzt, wenn das stimmen sollte. 

Ich komme daher zu den vier Schlußfolge­
rungen, um das Ganze auf das Wesentliche, 
Herr Minister, zu konzentrieren: 

Erstens was die Zukunft anlangt: Wir brau­
chen eine neue Exportoffensive. Wir brauchen 
einen stärkeren persönlichen Einsatz des 
Bundeskanzlers, der zuständigen Fachmini­
ster, und wir brauchen eine Verlagerung der 
Schwerpunkte in den europäischen Export­
raum und nicht Ausflüchte und Ausflüge in 
den Nahen Osten, die der österreichischen 
Wirtschaft und den österreichischen Arbei­
tern sehr wenig bringen. 

Zweitens: Wir verlangen im Agrarbereich 
neue Verhandlungen mit Brüssel, um das 
best~hende Ungleichgewicht zu beseitigen 
und bessere Exportsituationen für unsere 
Bauern zu erreichen. Der gegenwärtige 
Zustand ist in jeder Hinsicht unbefriedigend! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Drittens: In der Verkehrspolitik erwarten 
wir eine finanzielle Beteiligung der Europäi­
schen Gemeinschaft an der Innkreis-Pyhrn­
Autobahn. Diesbezüglich gibt es eine Bemer­
kung im Integrationsbericht auf Seite 79: 

"Dem Problem der starken Belastung öster­
reichischer Straßen durch den Transitverkehr 
insbesondere durch Benützer aus den EG 
wurde trotz diesbezüglicher österreichischer 
Bemühungen seitens der Gemeinschaft bis­
her nicht Rechnung getragen." 

Herr Minister! Damit finden wir uns nicht 
ab. 

Viertens: Die Regierung müßte sich mehr 
als bisher um eine Vereinheitlichung von Nor­
men und Kennzeichnungsvorschriften küm­
mern. Das sind nämlich die modernen Hinter­
türln in der Handelspolitik. Wenn die interna­
tionalen Bestimmungen Bremsen und 
Schranken nicht mehr zulassen, versucht 
man, administrative Hemmnisse aufzubauen. 
Deren Beseitigung ist für die Wettbewerbs­
gleichheit eine ganz entscheidende Frage. 

Diese vier Punkte, Herr Minister Stariba­
cher, stehen für uns in der Integrationspolitik ' 
im Vordergrund. Wir erwarten mehr, wesent­
lich mehr persönlichen Einsatz von Ihnen in 
Brüssel, und wir verlangen vor allem Nach­
druck und Zähigkeit bei den Verhandlungen. 
Damit helfen Sie nicht nur der österreichi­
schen Wirtschaft. Das ist im besten Sinne 
Arbeitsplatzsicherung für die Zukunft. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 16.48 

Präsident: Nächster Redner: Abgeordneter 
Teschl. 

16.48 

Abgeordneter Teschl (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Der vorliegende Integrationsbe­
richt ist an sich positiv zu bewerten. Trotzdem 
geht aus diesem Bericht hervor, welche 
Schwierigkeiten wirtschaftlicher Art sich in 
den Europäischen Gemeinschaften abzeich­
nen beziehungsweise vorhanden sind. Die 
Zahlen des Berichtes zeigen, daß die österrei­
chischen Exporte in die EG, die 1980 122,9 Mil­
liarden Schilling ausmachten, im Jahre 1981 
auf 133 Milliarden angestiegen sind, und das 
in der Zeit des wirtschaftlichen Niedergangs. 
Aus dem Bericht geht aber auch hervor, daß 
die protektionistischen Maßnahmen, die die 
einzelnen EG-Länder ergriffen haben, die 
Handelshemmnisse besonders hervorkehr­
ten. 

Ich habe Herrn Abgeordneten Lanner 
natürlich nur so verstanden, daß er Frank­
reich, das schon in der Zeit vor Mitterrand 
bekannt war für seine besonderen protektio­
nistischen Maßnahmen, jetzt halt nur deshalb 
erwähnt hat, weil zufällig oder Gott sei Dank, 
wie man will, dort ein Sozialist Staatspräsi­
dent ist. Es hätte mir mehr gefallen, wenn er 
die gesamten Handelshemmnisse, die die 
EG-Staaten errichtet haben, hervorgekehrt 
hätte und dabei die Erschwernisse des öster­
reichischen Exportes erwähnt und zugegeben 
hätte, daß es der österreichischen Wirtschaft 
trotzdem gelungen ist, die Exporte um 11 Mil­
liarden Schilling auszuweiten. Das ist eine 
Leistung der österreichischen Wirtschaft, die 
hier in diesen Ziffern zum Ausdruck kommt. 
So glaube ich im Spiegel der derzeitigen Wirt­
schaftsrezession im Zusammenhang mit den 
Handelshemmnissen, daß alle Staaten, in 
denen etwa durch versteckte Subventionen 
Handelshemmnisse errichtet werden, versu­
chen, sich abzukapseln, die nationalen Wirt­
schaften zu fördern. Unter diesen Vorausset­
zungen konnte die österreichische Wirtschaft 
Exporterfolge in beachtlichem Ausmaß erzie­
len. 

Ich glaube nicht, Herr Abgeordneter Lan­
ner, daß der österreichische Handelsminister 
den Hausbesorger bei den EG in Brüssel spie­
len soll und sich ständig dort aufhalten soll, 
um zu antichambrieren. Für diese Zwecke ist 
der Gemischte Ausschuß da, der alle jene Fra­
gen zu erörtern hat, die die österreichische 
Handelspolitik im EG-Raum betreffen. Solche 
Sitzungen fanden, wie dem Bericht zu entneh­
men ist, periodisch statt. 
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Ich darf auszugsweise erwähnen, welche 
relevanten Fragen da zur Diskussion standen 
und, wie wir wissen, auch im Durchschnitt 
erfolgreich behandelt wurden. Zum Beispiel 
der sehr diffizile Bereich der sensiblen Pro­
dukte. Es gelang trotz der Schwierigkeiten, in 
denen sich die europäische Papier- und Zell­
stoffindustrie befindet, dem Gemischten Aus­
schuß, die Plafondregelung zugunsten Öster­
reichs aufrechtzuerhalten, auch in diesem 
Jahr. Wer die Branche und ihre Schwierigkei­
ten kennt, weiß, was es bedeutet, wenn die 
Plafondregelungen gegenüber Österreich 
nicht verschärft wurden. 

Des weiteren standen die Probleme der 
Ursprungsregelung zur Diskussion, ein Fra­
genkomplex, der Österreich immer wieder 
besonders beschäftigt hat, schon aus dem 
Grund, weil daraus administrative Handels­
hemmnisse rekrutieren. Dasselbe gilt ja auch 
im Bereich der Schutzklauseln. 

Es wurden auch die Fragen erörtert, die die 
Probleme bezüglich Spanien und Portugal 
betreffen, falls diese beiden Länder den EG 
beitreten. Zugegebenermaßen ist das wieder 
etwas in die Ferne gerückt. Aber allenfalls 
und vorsorglich hat die österreichische Regie­
rung, hat der österreichische Handelsminister 
über die Gemischte Kommission nicht nur 
jene Fragen erörtern lassen, die Österreich 
betreffen, sondern es konnte Übereinstim­
mung erzielt werden, daß die gleichen Voraus­
setzungen bestehen, die in bezug auf die EG 
bestehen. 

Es wurden alle Agrarhandelsfragen immer 
wieder diskutiert, und die Agrarhandelsbilanz 
mit den EG ist aus dem Landwirtschaftsbe­
richt ersichtlich. Diese noch besonders zu 
erwähnen, kann ich mir ersparen, aber sie ist 
durchgehend positiv. 

So wurden alle jene Fragen im Gemischten 
Ausschuß behandelt, die Herr Abgeordneter 
Lanner hier moniert hat. Ich glaube, ich sagte 
es im vorigen Jahr zum selben Anlaß schon: 
Es ist sinnvoll, daß die österreichische Bun­
desregierung und die zuständigen Fachmini­
ster, also der Handelsminister und der Land­
wirtschaftsminister, die Politik der kleinen 
Schritte gewählt haben, wo also sukzessive 
jene Wünsche Österreichs durchgesetzt wer­
den konnten, die die Handelspolitik in bezug 
auf die Landwirtschaft und die gewerblichen 
Produkte betreffen. Wenn es möglich ist, das 
zu beweisen, dann natürlich nur durch Zif­
fern, die in den jeweiligen Berichten zum Aus­
druck kommen und unwiderlegbar sind. 

Zugegebenermaßen diskutieren wir über 
einen Bericht, der schon ein Jahr zurückliegt. 

In der Zwischenzeit haben sich die weltwirt­
schaftlichen Bedingungen im allgemeinen 
und im EG-Raum im besonderen eher noch 
verschlechtert. Trotzdem gilt auch für die 
österreichische Wirtschaft, für die Exportwirt­
schaft wieder jenes, was ich für 1981 schon 
sagte, daß es wahrscheinlich - das Jahr ist 
noch nicht zu Ende - wiederum gelingen 
wird, die Exporte in eine Reihe von Ländern 
der EG und der EFTA zu steigern. Ich sage 
nochmals: Unter Berücksichtigung der gege­
benen weltwirtschaftlichen Verhältnisse ist 
das eine besondere Leistung der österreichi­
schen Wirtschaft. 

Wie sich eben die Weltwirtschaftslage dar­
bietet, wo jedes einzelne Land um seine Han­
delsbeziehungen ringt, wo es zu Mengen- und 
Preiskämpfen kommt, muß dieser Bericht 
gesehen werden und unter diesen Vorausset­
zungen, wie schon mehrmals erwähnt, die 
Exportbemühungen und die Exportchancen, 
die von der österreichischen Wirtschaft 
genutzt wurden, natürlich unter der Assistenz 
der zuständigen Fachminister , die es durch­
aus vermieden haben, permanent in Brüssel 
zu antichambrieren. Sie haben durch eine 
kluge Politik über die Gemischten Aus­
schüsse und über andere Gremien die Voraus­
setzungen geschaffen, daß die österreichische 
Wirtschaft diese Möglichkeiten nutzen 
konnte, die angestrebt wurden. So gesehen ist 
der vorliegende Bericht positiv, und meine 
Fraktion wird auch ihre Zustimmung geben. 
(Beifa.ll bei der SPÖ.) 16.56 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Frischenschlager . 

16.57 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der vorliegende Bericht über den 
Stand der Integration spiegelt die ganz kon­
kreten politischen Schwierigkeiten wider, die 
im Zuge der europäischen Integration zwi­
schen den Europäischen Gemeinschaften und 
Österreich auftreten. Fernab von jeglicher 
Europaeuphorie sind dort die ganz konkreten 
Probleme aufgezeigt. Wir anerkennen, daß 
von Beamtenebene alles unternommen 
wurde, um diese aus dem Weg zu räumen. Wir 
wissen, daß es nicht an den Bemühungen 
gelegen ist, sondern einfach an den größeren 
politischen Schwierigkeiten, die es in Europa 
gibt. Das ist in diesem Bericht alles zusam­
mengefaßt. Die Möglichkeiten wurden ausge­
schöpft, und aus diesem Grund stimmen wir 
dem Bericht zu. 

Allerdings, wenn man diesen Bericht in 
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einem größeren Zusammenhang sieht, dann 
muß man wieder vor der Gefahr warnen, daß 
wir als Nichtmitglied der Europäischen 
Gemeinschaften zunehmend in eine Abseits­
position rutschen können. Die Europäischen 
Gemeinschaften haben ihre Eigendynamik, 
haben auch ihre Schwierigkeiten, und es 
stockt auch da und dort, aber die Verflechtung 
im Feinen nimmt natürlich zu. Nicht zuletzt 
müssen wir ja anerkennen, daß eine zuneh­
mende Zahl von Staaten Europas in den Euro­
päischen Gemeinschaften ihre wirtschaftliche 
und später womöglich ihre politische Heimat 
finden wird. Jedenfalls der größere und der 
wichtigere Teil Europas steht innerhalb der 
Europäischen .Gemeinschaften. 

Deshalb möchte ich auch hier anläßlich die­
ser Debatte die Gelegenheit ergreifen, auf die 
Gefahr nochmals hinzuweisen, der Österreich 
begegnen muß, wenn es nicht in Europa 
übrigbleiben will. Das ist der Grund, warum 
wir wieder und wieder darauf hinweisen, daß 
es auch in unserer Außenpolitik eines eindeu­
tigen europapolitischen Schwerpunktes 
bedarf. Wir vermissen ihn. Wir vermissen das 
Engagement des Bundeskanzlers, der sich in 
vielen internationalen Belangen sehr stark 
engagiert. Wir vermissen eben dasselbe Enga­
gement in der Europapolitik. Das ist ein 
Punkt. 

Der zweite: Selbstverständlich gilt auch für 
die Europäischen Gemeinschaften, was für 
jeden politischen Körper gilt, daß diesen Leu­
ten, die dort die politischen Entscheidungen 
treffen, ihr Hemd näher ist als der Rock und 
sie daher zunächst ihre Probleme betrachten 
und die Probleme, die zum Beispiel unser 
Staat mit den Europäischen Gemeinschaften 
hat, eben als zweitrangig betrachten. Das ist 
eine politische Realität. Deshalb braucht es 
eines europapolitischen Anstoßes und einer 
permanenten europapolitischen Schwer­
punktbildung. 

Wir wissen, daß das Europa der EG zuneh­
mend ein Europa der Bürokratie geworden 
ist. Trotzdem und vielleicht gerade deshalb, 
weil wir wissen, daß diese Bürokratie nicht so 
leicht Dinge aus dem Weg räumen kann, wie 
wir uns das vorstellen, ist es wichtig, daß wir 
auch auf eine andere Institution setzen, die 
vielleicht manch bessere Gelegenheit bietet, 
und das ist das Europäische Parlament. (Prä­
sident Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wir alle sind als Fraktionen dieses Hauses 
in· internationalen Parteizusammenschlüssen, 
wir alle haben Kontakte zu den Fraktionen 
des Europäischen Parlamentes. Ich habe aus 
manchem Bericht den Eindruck, daß wir bei 

den Fraktionen des Europäischen Parlamen­
tes mehr Verständnis finden als bei der Büro­
kratie und vielleicht auch bei manchem Mini­
ster der Europäischen Gemeinschaften. 

Deshalb mein Appell an alle Fraktionen die­
ses Hauses: Nützen wir die Möglichkeiten, die 
wir über die Parteizusammenschlüsse haben, 
Einfluß zu nehmen auf das Europäische Par­
lament; dort liegt die politische Möglichkeit, 
die wir ausnützen sollten! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Es wird viel Zeit vergehen, bis wir den Weg 
nach Europa gefunden haben und er wirklich 
ausgeschritten ist. Ein wichtiger Meilenstein 
ist das Europäische Parlament. Den sollten 
wir nützen. (Beifall bei der FPÖ.) 17.01 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dkfm. Gorton. Ich erteile es ihm. 

17.02 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Integrationsbe­
richt, der uns ja jedes Jahr vorgelegt wird, 
schildert die Situation und sicherlich auch die 
Bemühungen des letzten Jahres, in diesem 
Zusammenhang sozusagen vorwärtszukom­
men. Wir werden ihm zustimmen, obwohl ich 
einige Bemerkungen dazu noch machen 
möchte. 

Die Kompetenzüberlappungen in Fragen 
der Integrationspolitik, also zwischen dem 
Handels- und Außenministerium, spiegeln 
sich auch in den Berichten der beiden Mini­
sterien zu diesen Materien wider. 

Der äußere Unterschied liegt zunächst 
darin, Herr Bundesminister - ich habe das 
auch bereits erwähnt im Ausschuß -, daß der 
Außenpolitische Bericht zweifellos insgesamt 
wesentlich umfangreicher ist, weil er ja die 
gesamte Außenpolitik beinhaltet, aber doch 
uns wesentlich früher im Parlament vorgelegt 
wurde. Ich möchte also von der Form gar 
nicht sprechen, die sicherlich eine viel leich­
ter zu studierende Form darstellt, aber wir 
wollen ja keine Formalisten sein, sondern 
möchten rechtzeitig die Berichte haben. Ihr 
Bericht, der nur einen Teilbereich dieser Han­
delspolitik beinhaltet, ist jedenfalls nahezu 
drei Monate später eingelangt, der eine ist im 
März schon vorgelegen, Ihrer ist im Juni erst 
ins Haus gekommen. 

Inhaltlich möchte ich, da ja beide die Inte­
gration behandeln, doch zwei Punkte erwäh­
nen. Ich möchte sagen, der hoffentlich wirk­
lich nur bis Ende 1983 aktuelle Dauerbrenner 
der sensiblen Produkte, die ja bereits auch 
hier von Abgeordneten Teschl genannt wur-
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den, diese Fragen wurden, soviel ich verglei­
chen konnte, im Außenpolitischen Bericht 
ausführlicher und, ich möchte sagen, auch 
etwas sensibler behandelt. 

Zu den bisher als gescheitert anzusehenden 
Bemühungen einer EG-Mitfinanzierung der 
Pyhrn-Autobahn möchte ich feststellen, daß 
zum Unterschied von Ihrem Bericht - ich 
möchte das aber nicht werten - im Außenpo­
litischen Bericht angeführt erscheint, daß 
sich auch Österreich vorbehält, die durch 
einen verzögerten Ausbau der Innkreis­
Pyhrn-Autobahn bedingten Belastungen 
durch entsprechende Maßnahmen in zumut­
baren Grenzen zu halten. 

Ich möchte nur die Frage in den Raum stel­
len, ob die Regierung hier entsprechende 
Maßnahmen, falls es nicht zu einer baldigen 
Mitfinanzierung und Zusage diesbezüglich 
kommt, ins Auge faßt, was Sie zu dieser Frage 
grundsätzlich zu sagen haben. 

Ich möchte jedenfalls feststellen: In der 
Verkehrspolitik ist die Integrationspolitik bis­
her gescheitert. Und wenn wir in diesen gan­
zen Fragenkomplex der Integration auch den 
Rhein-Main-Donau-Kanal miteinbeziehen, so 
möchte ich sagen, daß der gegenwärtigen 
Noch-Regierung bei uns zweifellos durch den 
Regierungswechsel im Nachbarland beutsch­
land die Wege wesentlich zu einer Realisie­
rung dieses Projektes, die allerdings noch 
sehr lange dauern wird, erleichtert wurden. 
Ich glaube, die jetzige deutsche Regierung 
bekennt sich wenigstens positiv zum Ausbau 
des Rhein-Main-Donau-Kanals, während das 
ja bei der vorigen nicht der Fall war. Ich 
kenne den grundsätzlichen von uns vertrete­
nen Standpunkt, wo wir ja keine Meinungs­
differenzen haben. 

Wenn ich früher von den sensiblen Produk­
ten gesprochen habe, so möchte ich hier nur 
erwähnen: Es ist positiv zu beurteilen, daß 
diese Mehrbelastung der Papierindustrie, die 
sie ja durch den Auslauf der Zölle oder durch 
den Zoll-Wiederaufbau teilweise und durch 
den endgültigen Auslauf Ende 1983 in Kauf zu 
nehmen hat, daß also die Aktionen für die 
Investitionen und vor allen Dingen die 
Umweltinvestitionen budgetmäßig entspre­
chend dotiert wurden. 

Unter Vorgriff auf Ihr Budget möchte ich 
nur sagen, daß sich die Zuwachsrate von 1982 
von 133 Millionen Schilling im Jahre 1983 auf 
175 Millionen Schilling erhöhte, Geld, das für 
die papierindustrielle Förderung bereitge­
stellt wird, und das beurteilen wir positiv. Wir 
hätten uns nur gewünscht, daß sich auch die 
Zuwachsraten für die BÜRGES und Betriebs-

neugründungsaktionen für Zinsenzuschüsse 
ebenfalls in diesem Rahmen bewegt hätten, 
denn hier wären von 1982, wo 233 Millionen 
Schilling vorgesehen sind, auf 1983 nur 238 
Millionen Schilling gegeben, also es würde 
eine ganz geringfügige Aufstockung zu ver­
zeichnen sein. 

Gerade im Zusammenhang mit dem Mittel­
standsgesetz - es sollen ja auch die Klein­
und Mittelbetriebe in diese Integrationsmög­
lichkeiten hineinwachsen - glaube ich, daß 
bei der Vorlage des Budgets ein Versäumnis 
geschehen ist, aber ich gebe zu, daß es im 
Rahmen der Gesamtintegrationsfragen nur 
einen Randbereich betrifft. 

Ich möchte aber doch den Abgeordneten 
Teschl dahin gehend berichtigen, wenn er 
hier die restriktiven oder protektionistischen 
Maßnahmen Frankreichs zitiert hat und dann 
gesagt hat, von früheren Regierungen habe 
Lanner nicht gesprochen. 

Soweit ich informiert bin, ist die Frage mit 
den Videorecordern und dem Zollamt in Por­
tiers erst jetzt unter der neuen Regierung in 
Frankreich virulent, aktuell geworden, zumin­
dest diese strengeren Maßnahmen, die jetzt 
angesetzt werden, scheinen also jüngsten 
Datums zu sein. Ich glaube, daß es hier sehr 
wohl eines ministeriellen Einsatzes oder 
eines Einsatzes des Kanzlers bedürfte, um 
solche protektionistische Maßnahmen eben 
abzubauen oder überhaupt zu verhindern. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Zum Schluß möchte ich nur noch folgen­
des sagen: Die bedrohlichste Aussage im Inte­
grationsbericht lese ich auf Seite 22, wo die 
Entwicklung der Inlandsmarktanteile der 
österreichischen Industrieproduktion behan­
delt wird. Das ist meiner Meinung nach doch 
ein Spiegelbild der zwölf jährigen sozialisti­
schen Wirtschaftspolitik in diesem Land, 
wenn hier davon gesprochen wird, daß der 
Inlandsmarktanteil der österreichischen 
Industrie auch in der Phase eines verringer­
ten weltwirtschaftlichen Wachstums in etwa 
in dem bisherigen Tempo weiter sinkt. 

Hatte die österreichische Industrie 1955 
noch rund 75 Prozent des Inlandsmarktes ver­
sorgt, so waren es 1981 nur noch 51 Prozent. 
Die Abnahme des Inlandsmarkanteiles 
betrug somit pro Jahr knapp einen Prozent­
punkt, und auch 1980 und 1981 setzte sich 
diese Entwicklung praktisch in gleichem 
Tempo fort. 1980 sank der Marktanteil um 0,8 
Prozentpunkte, ebenso im Jahre 1981 von 51,7 
auf 50,9, also ebenfalls 0,8 Prozentpunkte. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Ich weiß, daß sich bei einer arbeitsteili-
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gen Kontinental- oder auch Weltwirtschaft 
natürlich ein kleines Land durch Exporte 
Ergänzungen schaffen muß. Ich glaube aber 
trotzdem, daß der Aufruf, der vor allen Din­
gen von der Bundeskammer der Gewerbli­
chen Wirtschaft jetzt im Herbst immer getä­
tigt wird, der Aufruf zum Kauf von österrei­
chischen Waren, doch auch durch entspre­
chende Maßnahmen der Regierung wieder zu 
unterstützen wäre. 

\ 
Die Bemühungen, die wir in diesem gesam-

ten Zusammenhang und gerade auch hin­
sichtlich dieser Aussage im Integrationsbe­
richt zu intensivieren haben, müssen dahin 
gehen, daß die Wandlung Österreichs von 
einem Industrieproduktionsland zu einem 
Importhandelsland abgeschwächt wird, 
gestoppt wird und daß wir sehr wohl trachten 
müssen, auch den Inlandsmarktanteil in 
unserer industriellen Produktion an der Ver­
sorgung des österreichischen Marktes durch 
entsprechende Maßnahmen der Regierung zu 
steigern. (Beifall bei der ÖVP.) 17.09 

Präsident Minkowitsch: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Fachleutner. Ich erteile es ihm. 

17.10 

Abgeordneter Fachleutner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Wenn wir den Integrationsbericht vor 
uns liegen haben und ihn durchsehen, dann 
sehen wir, daß sicher auch die österreichische 
Landwirtschaft von Sorge erfüllt ist, inwie­
weit werden wirtschaftliche Möglichkeiten 
gegeben sein, um auch in der Zukunft in der 
Vermarktungspolitik zu Rande zu kommen, 
wenn wir gleichzeitig wissen, daß wir gerade 
in der derzeitigen Situation von der Wirt­
schaftsgemeinschaft in der Vermarktungspo­
litik großen Belastungen ausgesetzt sind. 

Ich glaube, damals bei der Gründung, 1962, 
als sich sechs Staaten zur Wirtschaftsgemein­
schaft - derzeit sind es zehn - zusammen­
fanden, war die Meinung vorhanden, in 
Europa werde sich auf Grund einer Entwick­
lungsphase nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
neue wirtschaftliche Epoche entfalten. Als 
diese Entwicklung in den letzten Jahren 
sicherlich auch für diese Staaten eine positive 
Richtung nahm, hat auch Österreich 1972 ent­
schieden, in Form einer Teilassoziierung an 
der Wirtschaftsgemeinschaft teilzunehmen. 

Nun müssen wir aber feststellen, wie ich 
bereits eingangs gesagt habe, daß wir vor gro­
ßen Sorgen in der Vermarktungspolitik ste­
hen. 

Ich darf eInIge Beispiele hier anführen. 
Wenn wir derzeit beispielsweise mit Getrei­
deexporten in den Osten befaßt sind, dann 
wird uns von den Verhandlungspartnern vor­
gehalten, daß auch den Ostblockstaaten nied­
rige Preise bei Getreide angeboten werden, 
und wir sehen uns der Tatsache gegenüber, 
daß im Vergleich zum letzten Jahr eine Ver­
schlechterung in der Exportstützung von min­
destens 20 bis 30 Groschen eintritt. Derzeit ist 
die Situation so, daß wir bei Getreide fast 
1,70 S Stützung geben müssen, weil die Wirt­
schaftsgemeinschaft auch den Ostblockstaa­
ten unter den Weltmarktpreisen anbietet und 
wir als Drittland keine Stützungsform besit­
zen, eine Abschöpfungs- und Erstattungsrege­
lung in einer Größenordnung, wie sie derzeit 
die Wirtschaftsgemeinschaft im letzten Wirt­
schaftsjahr mit 380 Milliarden Schilling zum 
Einsatz bringen kann. Vor fünf Jahren waren 
es 90 Milliarden Schilling, also ein giganti­
scher Aufschwung! Gegenüber diesen Gel­
dern, die hier zum Einsatz gebracht werden, 
werden wir in der Vermarktungspolitik in 
Schwierigkeiten kommen. 

Wir haben heuer qualitativ und mengenmä­
ßig bei Getreide eine Ernte eingebracht, die 
sehr groß war, die heute schon feststellen 
läßt, daß wir mindestens 620 000 Tonnen in 
den Export fließen lassen müssen. Aufgeglie­
dert: 400000 Tonnen Weizen, wo der Quali­
tätsweizen inbegriffen ist, zirka 50 000 bis 
60 000 Tonnen Roggen, 100 000 Tonnen Ger­
ste, 70000 Tonnen, vielleicht sogar 100000 
Tonnen Mais. Das ist eine gigantische Menge 
mit einer Wertschöpfung von über 2 Milliar­
den Schilling, die wir im Exportwege absetzen 
müssen. 

Wenn ich gesagt habe, daß die Wirtschafts­
gemeinschaft uns auch in der Vermarktungs­
politik große Sorgen bereitet, dann reichen 
die Mittel in der Vermarktungspolitik im heu­
rigen Jahr, Herr Handelsminister, nicht aus, 
um die Gesamtmenge außer Landes zu brin­
gen. Es werden zirka, wenn ich nicht irre, zwi­
schen 300 und 400 Millionen Schilling fehlen, 
um die gesamte Überschußmenge, die wir im 
Inland nicht verbrauchen können, außer Lan­
des zu bringen. Das ist eine Situation, an der 
man nicht vorübergehen kann und die man 
auch sehen muß. Sicherlich wird sich die 
Wirtschafsgemeinschaft weniger Sorgen 
machen darüber; so müssen wir innerösterrei­
chische Maßnahmen setzen, damit wir in 
Zukunft auf Grund dieser Entwicklung auch 
zu Rande kommen, sonst tritt der Fall ein, wir 
möchten anbieten und können nicht verkau­
fen. 

Welche wirtschaftlichen Konsequenzen sich 
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daraus ergeben, brauche ich Ihnen in diesem 
Kreis, glaube ich, nicht vor Augen zu führen. 
Aber nicht nur bei Getreide ist die Lage so. 
Wir bringen die größte Rübenernte ein, Herr 
Handelsminister. Wenn ich mich wieder nicht 
irre, werden wir mindestens 200 000 Tonnen 
Zucker außer Landes bringen müssen. Die 
Weltmarktlage ist sehr kritisch. Rund 3 S ist 
der Weltmarktzuckerpreis. Ich möchte Sie 
auch in diesem Fall fragen: Welche Möglich­
keiten sehen Sie, Herr Handelsminister, diese 
gigantische Menge von 200 000 Tonnen Zuk­
ker auch in diesem Wirtschaftsjahr außer 
Landes zu bringen? Das sind ja zwei Export­
jahre, wenn ich überlege. Zirka 100000 Ton­
nen wurden im Jahr exportiert, das ist dop­
pelt so viel wie im letzten Wirtschaftsjahr. 
Hier sind auch Maßnahmen zur Sicherung 
der Produktion zu setzen. 

Es kann doch nicht der Weg beschritten 
werden, so wie manche bereits andeuten, 
Herr Handelsminister , nächstes Jahr eine 
Einschränkung der Rübenproduktion durch 
Verringerung der Anbaufläche - mit 15000 
oder 20 000 Hektar rechnen manche - zu 
erwägen. Das würde ja bedeuten, daß diese 
Flächen wieder der Getreidewirtschaft zuge­
führt werden und zirka 70 000 bis 90 000 Ton­
nen zusätzliches Getreide schon auf Grund 
dieser Einschränkungen der Rübenanbauflä­
chen anfallen müßten. Es müßten daher auch 
hier Maßnahmen gesetzt werden, damit auch 
diese Waren außer Landes gebracht werden 
können. 

Wir haben eine überdurchschnittliche 
Ernte, eine Rekordernte - fast zwei Ernten, 
Herr Handelsminister -, auch bei Wein ein­
gebracht. Wir stehen vor großen Schwierig­
keiten auch in der Vermarktungspolitik mit 
dieser Ware. Ich frage Sie und die Bundesre­
gierung auch in diesem Zusammenhang: Sind 
Sie bereit, hier eine marktentlastende Maß­
nahme zu setzen, damit die Preise nicht 
zusammenbrechen, damit nicht der Fall im 
Jänner, Feber, März eintritt, die Bauern bie­
ten an und können nicht verkaufen? Ich brau­
che auch in dieser Sparte nicht zu erklären, 
welche menschlichen Erlebnisse im negativen 
Sinne in der Produktion, in der Vermarktung 
sich diesbezüglich ergeben, daß auch hier 
Maßnahmen gesetzt werden müssen, um eine 
Erleichterung zu erreichen. 

Wir sehen ja auch die Schwierigkeiten in 
der Wirtschaftsgemeinschaft, beispielsweise 
in der Veredelungsproduktion, bei Molkerei­
produkten mit den großen Abschöpfungen, 
die die Gemeinschaft durchführt, die letzten 
Endes die Produktion zu tragen hat. Daher 
sehen wir, daß trotz dieser gigantischen wirt-

schaftlichen Entwicklung, die die EG für den 
gesamten europäischen Raum bieten, sich für 
Drittländer, die nicht Mitglieder sind oder 
nicht sein können, große, fast unüberwindli­
che Schwierigkeiten ergeben. 

Ich habe einmal im Ausschuß die Frage 
gestellt, ob nicht im Falle, daß wir in der näch­
sten Zeit oder bereits im nächsten Jahr keine 
Erleichterung in dieser Frage erleben, ein 
Überdenken selbst der Teilassoziierung, die 
wir als Teilmitglied erleben durften, wo die 
Landwirtschaft ausgeschlossen wurde, eine 
Überprüfung dieses Teilvertrages eingeleitet 
werden müßte. Ansonsten stehen wir vor der 
großen Schwierigkeit, daß die Landwirtschaft 
wohl produziert, sie aber keine wesentlichen 
Chancen hat, und wo sie Chancen hätte, einer 
Diskriminierung der Abschöpfung zwangsläu­
fig unterliegt. 

Wenn man das sieht, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dann sollte man - es 
wurde auch heute anläßlich der Debatte über 
den Grünen Bericht hier einige Male ange­
schnitten -:- die Alternativproduktion endlich 
in Angriff nehmen. Wir kennen ja einmal das 
Ölsaatenkonzept; da wurde ein Jahr verhan­
delt. Es ist gescheitert durch mehrere Ein­
flüsse, die wir alle kennen. Dann haben wir 
das Biospritprojekt in Angriff genommen. Es 
wurde auch heute berichtet, daß gute Vorbe­
reitungen bereits getroffen worden sind, um 
dieses Projekt einer Lösung zuzuführen. Hof­
fentlich reichen diese Gedanken nicht nur bis 
zur Nationalratswahl, nachher schlafen sie 
wieder ein oder gehen in Agonie, sie erlah­
men wieder, und es wird keine aktive Verwer­
tungspolitik im Inland vollzogen. 

Wir haben eine dritte Maßnahme zu setzen, 
nämlich die Forcierung der Exportpolitik. 
Und in diesem Fall müßten wir uns etwas ein­
fallen lassen. Entweder ein Abschöpfungssy­
stem, ähnlich wie es die Wirtschaftsgemein­
schaft hat - bei den Importen abzuschöpfen 
und auch zu erstatten, damit wir auch einiger­
maßen konkurrenzfähig sind auf den interna­
tionalen Märkten. 

Das sind die drei Varianten, die sich anbie­
ten. Ich würde mich sehr freuen darüber -
nicht nur wir, sondern alle hier im Haus sit­
zenden agrarischen Abgeordneten - zu 
erfahren, welche Gedanken die Bundesregie­
rung in dieser Richtung hat. Sie sind wohl 
immer ein sehr einflußreicher Mann gewesen 
(Redner wendet sich an Bundesminister Sta­
ribacher), aber in der letzten Zeit fällt mir auf, 
daß Sie keine Aktivitäten in dieser Richtung 
mehr entfalten. Ich weiß nicht, womit das in 
Zusammenhang zu bringen ist. Ich hoffe, daß 
diese Erlahmung wieder in Aktivität 
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umschlägt, damit Sie zu diesen Maßnahmen, 
q.ie hier angeschnitten wurden, Vorstellungen 
entwickeln, die uns in dieser Lage helfen kön­
nen. 

Wir stimmen dem Bericht zu. Ich sage noch­
mals, daß ich persönlich der Meinung bin, daß 
es mit dem Zustimmen allein nicht abgetan 
sein kann. Sondern: Wenn diese Diskriminie­
rungen weitergehen, dann müßten wir uns 
auch über diesen Teilvertrag unterhalten und 
in weiterer Folge in Verantwortung prüfen, ob 
wir nicht anstreben sollten, die Wirtschaftsge­
meinschaft zu ersuchen, dem neutralen Öster­
reich bei diesen Belastungen eine Sonderstel­
lung einzuräumen. 

In diesem Sinne meine Gedanken zu die­
sem Bericht in der Hoffnung, daß diesbezüg­
lich eine Verbesserung eintritt. (Beifall bei 
der ÖVP.) 17.19 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Egg. Ich erteile es ihm. 

17.20 

Abgeordneter Egg (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die schwierige Situation der 
Weltwirtschaft zeigt sich auch im europäi­
schen Freihandelsraum mit wirtschaftlicher 
Stagnation, mit Strukturschwächen und mit 
steigender Arbeitslosigkeit. Dies führte auch 
zu einer deutlichen Verlangsamung des Inte­
grationsprozesses, und es ist eine Tatsache, 
daß die Außenhandelspolitik der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft zuerst ihre 
eigenen Probleme zu lösen bemüht ist und 
damit zwangsläufig Grenzziehungen gegen­
über den Drittländern vornimmt. 

Deutlich hat dies erst vor wenigen Wochen 
der EWG-Kommissionspräsident Thorn 
erklärt, der anläßlich einer Tagung in Zürich 
darauf hingewiesen hat, er warne davor zu 
glauben, daß protektionistische Schritte in 
Ländern mit hoher Arbeitslosigkeit gestoppt 
werden könnten. 

Unter diesen Vorzeichen. ist es zweifellos 
bedauerlich, aber doch weitgehend auf die 
internationale Situation zurückzuführen, 
wenn im Rahmen des Berichtes selbst eine 
Reihe von Schwierigkeiten sich auch in Ver­
ringerungen von Exporten niederschlagen. 
Trotzdem wurde eine Reihe von Gesprächen 
und Verhandlungen auf allen Ebenen der 
EWG geführt, und zum Teil haben diese Ver­
handlungen auch tatsächlich sehr erfolgreich 
abgeschlossen werden können. 

Ich darf dazu sagen, daß trotz dieser nicht 
sehr erfreulichen Entwicklung im Berichts-

zeitraum im Leistungsbilanzbereich immer­
hin doch eine nicht unwesentliche Verbesse­
rung um mehr als 4 Milliarden Schilling im 
Jahre 1981 erzielt werden konnte. 

Die bisherigen Exportergebnisse im Jahre 
1982 sind grundsätzlich sicher erfreulich, 
denn der Export in die Länder Westeuropas 
erholte sich um etwa 9,5 Prozent, die Waren­
exporte im ersten Halbjahr sind prozentuell 
dreimal so stark gewachsen als die Warenim­
porte. 

Interessant ist, vielleicht hiezu noch ergän­
zend zu sagen, daß der Marktanteil, der im 
Rahmen der OECD berechnet wurde, 1981 die 
Industriewarenexporte Österreichs an den 
Spitzenplatz gesetzt hat. Wir haben immerhin 
in den Jahren 1979 bis 1982 mit einem 14pro­
zentigen Zuwachs das größte Wachstum aller 
Industriestaaten. Ich darf auch daran erin­
nern, daß im Jahr 1970 20 Prozent der öster­
reichischen Erzeugung in den Export gegan­
gen sind, während es 1981 nunmehr real 
24 Prozent sind, und zwar bei dreieinhalbfa­
cher Steigerung der erzeugten Waren in 
Österreich. 

Einige wenige Sätze zum Agrarsektor , 
meine Damen und Herren: Auch hier gilt 
nach wie vor die Notwendigkeit einer beharr­
lichen Politik der kleinen Schritte. Sie ist die 
einzig realistische in der Vorgangsweise im 
Interesse der Landwirtschaft selbst. 

Die Außenhandelsbilanz für Agrarprodukte 
hat sich trotz aller pessimistischen Stimmen 
und der zweifellos vorhandenen Schwierigkei­
ten relativ positiv entwickelt. Gegenüber dem 
Jahr 1980 stiegen die Agrarexporte im Jahr 
1981 immerhin um 20 Prozent, während die 
Importe lediglich um 6,6 Prozent zugenom­
men haben. 

Wenn man also den Trend auf lange Sicht 
sieht, sehr verehrte Damen und Herren, dann 
ist es nicht uninteressant festzuhalten, daß im 
Jahr 1960 von den Einfuhren im Agrarsektor 
lediglich 23 Prozent durch Exporte abgedeckt 
werden konnten, während es 1981 immerhin 
schon 47 Prozent gewesen sind. 

Mit Beginn des Jahres 1982 war es möglich, 
eine umfangreiche Agrarvereinbarung zwi­
schen Österreich und der EWG herbeizufüh­
ren, die sehr wesentliche Erleichterungen am 
agrarischen Sektor zur Folge hatte. 1982 hat 
sich daraufhin die Entwicklung im Agrarau­
ßenhandel sicherlich positiv fortgesetzt, denn 
im ersten Halbjahr betrug die Verbesserung 
des Saldos im Agrarhandel mit der EWG 
immerhin schon 245 Millionen Schilling. 

Alles in allem müssen wir sicher feststellen, 
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daß Österreich weder bei der Energiekrise 
noch bei den weltweit vorhandenen Schwie­
rigkeiten im Rahmen der Wachstumsverlang­
samung die Möglichkeit hat, sich zur Gänze 
abzukoppeln. Wir haben aber trotzdem diese 
Probleme noch besser gemeistert als fast alle 
anderen vergleichbaren Länder. 

Für unsere Exportentwicklung darf ich viel­
leicht noch darauf hinweisen, daß es immer­
hin zu einer Rangverbesserung im Rahmen 
der OECD vom elften Rang in den Jahren 
1960 bis 1967 auf den fünften Rang im Jahr 
1980 gereicht hat. 

Trotz des Wirtschaftseinbruches internatio­
naler Prägung hat sich damit das reale 
Wachstum der Exporte von Waren und 
Dienstleistungen in Österreich nicht in jenem 
Maße verringert, wie das etwa in der Bundes­
republik, in der Schweiz oder in der EWG ins­
gesamt der Fall gewesen ist. 

Natürlich müssen wir wie alle anderen Län­
der mit der Rezession und mit den Ölpreis­
schüben leben. Die von mir aufgezeigten Fak­
ten geben daher lediglich ganz kurz die tat­
sächlichen Relationen wieder, die Grundlage 
weiterer Bemühungen sein sollen. Damit soll 
aber auch unter Beweis gestellt werden, daß 
die Bemühungen der zuständigen Minister 
und Ministerien durchaus in der Lage waren, 
im Bereich der Exporte und der Verhandlun­
gen mit anderen Freihandelsräumen Ergeb­
nisse zu erzielen, die doch einigermaßen 
ermutigen, auch in Zukunft in dieser Rich­
tung fortzusetzen. 

Nachdem sich auch die Leistungsbilanzent­
wicklung 1982 außerordentlich erfreulich dar­
stellt, kann ich doch festhalten, daß wir als 
sozialistische Fraktion den Weg des Bemü­
hens um eine Verbesserung der Integration 
unserer Gesamtwirtschaft auch in Zukunft in 
derselben Form weiter intensiv fortsetzen 
werden. (Beifall bei der SPÖ.) 17.26 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Ingrid Tichy-Schreder. Ich erteile es ihr. 

17.26 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
bedaure es sehr, daß der Herr Bundesmini­
ster sich jetzt immer zum Schluß beim Inte­
grationsbericht meldet. Ich bedaure das, denn 
ich kann ihm nicht antworten, aber dadurch 
habe ich doch die Möglichkeit, ihm Fragen zu 
stellen, und hoffe, sie von ihm auch beantwor­
tet zu erhalten. 

Der Integrationsbericht ist eine faire Fak­
tendarstellung, und er sagt genau in den 

Schlußbemerkungen, daß sich durch die 
schwierige Situation der Weltwirtschaft eine 
Verlangsamung des Integrationsprozesses 
ergibt. 

Wir haben heute schon in Reden gehört, 
auch vom Kollegen Lanner, daß die anderen 
Länder versuchen, durch administrative Maß­
nahmen Importe zu verhindern. 

Ich möchte einmal ein Beispiel aus meiner 
eigenen Praxis nehmen, und zwar haben ",:,ir 
heute gehört, daß die Weinernte sehr groß 1st 
und daß sich immer wieder auch kleine Wein­
güter und Handelsfirmen bemühen, Wein zu 
exportieren. 

Ich möchte Ihnen einmal schildern, wie ein 
Weinexport von Qualitätsweinen funktioniert. 

Unsere Firma, wir sind ein mittelgroßes 
Weingut, hat 300 Flaschen Qualitätswein nach 
München exportiert. Was muß ich da machen? 

Ich muß zunächst, da das meistens mit 
einem Spediteur geht, weil natürlich. der 
Importeur die Ware frei Haus geliefert haben 
möchte, das Zollamt rufen. Das Zollamt 
kommt und begutachtet den Wein. Das heißt, 
es verschließt die Verpackung des Weines und 
zieht daraus Proben. Diese Proben müssen 
dann in die landwirtschaftlich-chemische 
Bundesversuchsanstalt gebracht werden, wo 
sie genau analysiert werden sollen. Das ist 
ganz korrekt, ganz klar. Aber dazu muß ich 
zunächst die ganzen administrativen Wege 
erledigen, und der Bürokratismus läuft da 
richtig auf Touren. 

Ich brauche für das Zollamt einen Hausbe­
schauzettel, denn wenn das Zollamt kommt 
und das besichtigt, ist es eine Hausbeschau. 
Da kommen auch Beamte vom Zollamt, die 
das in Form von Stempelmarken bezahlt 
bekommen. 

Ich kann mir aber diese Stempelmarken 
nicht bereits vorher besorgen, denn der Zoll­
beamte muß erst feststellen, wie hoch die 
Gebühren sind. Das hängt vom Rang des Zoll­
beamten ab, und er kann erst festlegen, wie 
lange er braucht, wenn er direkt an Ort und 
Stelle ist. Das heißt, er rechnet aus, wie lange 
er braucht, um das zu bemustern und alles zu 
versiegeln, und dann muß man um die Stem­
pelmarken zur nächsten Trafik gehen. Jetzt 
stellen Sie sich vor, ein Weingut in Nieder­
österreich, im Burgenland. 

Die Stempelmarken für 300 Flaschen Wein 
kosten bei uns ganz genau 623,20 S. Dividiert 
durch 300 bedeutet das bereits eine Verteue­
rung pro Weinflasche um 2 S. 

Es ist aber damit nicht genug, man muß 
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noch eine Exporteurerklärung, eine Ausfuhr­
erklärung, eine Proformarechnung dem Zoll­
amt vorlegen. Da kommt eine Nummer dar­
auf, vom Zollamt bestätigt. 

Mit diesen Unterlagen gehe ich in die Han­
deiskammer. Dort wird das von der Handels­
kammer bestätigt, dort wird das Ursprungs­
zeugnis bestätigt, die Exporteurerklärung et 
cetera. Von diesen ganzen Unterlagen gebe 
ich einen Teil davon in die Bundesversuchs­
anstalt für Wein und Obst, beziehungsweise 
dort wird der Wein untersucht. Das muß ich 
express untersuchen lassen, denn inzwischen 
muß ich ja die Pakete unter Zollverschluß hal­
ten. Wenn ich 300 Flaschen habe, ist das eine 
kleine Menge, die kann ich in Pakete geben, 
bei einer größeren muß ich einen ganzen 
Raum versiegeln lassen. Das benötigt alles 
Zeit und Aufwand, und es muß ja schnell 
gehen. Die Untersuchungsgebühr für eine 
Sorte, es geht pro Sorte, hat 768 S gekostet, 
und wenn ich das wieder durch 300 dividiere, 
komme ich auch dabei fast auf 3 S. Wenn ich 
das zusammenrechne, kommen ungefähr 4 
bis 5 S pro Flasche zusammen, das sind allein 
die österreichischen Gebühren. Die Exportge­
bühr ist noch gar nicht enthalten. Habe ich 
das Untersuchungsergebnis von der Untersu­
chungsanstalt, muß ich wieder in die Handels­
kammer gehen, muß neuerlich alles bestäti­
gen lassen, dann endlich kann ich die Papiere 
nehmen, sie zum Spediteur bringen, und er 
kann losfahren. 

Ich wollte Ihnen zeigen, wie schwierig es 
ist. Sie lachen, meine Herren, aber damit 
schlagen sich natürlich die einzelnen Unter­
nehmer herum. Und das sind die Probleme, 
die uns, die Wirtschaft, beim Export betreffen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber jetzt weitergehen, und 
zwar zu den großen Problemen - das hat sich 
gerade auch der Herr Kollege Lanner vorge­
nommen -, die wir in den Handelsbeziehun­
gen mit Frankreich haben. Frankreich hat 
seit der sozialistischen Bundesregierung, 
Herr Abgeordneter Teschl, ganz große admi­
nistrative Hemmnisse für Importe in das 
Land Frankreich eingeführt. Wir haben eine 
negative Handelsbilanz mit Frankreich, und 
Frankreich möchte die heimische Wirtschaft 
stützen. Natürlich macht es das nicht so, daß 
man sagt: Zollerhöhung, nein, das nicht, aber 
ein praktisches Beispiel aus dem Sommer ver­
gangenen Jahres. 

Eine Saisonware, Sonnenschirme aus 
Österreich, wird jahrelang nach Frankreich 
exportiert. Die Sonnenschirme kamen an die 
Grenze. Die Zollbehörde Frankreichs hat die 
Sonnenschirme beschlagnahmt und den Ver-

dacht geäußert, das ist keine Ursprungsware 
aus Österreich, sondern eine drittländische 
Ursprungsware. 

Die Ware wurde beim Zollamt eingelagert, 
durfte nicht ausgeliefert werden. Die Firma 
mußte den Nachweis erbringen, daß das ein 
österreichisches Produkt ist, die Zollbehörde 
hat nicht daran geglaubt. Man macht eine 
Anfrage an das österreichische Zollamt. Das 
österreichische Zollamt, da muß ich Lob aus­
sprechen, hat die Anfrage kurzfristigst beant­
wortet, es wurde die Verifizierung beantragt, 
es hat gestimmt, die Ware war österreichi­
schen Ursprungs. Aber! Dann mußte noch mit 
Druck des Handelsministeriums in Frank­
reich beim Zoll beantragt werden, daß die 
Ware freigegeben wird. Wissen Sie, wann 
diese freigegeben worden ist? Als die Saison 
für Sonnenschirme zu Ende war. Jetzt kön­
nen die österreichischen Sonnenschirme 
nicht mehr verkauft werden. So sehen die 
administrativen Hemmnisse Frankreichs aus. 

Das Neueste, Herr Bundesminister, Sie wis­
sen es genau, und daran knüpft sich dann 
auch meine Frage, ist die letzte französische 
Verordnung. Es wurde eine Verordnung am 
20. Oktober herausgegeben in einer offiziellen 
Zeitung, die unserer "Wiener Zeitung" ent­
spricht, es gibt in Frankreich ebenfalls 'eine 
solche Zeitung: Mit Wirkung vom 21. Oktober 
müssen sämtliche Warenbegleitpapiere beim 
Import nach Frankreich in französischer 
Sprache angefertigt oder mit französischer 
Übersetzung versehen sein. 

Diese Bestimmung betrifft alle Exportbe­
gleitpapiere wie Warenverkehrsbescheinigun­
gen, Verträge, Etikettierungen, Ursprungs­
zeugnisse, Gebrauchsanweisungen und auch 
die Verpackung, die Transportpapiere. Zum 
Beispiel muß "Made in Austria" in Franzö­
sisch, "Importe d'Autriche", draufstehen. 

Das ist natürlich alles schwierig. Warum 
schwierig? Der kleine Unternehmer muß das' 
alles übersetzen lassen, der größere Unter­
nehmer hat das teilweise im Computer einge­
speichert, das meiste automatisch in Englisch, 
und der muß das Programm auch wieder 
umstellen. Das sind die administrativen 
Hemmnisse, die hier vorgenommen werden. 

Sie wissen, Herr Bundesminister, daß der 
Herr Bundeskammerpräsident Sallinger dies-: 
bezüglich einen Brief an Sie geschrieben und 
ersucht hat, daß Sie - nachdem schon ver­
sucht worden ist, anläßlich des Besuches von 
Ministerpräsident Mitterrand hier etwas zu 
erreichen - Verhandlungen führen, er hat 
Sie ersucht, Herr Bundesminister, daß Sie 
den französischen Botschafter vorladen und 
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daß Sie ihn aufmerksam machen auf diese 
Schwierigkeiten, die unsere Exportfirmen 
haben, und daß im speziellen Fall Frankreich 
die Möglichkeit nur besteht, mit Gegenmaß­
nahmen zu drohen. Ich wollte Sie jetzt fragen, 
ob Sie das schon getan haben, wann der Herr 
Botschafter zu Ihnen kommt, damit wir unse­
ren österreichischen Exportfirmen, die sich 
bemühen, helfen. Man sieht, daß sich die 
österreichischen Exportfirmen bemühen, weil 
sich die Handelsbilanz heuer verbessert hat. 
Aber die Schwierigkeiten werden größer, 
obwohl sich unsere Firmen anstrengen, und 
deshalb ersuchen wir Sie, Herr Handelsmini­
ster, um wirklich tatkräftige Unterstützung. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß, damit kann man keine Lorbeeren 
ernten. Man kann dann nicht sagen, bitte, ich 
habe das und das erreicht, sondern das ist 
eine mühsame, zähe Arbeit. Aber unsere 
Exportfirmen bemühen sich, sie brauchen 
Ihre Unterstützung. Herr Minister, leider Got­
tes ist es ja so, daß das Wort eines Ministers 
sehr viel gilt, und gerade jetzt, wo eine soziali­
stische Regierung in Frankreich ist, müßte 
doch ein Mitglied der sozialistischen Bundes­
regierung in Frankreich mehr gelten, da müß­
ten Sie doch viel mehr Einfluß haben. Darum 
appeliere ich an Sie, auch bezüglich des Bei­
trittes Spaniens. Auch hier gibt es eine sozia­
listische Regierung. Sie, Herr Minister, müß­
ten doch auch da die Anliegen Österreichs 
besser vertreten können, nämlich daß man 
beim Beitritt Spaniens und Portugals aufpaßt, 
daß nicht das gleiche passiert wie bei Grie­
chenland, daß wieder Österreich benachteiligt 
wird. Ich habe das seinerzeit bei der EFTA­
Parlamentarier konferenz auch schon gesagt. 

Der Abgeordnete Frischenschlager hat 
gesagt, man solle sich in allen Gremien bemü­
hen, auf die Kollegen in den anderen Ländern 
einzuwirken. Man belächelt vielfach diese 
Reisen, aber ich glaube, daß wir gerade durch 
diese menschlichen Kontakte, daß man von 
einen zum anderen hinwirkt, mehr erreichen 
können. 

Die EFTA wird immer kleiner, immer mehr 
Länder versuchen, in die EG hineinzudrän­
gen. Umso wichtiger ist es, daß Sie sich, Herr 
Minister, auch da - zehn Jahre Handelsab­
kommen EWG - EFTA - verstärkt bemü­
hen, auf Ihre Ministerkollegen dahin gehend 
einzuwirken, daß nicht ein EFTA-Land aus­
schert, besondere Maßnahmen mit einem 
EG-Land erreicht. Dadurch schwächt sich die 
EFTA als Gesamtheit, und es ist nur möglich, 
stärkeren Einfluß auf die EWG zu nehmen, 
wenn die EFTA-Länder untereinander stär­
ker zusammenhalten, gemeinsame Front 

machen und nicht einzeln vorgehen. Nur so 
können wir unsere heimische Wirtschaft bei 
ihren Bemühungen, ins Ausland zu exportie­
ren, unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.) 17.38 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster. Ich erteile es ihm. 

17.38 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Zuerst darf ich gleich auf die 
Äußerungen der Frau Abgeordneten Tichy­
Schreder eingehen. Es ist für mich ganz 
selbstverständlich, daß wir die Wünsche der 
Bundeshandelskammer im Handelsministe­
rium nicht nur bevorzugt behandeln, sondern 
auch alle Schritte - in dem Fall mit der Han­
delskammer - bis zum letzten Beistrich 
absprechen. Wir werden uns gemeinsam 
bemühen, diese Maßnahmen, die ja Frank­
reich gesetzt hat, soweit wie möglich zu mil­
dern oder, wenn es geht~ womöglich außer 
Kraft zu setzen. 

Die Hauptschwierigkeit liegt darin, daß die 
Franzosen sagen, für uns ist Französisch die 
Sprache. Sie wissen, das ist dann immer auch 
ein nationales Problem, bei uns in Österreich 
ja Gott sei Dank nicht. Wir werden uns zwar 
bemühen, aber hier, glaube ich, wird es sehr 
wenig Möglichkeiten geben. Wir werden alle 
unsere Formulare, soweit sie nicht sowieso in 
Französisch abgefaßt sind, automatisch jetzt 
auf Französisch ergänzen, sodaß dieses Argu­
ment wegfällt. 

Was die Frage Sonnenschirm-Beispiele 
betrifft: Es ist ja typisch. Natürlich, das ist ein 
non tarif barrier-Fall, darüber kann es über­
haupt keinen Zweifel geben. Wir werden dem 
auch im einzelnen noch nachgehen, ich ver­
spreche Ihnen das. Nur, es ist dasselbe, was 
sich auch in Österreich manchmal abspielt: Es 
kommen Importe herein, die preiswert sind -
ich sage ausdrücklich: preiswert -, und es 
beginnt die Konkurrenz, zu sagen, das ist ein 
typischer Fernostimport, getarnt durch ein 
falsches Ursprungszeugnis. (Zwischenruf der 
Abg. Ingrid Tichy-Schreder.) Okay. 
Aber Sie wissen, ansonsten kommt das immer 
wieder vor. Da muß der Ursprung geprüft 
werden, Ursprungszeugnisse werden bezwei­
felt, und dann dauert das einige Zeit, und 
dann muß man eben aufpassen, daß nicht Sai­
sonartikel dadurch unter die Räder kommen. 

Was den Weinexport betrifft, ist das ein 
sehr drastisches Beispiel, aber Sie wissen ja, 
daß es uns Gott sei Dank geglückt ist, wenig­
stens die Qualitätsweinexportmöglichkeiten 
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zu erschließen, weil ja bekanntlicherweise 
das bis jetzt in die EG überhaupt fast unmög­
lich gewesen ist. 

Zur Frage Beitritt Spaniens und Portugals 
zur EG: Die Verhandlungen laufen bereits. 
Sie werden meiner Meinung nach sehr lange 
laufen, weil die EG andere Probleme noch 
vorher lösen wollen oder zu lösen haben. Tat­
sache ist eines: Wir haben jetzt gerade am 
Sonntag, Montag bei der EFTA-Ministerta­
gung in Genf festgestellt, daß wir gemeinsam 
entsprechend vorgehen werden. Portugal hat 
dort erklärt, es wird selbst auch keine wie 
immer geartete Diskriminierung seiner ehe­
maligen EFTA-Partner zulassen. Wir wissen 
aber, daß das dann in Verhandlungen anders 
laufen kann, wir werden uns also hier wirk­
lich redlichst bemühen. 

Zur Frage, ob wir Gegenmaßnahmen setzen 
sollen. - Ich habe schon gesagt, ich werde 
das mit der Handelskammer gemeinsam noch 
genau prüfen. Ich brauche keine Lorbeeren. 
Sie können es mir glauben. Mein Geschäft ist 
nicht, Lorbeer einzuheimsen, mein Geschäft 
ist es, die Verhältnisse für die exportierende 
Wirtschaft zu verbessern. 

Nun aber gleich zu dem Problem, das Sie, 
Herr Abgeordneter Lanner, erwähnt haben 
und das meiner Meinung nach absolut nicht 
stimmt. Ich darf Ihnen das schon sagen. Sie 
wüßten eine neue Exportoffensive. Ich darf 
darauf aufmerksam machen - ich habe die 
Ziffern zufälligerweise bei mir -: Die 
Schweiz hat in den ersten 9 Monaten, also in 
den ersten drei Quartalen, ein Minus ihrer 
Ausfuhr von 0,3 Prozent erreicht. Uns ist es 
geglückt, eine Ausfuhrsteigerung von 8 Pro­
zent zu erreichen. Also gegenüber der 
Schweiz, auch gegenüber anderen Staaten, 
schneiden wir verhältnismäßig gut ab, und es 
hieße ja, die Tätigkeit unserer Handelsdele­
gierten, die Tätigkeit, wenn Sie wollen, der 
Handelskammer, die Tätigkeit vor allem der 
Beamten hier absolut negativ zu beurteilen, 
wenn Sie sagen. man ist hier säumig, hier 
müßte eine neue Exportoffensive gemacht 
werden. 

Ich behaupte, daß wir keinerlei Kursände­
rung brauchen. Wir werden uns weiter bemü­
hen, mit der Handelskammer gemeinsam die 
Exportoffensive, die wir vor etlichen Jahren 
gestartet haben, fortzusetzen. Sie war erfolg­
reich, weltweit gesehen erfolgreich im Ver­
hältnis zu anderen Staaten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Zur Frage, die Sie angeschnitten haben, 
bezüglich des Nahen Ostens, daß also dorthin 
der Kanzler sein ganzes Augenmerk wendet. 

Auch ich tue das, ich gebe das ohne weiteres 
zu, auch die Bundeskammer, weil wir dort 
auch große Erfolge erzielen konnten. Darf ich 
Sie doch darauf aufmerksam machen: Das 
geht nicht, daß man dorthin Sand verkaufen 
kann oder Sand dorthin exportiert. Ich darf 
Sie darauf aufmerksam machen, daß wir 1979 
in die OPEC-Staaten 8 Milliarden Schilling 
Exporte hatten und daß wir in diese OPEC­
Staaten 1981 Waren im Werte von 18 Milliar­
den Schilling exportiert haben. (Abg. Dr. 
L a n n er: Und wie sieht es mit der EWG 
aus?) In die EWG ist es gar nicht so schlecht, 
das hat Ihnen schon der Abgeordnete Teschl 
gesagt. Auch die Exporte in die EG haben wir 
von 122 Milliarden auf 133 Milliarden erhöhen 
können. In der EWG schaut es gar nicht so 
schlecht aus. Aber Sie haben ja kritisiert, daß 
bezüglich des Ostens, also sprich hier in die 
arabischen Staaten, sozusagen nur aus Liebe 
zu Gaddafi etwas gemacht wird. Darf ich 
Ihnen sagen, daß der Exportanteil in diese 
arabischen Staaten von 4,7 auf 6,7 gestiegen 
ist und daß es, um dies zu erreichen, ein sehr 
harter Weg gewesen ist. Fragen Sie einmal 
Ihren Bundesrat Schwaiger, der sehr interes­
siert ist an diesen Exporten, und andere Poli­
tiker, die also hier immer wieder sagen: Was 
wir brauchen, ist noch mehr Einsatz in diesen 
Staaten, damit wir dorthin mehr exportieren 
können. Und ich werde jetzt unter anderem 
auch wieder nach Saudiarabien fahren mit 
Repräsentanten von Unternehmungen, weil 
ich auf dem Standpunkt stehe, daß dies not­
wendig ist. (Abg. Dr. La n n er: Nach Brüssel 
sollen Sie fahren!) 

Jetzt zur Frage Brüssel: Sie wissen ganz 
genau, daß im selben Moment, in dem nur die 
Spur einer Chance besteht, daß mit Verhand­
lungen dort irgend etwas zu erreichen ist, ich 
zu jeder Tages- und Nachtzeit bereit bin, nach 
Brüssel zu fahren - und ich bin auch gefah­
ren. Ihre Herren selbst sind ständig in Brüs­
seI - ich will die Namen gar nicht nennen -, 
um zu sondieren. Die Beamten sondieren dort 
ständig. Aber Sie wissen es ja selbst - Sie 
waren ja 1972 bei der Unterzeichnung des 
Vertrages mit dabei -, daß es eben leider 
nicht möglich ist, die Wünsche, die Österreich 
insbesondere am Agrarsektor hat, dort durch­
zusetzen. Da können noch so viele Minister 
nach Brüssel fahren. Ich will jetzt gar nicht 
daran erinnern: In der ÖVP-Zeit sind immer 
drei Minister gefahren, da hat immer einer 
auf den anderen aufgepaßt. Erreicht haben 
sie nichts. Erreicht haben sie gar nichts, Herr 
Abgeordneter! (Zwischenruf des Abg. Dr. 
La n ne r.) Nein, den Vertrag haben schon 
wir dann gemacht, das müssen Sie schon 
zugeben. 
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Also das Viele-nach-Brüssel-Fahren nützt 
gar nichts. Man muß schauen, daß man zum 
richtigen Zeitpunkt dort ist, und schauen, was 
man dann erreichen kann. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich stimme mit dem Abgeordneten Fri­
schenschlager überein, wenn er sagt, die EG­
Bürokratie sei manchmal viel härter, als das 
zum Beispiel die einzelnen Minister sind. Ein­
verstanden, Herr Abgeordneter. Nur ist das 
Problem bei den EG, wenn Sie mit einem ein­
zelnen Minister reden - und ich bin dafür, 
und ich bin dankbar für jede Gelegenheit, die 
genützt wird, um dort zu intervenieren und 
die österreichischen Probleme den einzelnen 
Ministern klarzumachen. Vom einzelnen 
Minister hört man verhältnismäßig sehr bald 
dann ein wohlwollendes "Da bin ich auch 
dafür", "Darüber kann man reden". Nur wenn 
sie dann im Ministerrat zusammen sind -
Sie nicken schon, daher wissen Sie es ganz 
genau -, kommt dann das Njet, und dort 
kommen dann die Schwierigkeiten. 

Ich glaube also daher, daß wir hier diese 
Politik der kleinen Schritte, von der der Abge­
ordnete Te schi und der Abgeordnete Egg 
gesprochen haben, absolut fortsetzen sollen. 
Andere Möglichkeiten gibt es nicht. 

Herr Abgeordneter Gorton! Sie meinten 
dann noch, die österreichische EG-Politik in 
Verkehrsfragen sei gescheitert. Das würde 
ich nicht so beurteilen, denn es wurden Teiler­
folge erzielt. Ich gebe zu, wir müssen noch 
immer kämpfen in der Frage, ob eine Finan­
zierung der Autobahn von der EG mitgetra­
gen wird oder nicht. Wir werden in der Bun­
desregierung mit der Verkehrssektion 
gemeinsam versuchen, noch irgendwelche 
zusätzliche Schritte zu setzen. Sie wissen, daß 
sich hier die Minister sehr bemühen, sowohl 
Minister Lausecker als auch Minister Seka­
nina. Ich gebe zu, daß wir bis jetzt keine kon­
krete Zusage bekommen haben, aber das 
kann sich ja vielleicht ändern. Ich sage: viel­
leicht ändern. Aber Sie selbst haben ja darauf 
hingewiesen, daß sich manchmal etwas 
ändert, zum Beispiel jetzt die Einstellung zum 
Rhein-Main-Donau-Kanal, über den wir ja 
eine einheitliche Meinung haben. (Abg. Dkfm. 
Gor ton: Da haben ja Sie sich geändert!) Na 
da haben nicht wir uns geändert, aber durch 
unsere ständige Beharrlichkeit und nicht 
zuletzt auch durch die Aussprache des Herrn 
Bundeskanzlers Kreisky mit dem Minister­
präsidenten von Bayern sind die notwendigen 
Vereinbarungen getroffen worden. 

Zur Frage, Herr Abgeordneter Fachleutner, 
wie es mit den Stützungen ausschaut. - Wir 

haben - und das wissen Sie ganz genau -
1972 nur den Agrarbrief erhalten. Ich sage 
ausdrücklich: nur den Agrarbrief, denn es war 
leider nicht möglich, es wäre niemandem 
möglich gewesen, die Landwirtschaft in die­
sen Integrationsprozeß stärker einzubinden, 
wie wir alle wollten, wie aber die EG katego­
risch abgelehnt haben - nicht uns gegen­
über, sondern den anderen Staaten gegen­
über. Aber was haben wir in der Zwischenzeit 
erreicht? Sie haben es ja selbst gesagt, daß 
wir sehr wohl in den EG-Exporten - ich 
könnte es Ihnen nachweisen - eine wesentli­
che Verbesserung erzielt haben. Wir hatten 
eine 38-Prozent-Deckung Anfang der siebzi­
ger Jahre, jetzt, 1981, gibt es eine 47-Prozent­
Agrardeckung, wenn ich Holz dazurechne -
ich weiß, Sie sagen, das gehört nicht dazu, 
aber es ist auch ein agrarisches Produkt in 
meinen Augen -, sind es sogar 79 Prozent. 
Also schon ein beträchtlicher Erfolg, den wir 
alle gemeinsam erreicht haben. 

Die -EG haben in Wirklichkeit ein sehr gro­
ßes Problem. Jawohl, sie haben anfangs 
90 Milliarden für die EG-Stützungen gehabt 
und haben jetzt 380 Milliarden Schilling 
bereitgestellt. Die Bauern schneiden in der 
EG aber nicht besser ab. Ich brauche es Ihnen 
nicht zu sagen, Sie kennen das ganz genau. 
Wenn wir heuer und voriges Jahr die EG­
Lösungen mit den Agrarpreisen gemacht hät­
ten, hätten die Bauern sehr, sehr schlecht 
abgeschnitten. Wir werden uns daher weiter 
bemühen. 

Das Ölsaatenprojekt, das wissen Sie, wird 
ständig besprochen. Ich hoffe, daß es gelingen 
wird, die neue amerikanische Regierung viel­
leicht davon zu überzeugen, daß sie von dem 
Brief, den sie ja in der Hand hat, und den hat 
sie wie ein Shylock in der Hand - 1968 
geschrieben, nur damit kein Mißverständnis 
entsteht. Dieser Brief sichert uns zu, es dür­
fen keine Maßnahme von ihnen gesetzt wer­
den. Wir müssen daher im Verhandlungsweg 
versuchen, diese Lösung zu ändern. Über Bio­
sprit wurde ja schon geredet. Da versuchen 
wir jetzt, auf verschiedensten Gebieten -
Zuckerrübe, also Zuckerhirse, Stärke und so 
weiter - zu einer Lösung zu kommen. 

Wir werden uns bemühen, die Exporte, die 
Sie hier angedeutet haben, durchzuführen. 
Gar keine Frage. Die österreichische Land­
wirtschaft ist so stark in ihrer Produktion, wie 
sie noch nie war. Darauf sind wir alle sehr 
stolz. Dem Finanzminister macht das große 
Sorgen. Aber ich glaube, daß wir ja letzten 
Endes damit bewiesen haben, daß auch die 
österreic1).ische Landwirtschaft produktions­
technisch und verkaufstechnisch und natür-
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lich dann auch erlösmäßig besser abschnei­
det, als das anfangs der siebziger Jahre der 
Fall gewesen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 17.49 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht III-144 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

3. Punkt: Bericht des Handelsausschusses 
über den vom Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie vorgelegten Bericht 
(111-136 der Beilagen) des Mühlenfonds für 
die Zeit vom 1. Jänner 1981 bis 31. Dezember 

1981 (1249 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 3. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Mühlenfonds für die Zeit vom 1. Jänner 1981 
bis 31. Dezember 1981. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Ingrid Tichy-Schreder. Ich bitte sie, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatterin Ingrid Tichy-Schreder: 
Hohes Haus! Ich berichte über den vom Bun­
desminister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie vorgelegten Bericht des Mühlenfonds für 
die Zeit vom 1. Jänner 1981 bis 31. Dezember 
1981 (111-136 der Beilagen). 

Gemäß § 8 Abs. 3 Mühlengesetz 1981, BGBl. 
Nr. 206, hat der Mühlenfonds dem Bundesmi­
nister für Handel, Gewerbe und Industrie bis 
31. März für das abgelaufene Jahr einen 
Tätigkeitsbericht zu erstatten. 

Der Handelsausschuß hat den Bericht in 
seiner Sitzung am 14. Oktober 1982 in Ver­
handlung gezogen und nach einer Debatte, an 
der sich außer dem Berichterstatter die Abge­
ordneten Dkfm. Gorton, Dr. Stix und Dipl.­
Ing. Dr. Zittmayr sowie der Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie Dr. Stari­
bacher beteiligten, einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Handelsausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle den vom Bundesminister 

für Handel, Gewerbe und Industrie vorgeleg­
ten Bericht des Mühlenfonds für die Zeit vom 
1. Jänner 1981 bis 31. Dezember 1981 (III-136 
der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Debatte einzugehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke der 
Frau Berichterstatter. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den vorliegenden Bericht 111-136 der Beilagen 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. 

Das ist einstimmig angenommen. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration über die Regierungs­
vorlage (1116 der Beilagen): Konzertierungs­
abkommen Gemeinschaft - COST über eine 
konzertierte Aktion auf dem Gebiet der 
Behandlung und Verwendung von Klär­
schlamm samt Anhängen (Aktion COST 68 

ter) (1244 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 4. Punkt der Tagesordnung: Konzertie­
rungsabkommen Gemeinschaft - COST über 
eine konzertierte Aktion auf dem Gebiet der 
Behandlung und Verwendung von Klär­
schlamm samt Anhängen (Aktion COST 68 
ter). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Brandstätter. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Brandstätter: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des 
Ausschusses für wirtschaftliche Integration 
über die Regierungsvorlage (1116 der Beila­
gen): Konzertierungsabkommen Gemein­
schaft - COST über eine konzertierte Aktion 
auf dem Gebiet der Behandlung und Verwen­
dung von Klärschlamm samt Anhängen 
(Aktion COST 68 ter). 

Durch den gegenständlichen gesetzändern­
den Staatsvertrag sollen die Ergebnisse der 
Europäischen Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Behandlung und Verwendung von Klär­
schlamm gesammelt und ausgewertet wer­
den. Die durch den gegenständlichen Staats­
vertrag geregelte konzertierte Aktion soll für 
den Zeitraum 1. Jänner 1981 bis 31. Dezember 
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1983 dauern. Für diesen Zeitraum wären 
20 000 Rechnungseinheiten seitens Öster­
reichs zu entrichten. 

Im Anhang A sind die unter das Abkommen 
fallenden Forschungsbereiche aufgezählt. Der 
Anhang B enthält Bestimmungen über Man­
dat und Zusammensetzung des von den Ver­
tragsparteien gebildeten Konzertierungsaus­
schusses. Im Anhang C des Vertrages sind die 
Finanzierungsvorschriften enthalten. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion hat die gegenständliche Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 13. Oktober 1982 in 
Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Genehmi­
gung des Abschlusses des Abkommens zu 
empfehlen. 

Dem Ausschuß erschien die Erlassung von 
Gesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bun­
des-Verfassungsgesetz zur Überführung des 
Vertragsinhaltes in die innerstaatliche 
Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für wirtschaftliche Integration somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen: 

Der Abschluß des Staatsvertrages: Konzer­
tierungsabkommen Gemeinschaft - COST 
über eine konzertierte Aktion auf dem Gebiet 
der Behandlung und Verwendung von Klär­
schlamm samt Anhängen (Aktion COST 68 
ter) (1116 der Beilagen) wird genehmigt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

• 
Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -

m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages in 1116 der Beilagen die Genehmi­
gung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für 
Gesundheit und Umweltschutz über die 
Regierungsvorlage (1210 der Beilagen): Bun­
desgesetz über die Leistung eines weiteren 
österreichischen Beitrages an den Fonds des 
Umweltprogrammes der Vereinten Nationen 

(1265 der Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
zum 5. Punkt der Tagesordnung: Bundesge­
setz über die Leistung eines weiteren österrei­
chischen Beitrages an den Fonds des U mwelt­
programmes der Vereinten Nationen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hafner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

BerichterstattE;!r Dr. Hafner: Hohes Haus! 
Ich bringe den Bericht des Ausschusses für 
Gesundheit und Umweltschutz über die 
Regierungsvorlage (1210 der Beilagen): Bun­
desgesetz über die Leistung eines weiteren 
österreichischen Beitrages an den Fonds des 
Umweltprogrammes der Vereinten Nationen. 

Seit dem Jahre 1974 leistet die Republik 
Österreich an den Fonds des Umweltprogram­
mes der Vereinten Nationen Beiträge, deren 
Höhe seit 1979 mit jährlich 300000 US-Dollar 
zu beziffern ist. Die gegenständliche Regie­
rungsvorlage schafft die gesetzliche Deckung 
für die Beiträge für die Jahre 1983 bis 1986 im 
Gesamtbetrag von 1200000 US-Dollar. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz hat in seiner Sitzung am 22. Oktober 
1982 den Gesetzentwurf in Verhandlung 
genommen und nach einer Debatte einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz stellt somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem von 'der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (1210 der Beila­
gen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
die Debatte zu eröffnen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter für seine Ausfüh­
rungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Wiesinger. Ich erteile es ihm. 

17.55 

Abgeordneter Dr. Wiesinger (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Die heutige 
Vorlage gibt uns Gelegenheit, auch über die 
internationalen Aktivitäten im Bereiche des 
Umweltschutzes zu diskutieren. 

Es ist gar keine Frage, daß Umweltschutz­
maßnahmen national allein sicher nicht grei-
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fen. Das ist aber sicher keine Entschuldigung, 
daß man national nichts macht und sich auf 
die internationale Situation ausredet. Aber 
hier ist ein koordiniertes Vorgehen zweifellos 
von ungeheurer Bedeutung. 

Daher stimmen wir dieser Vorlage zu und 
sind der Meinung, daß dieser Betrag, den wir 
an eine UNO-Organisation bezahlen, sicher 
ein gut angelegtes Geld ist. Gut angelegt aller­
dings nur dann, wenn wir diese Möglichkei­
ten, die uns eine internationale Organisation 
bietet, auch nützen, das heißt, daß wir jene 
Aktivitäten verstärken, die notwendig sind, 
daß die Umweltschädigungen, die vom Aus­
land auf uns einwirken, möglichst gering 
gehalten werden. 

Ich möchte das an einem kleinen Beispiel 
erläutern: Wir haben vor kurzem ein interna­
tionales Abkommen über Luftreinhaltung -
dem Grundsatz nach - beschlossen. Auch 
dem Inhalt nach ist es gut, in der Auswirkung 
natürlich bisher überhaupt nicht effizient. 
Hier muß nachgestoßen werden. Warum? 

Es ist dem österreichischen Volk gelungen, 
durch seinen Steuerschilling, durch massiven 
Einsatz der Mittel des Wasserwirtschafts­
fonds, die österreichischen Seen praktisch 
reinzuhalten. Jetzt haben wir aber die Situa­
tion, daß die Kärntner Seen, die uns ja einmal 
am Beginn der siebziger Jahre große Sorgen 
gemacht haben, neuerlich zu kippen drohen, 
und zwar diesmal nicht durch Rotalgen oder 
Abwässer, die wir in die Seen einleiten, son­
dern durch jenen sauren Regen, jenen S02-
und daher schwefelsäurehaltigen Regen, der 
eine PH-Verschiebung in den sauren Bereich 
in diesen Seen ... (Zwischenruf des Abg. Dr. 
G rad e n e g ger.) 

Herr Gradenegger! Es ist halt ein Pech, daß 
Ihnen nie ein gescheiter Zwischenruf einfällt. 
Ich möchte einmal einen gescheiten Zwi­
schenruf von Ihnen hören. (Zustimmung bei 
der ÖVP. - Weitere Zwischenrufe des Abg. 
Dr. G rad e n e g ger.) Aber entschuldigen 
Sie: Schauen Sie sich die Messungen an, die 
seit kurzem dort vorgenommen werden. Es 
bestehen Probleme. 

Daher müssen wir uns in diesem Bereich 
intensiv bemühen, daß auch auf internationa­
lem Weg erreicht werden kann, daß durch 
eine Solidarität der europäischen Staaten 
eine Besserung der Luftqualität eintritt. 

Aber wir haben noch ein anderes Problem: 
Wir haben jenes Problem, das uns unmittel­
bar jeden Tag bedroht. Sicher ist es sehr, sehr 
bedauerlich und sehr schädlich und gefähr­
lich, wenn wir in Bereiche des Naturschutzes 
Eingriffe vornehmen, Eingriffe, die vielleicht 

nicht wiedergutzumachen sind. Aber sie sind 
spektakulärer, weil man sieht, was vor sich 
geht: Man sieht einen Beton, man sieht einen 
gerodeten Wald. 

Was man nicht sieht, ist das giftige Gas, das 
wir täglich einatmen; einatmen nicht nur in 
der Gesamtatmosphäre, sondern vor allem in 
jenem Bereich der Atemluft, die wir, belastet 
durch die giftigen Abgase der Kraftfahrzeuge, 
einatmen müssen. Diese Immissionen sind 
deshalb wesentlich höher, weil sich natürlich 
die Auspuffgase in einer bestimmten Höhe -
vor allem bei Kindern direkt in Höhe der 
Atmungsorgane - befinden und daher die 
gesundheitliche Schädigung eine wesentlich 
größere ist als zum Beispiel bei anderen Sün­
den, die zwar naturschützerisch sehr gefähr­
lich und schlecht sind, sich aber nicht unmit­
telbar auf die menschliche Gesundheit aus­
wirken. 

Daher habe ich bereits im Mai 1981 an den 
Herrn Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz eine Anfrage gerichtet, in der 
ich auf die gefährliche Abgassituation der 
Kraftfahrzeuge vor allem durch Kohlenwas­
serstoffe, Kohlenmonoxyde und Stickoxyde 
hingewiesen habe. Er hat mir damals vor 
eineinhalb Jahren geantwortet - ich zitiere 
wörtlich -: 

Dazu darf ich zunächst festhalten, daß das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz bereits vor Jahren eine Studie 
über Maßnahmen zur Verminderung der 
Schadstoffemissionen bei Kraftfahrzeugen 
unter Berücksichtigung der besonderen Situa­
tion Österreichs in Auftrag gegeben hat. 
Diese wurde vor kurzem fertiggestellt. 

Die Studie wurde also etwa zu Beginn 1981 
fertiggestellt. Wir stehen jetzt am Ende 1982, 
und seitens des Ministeriums ist keinerlei 
Maßnahme auf Grund dieser Studie erfolgt. 
Zumindest ist mir keine bekannt. 

Aus diesem Grunde möchte ich heute die 
Gelegenheit dazu benutzen, auf diese so 
schädlichen Abgase aus den Kraftfahrzeugen 
neuerlich hinzuweisen, die wir in einer parla­
mentarischen Enquete von dem Umwelthygie­
niker Univ.-Prof. Dr. Möse aus der Steier­
mark auch rein fachlich nachgewiesen 
bekommen haben.. Vor allem im Hinblick auf 
die krebsfördernde Wirkung dieser Abgase 
möchte ich dem Herrn Bundesminister 
erstens mein Bedauern darüber ausdrücken, 
daß er auf Grund dieser Anfragebeantwor­
tung vor eineinhalb Jahren in diesem Bereich 
praktisch nichts unternommen hat. 

Aber da es in diesem Bereich eine Kompe­
tenzschwierigkeit gibt - der Gesundheitsmi-
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ni ster trägt zwar die Verantwortung für die 
Umwelt, aber für die Ausführung ist der Ver­
kehrsminister zuständig -, möchte ich heute 
an dieser Stelle vorerst einmal nur die 
Anfrage beziehungsweise die Aufforderung 
an die Bundesregierung richten, das Notwen­
dige zur Verhinderung der giftigen Abgase 
von Kraftfahrzeugen zu unternehmen. 

Was stelle ich mir vor, das man hier unter­
nehmen muß? - Man muß eine Änderung im 
Bereich der Vergaser vornehmen! 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Wir kennen die Erfahrungen aus Ame­
rika. Dort sind diese Vergaser bereits in Mil­
lionen von Autos eingebaut, und ich sehe 
nicht ein, daß wir in Europa nicht mit den 
gleichen technischen Geräten ausgerüstete 
Kraftfahrzeuge in Zukunft zur Verfügung 
gestellt bekommen! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wir sind mit dieser Forderung nicht die 
ersten. Wir haben das gar nicht erfunden. 
Unsere zwei anderen Partner auf dem 
Gebiete der Neutralität in Europa - Schwe­
den und die Schweiz - sind uns in diesem 
Bereich vorausgegangen. Dort gibt es bereits 
entsprechende Vorschriften für gesundheits­
und umweltfreundliche Abgasbeseitigungsan­
lagen, und zwar sind Grenzwerte gesetzt, die 
bis 1986 bei Kohlenwasserstoff auf 0,9, bei 
Kohlenmonoxyd auf 9,3 und bei Stickoxyd auf 
1,2 gesenkt werden sollen - 1986, möchte ich 
betonen. 

Ich fordere daher die Bundesregierung in 
aller Form auf, Aktivitäten zu setzen, daß 
auch in Österreich alle notwendigen Maßnah­
men ergriffen werden, um diese so gesund­
heitsgefährlichen und krebsfördernden 
Abgase der Kraftfahrzeuge zu vermindern. 
(Beifall bei der ÖVP.) 18.03 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Tonn. 
Ich erteile es ihm. 

18.03 

Abgeordneter Tonn (SPÖ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr' geehrten Damen 
und Herren! Der Kollege Dr. Wiesinger hat 
die Beratung über das Gesetz zur Finanzie­
rung des Umweltfonds der UNO dazu benützt, 
um nationale, also vor allem österreichische, 
Probleme zu besprechen, und ich werde 
einige Worte am Ende meiner Rede dazu 
sagen. 

Mit der heutigen Beschlußfassung über das 
vorliegende Gesetz betreffend die Finanzie­
rung des Umweltfonds der UNO unterstützt 
Österreich weiter die kontinuierliche Ent-

wicklung der Umweltschutzorganisation der 
Vereinten Nationen. Ich freue mich, daß alle 
drei Parteien des Hauses dieser Vorlage ihre 
Zustimmung geben werden, weil damit doku­
mentiert wird, daß sich Österreich zur UNEP­
Tätigkeit bekennt. 

Bei der Umweltschutzkonferenz im Mai die­
ses Jahres in Nairobi hat der Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz, Dr. Stey­
rer, dieses Bekenntnis in sehr ausführlicher 
Weise dokumentiert. Gerade die Ausführun­
gen des Ministers aus dem neutralen Öster­
reich haben sicherlich ein sehr großes Echo 
gefunden. Daß wir den internationalen 
Umweltschutz und damit auch den Fonds der 
Vereinten Nationen ernst nehmen, ist aus 
einer Zahl zu erkennen: 

Im Verhältnis zu unserem Bruttonational­
produkt steht Österreich mit seinem Beitrag 
innerhalb der UNO an achter Stelle. Obwohl 
diese Beiträge in den einzelnen Staaten unbe­
stritten sind, waren sie gerade bei der letzten 
UNEP-Konferenz ein zentrales Diskussions­
thema. Vor allem deshalb, weil die Zahlungs­
moral anderer Länder zu wünschen übrig 
läßt. 

Man hat als Teilnehmer das Gefühl gehabt, 
daß eine Polarisierung der Interessenslagen 
zustande kommt, die international betrachtet 
nicht angenehm ist, vor allem deshalb, weil 
die Länder der Dritten Welt immer mehr Bei­
träge von den Industrieländern verlangen. Es 
hat auch einzelne Vorstöße gegeben, wo man 
versucht hat, daß die UNEP zu einer Entwick­
lungshilfeorganisation umfunktioniert wird. 
Das kann aber eigentlich nicht das Ziel dieses 
Fonds sein. 

Wir müssen, so glaube zumindest ich, zur 
Kenntnis nehmen - ob wir wollen oder nicht 
-, daß auch bei den internationalen Umwelt­
fragen ein Nord-Süd-Konflikt im Entstehen 
ist. Deshalb sollten wir als Industriestaat in 
Mitteleuropa einiges bei der Einschätzung der 
internationalen Umweltfragen nicht außer 
acht lassen. 

Wenn wir daran denken, daß es heute welt­
weit 600 Millionen Menschen gibt, die unter­
ernährt sind - man schätzt diese Zahl für das 
Jahr 2000 auf 2 Milliarden -, wenn man weiß, 
daß es neben den Welternährungsproblemen 
Probleme im Bereich der Energie, der Was­
serversorgung und der industriellen Weiter­
entwicklung gibt, dann kann man daraus 
erkennen, daß sich auch die Umweltprobleme 
mehren. 

Ich habe eines in Erinnerung - Kollege 
Dr. Wiesinger war ja mit -: Wir haben eine 
Wasserversorgungsanlage in einem' kleinen 
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Dorf mit 3 000 Einwohnern in Afrika gesehen, 
in Loitokitok. Man konnte diese Wasserver­
sorgungsanlage in etwa mit einer J auche­
grube in Österreich vergleichen. Die Men­
schen trinken dort dieses Wasser. Das muß 
man sich einmal vorstellen! 

Daher gibt es für uns als Industriestaat, für 
uns als Europäer eigentlich keine Flucht aus 
der Verantwortung, weil man sicherlich auf 
dem Standpunkt stehen kann, daß die 
Umweltfragen von heute sich morgen zu Frie­
densfragen ausbilden. Das heißt, wir tragen 
Mitverantwortung für die Zukunft, und es ist 
daher jede Initiative in diesem Bereich zu 
begrüßen. 

Wenn Bundesminister Dr. Steyrer bei die­
ser Konferenz in Nairobi gemeint hat, die 
Industriestaaten dürften kein Umweltdum­
ping betreiben, dann hat das weltweit wirk­
lich Beachtung gefunden. Es ist zuwenig, 
wenn wir umweltschädigende Anlagen in der 
Dritten Welt errichten. Es ist zu einfach, 
wenn wir bei uns nicht brauchbare Produkte 
exportieren. Es ist zu einfach, wenn wir 
Umweltprobleme aus Kostengründen in sol­
che Länder abschieben. 

Wir müssen uns dessen bewußt sein, daß 
der Umweltschutz nur dann funktionieren 
wird, wenn er international koordiniert wird. 
Dieser Beitrag wird sicherlich mithelfen, im 
Rahmen der UNO ein Instrument zu formen, 
das diese weltweite Organisation befähigt, im 
Umweltschutz international aktiv zu werden. 

Wir haben seit Stockholm im Jahr 1972 
erlebt, daß weltweit ein neues Umweltbe­
wußtsein entstanden ist. Wir wissen heute, 
daß Ökologie und Ökonomie keine Gegen­
sätze sind, und wir haben erkannt, daß wir als 
Industrieländer die moralische Verpflichtung 
tragen, die Umwelt in möglichst großer Viel­
falt von Arten und Formen zu erhalten. 

Deshalb ist diese UNEP-Finanzierung auch 
für unser Land von zentraler Bedeutung, weil 
gerade wir als kleiner neutraler Staat in Mit­
teleuropa alles tun und überall aktiv sein 
müssen, um auch hier eine Vermittlerrolle zu 
spielen. Bundesminister Dr. Steyrer hat bei 
der UNEP-Tagung sehr deutlich demonstriert, 
welche Bedeutung wir als kleines Land auch 
in dieser Organisation haben. 

Wir müssen auch erkennen - und wir soll­
ten uns damit befassen -, daß der funktionie­
rende Umweltschutz auf Dauer nur vorsor­
gend erfolgreich sein kann. Wenn wir heute 
die UNEP-Beiträge mit zwei Paragraphen in 
einer kurzen Vorlage bis 1986 beschließen, 
dann auch in dem Bewußtsein, daß die UNEP 

das einzige Gremium ist, in dem alle Nationen 
weltweite Umweltprobleme beraten können. 

Das heißt, wir müssen ein Bekenntnis able­
gen, daß es auch im Umweltschutz kein Nord­
Süd-Gefälle geben darf. Wir müssen uns dazu 
bekennen, daß Umweltschutz und Entwick­
lungshilfe koordiniert werden, kurz gesagt -
einen Ausdruck gebrauchend, den ein Mini­
ster einer europäischen Nation in Nairobi ver­
wendet hat -: Wenn wir in Europa bestehen 
wollen, dann brauchen wir eine Art Umwelt­
verträglichkeitsprüfung für die Entwicklungs­
politik. 

Möge daher dieser Beitrag, den wir heute 
einstimmig in diesem Hause beschließen, mit­
helfen, daß auf möglichst rationelle Art und 
Weise ein brauchbares Instrumentarium zur 
Bewältigung des weltweiten Umweltschutzes 
bis zur Jahrtausendwende entwickelt wird. 
Daß wir dieser Vorlage die Zustimmung ertei­
len, braucht, glaube ich, nur am Rande 
erwähnt zu werden. 

Nun zur Abgasfrage, die Kollege Dr. Wie­
singer in den Mittelpunkt seiner Rede gestellt 
hat. Ich möchte dazu sagen, daß dieses Thema 
sicherlich sehr wichtig ist - das ist über­
haupt keine Frage -, daß wir aber glauben, 
Kollege Wiesinger, daß diese Frage, wenn sie 
direkt an den Gesundheitsminister ~erichtet 
wird, eigentlich nicht richtig gerichtet ist. 
(Abg. G ra f: Er hat die Frage an die Regie­
rung gerichtet! Sie haben nicht aufgepaßt!) 
Der Kollege Dr. Wiesinger hat sich dann ver­
bessert. (Abg. G ra f: Das braucht er nicht zu 
tun!) Warum soll er sich nicht verbessern? -
Er hat sich dann verbessert und die Frage an 
die Bundesregierung gerichtet. 

Ich würde sagen, um bei der ersten Aussage 
zu bleiben, nämlich den Umweltminister 
anzusprechen, daß ein Umweltspiel in einer 
neuen Variante dargeboten wurde. Ich 
möchte das jetzt allgemein sagen und nicht 
im speziellen bezogen auf die Abgase, damit 
kein Irrtum entsteht. Man kann nicht auf der 
einen Seite, bedingt durch unsere Verfassung, 
dem Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz gewisse Kompetenzen immer 
wieder verwehren, und andererseits, auf dem 
Verwehrten aufbauend, Forderungen und 
Wünsche hinterlegen. Ich glaube, das geht 
ganz einfach nicht! 

Wenn wir uns zu einer strengeren Abgasre­
gelung für Kraftfahrzeuge entschließen, dann 
sollte man eines sagen - und dieses Thema 
kommt zur Sprache, weil Sie, Herr Kollege 
Wiesinger , es hier angeschnitten haben -, 
nämlich daß wir seit 1. Oktober 1982 die soge­
nannte neue ECE-Norm in Österreich in Gel­
tung haben. Jeder, der damit beschäftigt war 
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und ist, weiß, welchen Sturm das in der Wirt­
schaft ausgelöst hat. 

Nun wird uns von Ihnen immer wieder vor­
geworfen, wir nehmen auf die Wirtschaft 
keine Rücksicht. Gerade in diesem Punkt 
sollte man Rücksicht nehmen. Und da kom­
men Sie, Herr Kollege Wiesinger, und wollen 
hier ein politisches Schwarze-Peter-Spiel ver­
anstalten in der Form, daß Sie hierhergehen, 
strengere Bestimmungen verlangen und sich 
der wirtschaftlichen Bedeutung dieser Frage 
wohl bewußt sind, aber morgen hinausgehen 
und sagen: Ich bin der, der es verlangt, aber 
die "böse" Regierungsmehrheit oder die 
Mehrheit im Nationalrat will nicht. - Ich 
glaube, das sollte gesagt sein. 

Mehr Schutz vor Abgasen: Das ist keine 
Frage. Jedoch müßte man ganz genau und 
konkret darüber reden, in welcher Form und 
mit welcher Zielsetzung man diese Abgas­
drosselung erreicht. Ich glaube, darum geht 
es. Das soll keine parteipolitische Frage sein, 
sondern eine Frage, die alle Österreicher 
betrifft. (Beifall bei der SPÖ.) 18.15 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer kur­
zen Erklärung hat sich der Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz gemeldet. 

18.15 

Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz Dr. Steyrer: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich muß den Vorwurf des Herrn 
Kollegen Dr. Wiesinger auf das schärfste 
zurückweisen, es wäre in Österreich auf dem 
Gebiete der Minimierung der Kraftfahrzeugs­
emissionen nichts geschehen. Es scheint ihm 
entgangen zu sein, daß der Herr Verkehrsmi­
nister in dankenswerter Weise am 1. Oktober 
durch Verordnung die ECE-Norm 15 in Kraft 
gesetzt hat, die eine wesentliche Verbesse­
rung auf diesem Gebiete bringen wird. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 18.16 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Verkehr. Ich erteile es ihm. 

18.16 

Bundesminister für Verkehr Lausecker: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nur noch hinzufügen: 
Der Herr Abgeordnete Wiesinger hat an die 
Bundesregierung in aller Form das Ansinnen 
gestellt, man möge einen Schritt weitergehen. 
Es sind wenige Tage, seit wir in Österreich 
diese verschärfte ECE-Norm in Kraft haben. 
Ich überlasse es Ihnen, sich zu informieren, 

welche Interventionen und Besorgnisse das 
Monate hindurch in der österreichischen 
Wirtschaft, im Handel und bei den Interessen­
vertretungen gebracht hat. Wir werden daher 
gern, Herr Abgeordneter Wiesinger, diese 
Ihre Überlegung in aller Form als Frage an all 
diese weiterreichen. Die Reaktion kann ich 
mir heute schon vorstellen. 

Aber wir sind genauso wie Sie im Rahmen 
des Machbaren und des Möglichen an allen 
Ausformungen und Fortentwicklungen der 
Bestimmungen über Gesundheit und Umwelt­
schutz interessiert. Nur muß man korrekter­
weise auch dazusagen, daß das Lasten mit 
sich bringt und Teuerungen und Belastungen 
in der Wirtschaft, im Handel, auf den Arbeits­
plätzen und beim Autofahrer. 

Mit Hinzufügung dieser Klarstellungen 
werden wir Ihre Frage gern an alle weiterrei­
chen. (Beifall bei der SPÖ.) 18.17 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1210 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim -
mi g auch in dritter Lesung a n gen 0 m -
men. 

6. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Landesgerichtes Kla­
genfurt um Zustimmung zur strafgerichtli­
chen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. Jörg Haider wegen des Ver­
dachtes des Vergehens der üblen Nachrede 
nach den §§ 111 Abs. 2 und 115 StGB (1264 der 

Beilagen) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
nunmehr zum 6. Punkt der Tagesordnung: 
Ersuchen des Landesgerichtes Klagenfurt um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfol­
gung des Abgeordneten zum Nationalrat Dr. 
Jörg Haider wegen des Verdachtes des Verge­
hens der üblen Nachrede nach den §§ 111 
Abs. 2 und 115 Strafgesetzbuch. 
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Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ofner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Dr. Ofner: Ich erstatte den 
Bericht des Immunitätsausschusses über das­
Ersuchen des Landesgerichtes Klagenfurt um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfol­
gung des Abgeordneten zum Nationalrat Dr. 
Jörg Haider wegen des Verdachtes des Verge­
hens der üblen Nachrede nach den §§ 111 
Abs. 2 und 115 Strafgesetzbuch. 

Das Landesgericht Klagenfurt ersucht mit 
Zuschrift vom 23. September 1982, eingelangt 
in der Parlamentsdirektion am 6. Oktober 
1982, um Zustimmung zur strafgerichtlichen 
Verfolgung des Abgeordneten zum National­
rat Dr. Jörg Haider wegen des Verdachtes des 
Vergehens der üblen Nachrede und der Belei­
digung nach den §§ 111 Abs. 2 und 115 Strafge­
setzbuch. 

Der Immunitätsausschuß hat dieses Ersu­
chen in seiner Sitzung am 21. Oktober 1982 
beraten und einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat zu empfehlen, dem gegenständli­
chen Ersuchen nicht zuzustimmen. 

Der Immunitätsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Ersuchen des Landesgerichtes Kla­
gemurt vom 23. September 1982, 12 EVr 
2052/82, um Zustimmung zur strafgerichtli­
chen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. Jörg Haider wegen des Ver­
dachtes des Vergehens der üblen Nachrede 
und der Beleidigung nach den §§ 111 Abs.2 
und 115 Strafgesetzbuch wird nicht stattgege­
ben. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Debatte einzugehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses in 
1264 der Beilagen, dem Ersuchen des Landes­
gerichtes Klagenfurt vom 23. September 1982, 
12 EVr 2052/82, um Zustimmung zur strafge­
richtlichen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. Jörg Haider wegen des Ver­
dachtes des Vergehens der üblen Nachrede 
und der Beleidigung nach den §§ 111 Abs.2 
und 115 Strafgesetzbuch nicht stattzugeben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. Das ist ein s tim m i g 
angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung der Selbständige Antrag 218/A einge­
bracht worden ist. 

Ferner sind die Anfragen 2196/J bis 2200/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Dienstag, 30. November 1982, 10 Uhr in 
Aussicht genommen ist, wird durch schriftli­
che Benachrichtigung einberufen werden. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 20 Minuten 
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